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An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes z.u den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 

hier: Sozialpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vor- 
schläge der Kommission der EWG für 

eine Verordnung des Rats über die Anwendung der 
Systeme der Sozialen Sicherheit auf Arbeitnehmer und 
deren Familienr die innerhalb der Gemeinschaft zu- und 
abwandern 

eine Entscheidung des Rats über die Anwendung des 
Artikels 51 des Vertrages auf die französischen über- 
seeischen Departements. 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der EWG vom 11. Januar 1966 dem Herrn Präsi- 
denten des Rats der EWG übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist voraussichtlich zu erwarten. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
EWG zu ihrem Verordnungsvorschlag übermittelte Begrün- 
dung beigefügt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, 53 Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, 532 Bad Godesberg, 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel, 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung des Rats 
über die Anwendung der Systeme der sozialen Sicherheit 
auf Arbeitnehmer und deren Familien, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf die Artikel 2, 7 und 51 des Vertrags, 

gestützt auf den Vorschlag, den die Kommission 
nach Beratung mit der Verwaltungskommission der 
EWG für die Soziale Sicherheit der Wanderarbeit- 
nehmer aufgestellt hat, 

nach Anhörung des Europäischen Parlaments, 

nach Anhörung des Wirtschafts- und Sozialaus- 
schusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

— Die Erfahrung bei der Durchführung der Ver- 
ordnung Nr. 3 der EWG seit 1959 einschließlich 
ihrer Änderungen hat das Bedürfnis ersichtlich 
werden lassen, sämtliche Grundbestimmungen 
für die Durchführung des Artikels 51 des Ver- 
trags einschließlich aller Bestimmungen für 
Grenzgänger, Saisonarbeiter und Seeleute in 
einem einzigen Text zusammenzufassen sowie 
sie insgesamt zu überprüfen und die Verbesse- 
rungen anzubringen, die gegenwärtig trotz der 
Vielfalt und Unterschiedlichkeit der einzelstaat- 
lichen Systeme möglich sind. 

— Das Ziel dieser Maßnahmen besteht darin, die 
Hebung des Lebensstandards und des Beschäf- 
tigungsniveaus in sämtlichen Gebieten der Ge- 
meinschaft zu fördern und den Versicherten und 
und ihren anspruchsberechtigten AngehÖTigen 
die Leistungen der sozialen Sicherheit ohne 
Rücksicht auf ihre Beschäftigung und ihren 
Wohnsitz sowie die Gleichbehandlung aller 
Staatsangehörigen der Mitgliedstaaten in An- 
betracht der unterschiedlichen Rechtsvorschriften 
der einzelnen Staaten sicherzustellen. 

— Diese Ziele müssen zwecks Erwerb und Erhal- 
tung des Leistungsanspruchs und für die Berech- 
nung dieser Leistungen insbesondere durch die 
Zusammenrechnung aller in den verschiedenen 
einzelstaatlichen Rechtsvorschriften anzurech- 
nenden Zeiten und durch die Leistungszahlung 
an die im Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 
wohnenden Personen erreicht werden. 

— Die Freizügigkeit der Arbeitnehmer darf für 
diese in keinem Fall zum Verlust der in den ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten bereits erworbenen 
Ansprüche führen, ohne daß dieser Verlust 
durch zumindest gleichwertige Vorteile ausge- 
glichen wird, soweit der Gesamtbetrag der Lei- 
stungen nicht den Höchstbetrag der Leistungen 


überschreitet, auf die sie Anspruch hätten, wenn 
sie während ihrer Laufbahn den Rechtsvorschrif- 
ten eines einzigen Mitgliedstaates unterstanden 
hätten. 

— Es erscheint für die Arbeitnehmer zweckmäßiger, 
daß die Leistungen bei Vollarbeitslosigkeit von 
nun an stets nach den Rechtsvorschriften des 
Landes gewährt werden, in dem der Arbeits- 
lose während seiner Beschäftigung gemeldet ist, 
und zwar ohne andere zeitliche Beschränkungen 
als diejenigen, die in diesen Rechtsvorschriften 
vorgesehen sind. 

— Das Hauptziel der Familienleistungen, nämlich 
zum Unterhalt der Familienangehörigen beizu- 
tragen, und zwar insbesondere der Kinder des 
Arbeitnehmers, wird besser durch die Gewäh- 
rung von Leistungen erreicht, die in den Rechts- 
vorschriften des Wohnlandes dieser Familien- 
angehörigen, zu Lasten des Staates gewährt 
werden, dessen Rechtsvorschriften der Arbeit- 
nehmer untersteht. 

— ■ Für mehrere Organe, die der Kommission zur 
Ingangsetzung der verschiedenen sozialen Maß- 
nahmen zur Seite stehen, ist eine Vertretung der 
Arbeitgeber und der Arbeitnehmer entweder im 
Vertrag vorgesehen oder wird von den zustän- 
digen Organen der Gemeinschaft für nützlich er- 
achtet. Infolgedessen ist es angezeigt, den Ver- 
tretern der Arbeitnehmer, der Arbeitgeber und 
der Landwirte die in dieser Verordnung vorge- 
sehene Teilnahme an den Sitzungen der Verwal- 
tungskommission zu gestatten. 

— Nach einer Erklärung der Hohen Behörde der 
Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl 
kann die nachstehende Verordnung an die Stelle 
der in Artikel 69 Absatz (4) des Vertrags über 
die Gründung der Europäischen Gemeinschaft 
für Kohle und Stahl genannten Vereinbarungen 
treten — 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 1 

Für die Anwendung dieser Verordnung 

a) bezeichnet der Ausdruck „Rechtsvorschriften" 
die bestehenden und künftigen Gesetze, Verord- 


2 



Deutscher Bundestag — 5 . Wahlperiode 


Drucksache V/197 


nungen und Satzungen jedes Mitgliedstaates in 
bezug auf die in Artikel 2 Absätze (1) und (2) 
genannten Zweige und Systeme der Sozialen 
Sicherheit; er umfaßt keine vertraglichen Ab- 
machungen, und zwar auch dann nicht, wenn 
deren Bestimmungen durch eine behördliche 
Maßnahme für verbindlich erklärt oder ihr An- 
wendungsbereich erweitert worden ist; 

b) bezeichnet der Ausdruck „Abkommen über So- 
ziale Sicherheit" jede zwei- oder mehrseitige 
Übereinkunft, die auf dem Gebiet der Sozialen 
Sicherheit für alle oder einen Teil der in Arti- 
kel 2 Absätze (1) und (2) bezeichneten Zweige 
und Systeme ausschließlich zwischen zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten jetzt oder künftig in Kraft 
ist sowie jede mehrseitige Übereinkunft, die für 
mindestens zwei Mitgliedstaaten und einen oder 
mehrere Staaten jetzt oder künftig in Kraft ist, 
und schließlich alle im Rahmen dieser Überein- 
künfte geschlossenen Vereinbarungen jeder Art; 

c) bezeichnet der Ausdruck „zuständige Behörde" 
für jeden Mitgliedstaat den oder die Minister 
oder die entsprechende Behörde, die im gesam- 
ten Hoheitsgebiet des betreffenden Mitglied- 
staates oder in einem Teil desselben für die 
Systeme der Sozialen Sicherheit zuständig sind; 

d) bezeichnet der Ausdruck „Verwaltungskommis- 
sion" die in Artikel 65 vorgesehene Kommis- 
sion; 

e) bezeichnet der Ausdruck „Träger" für jeden Mit- 
gliedstaat die Einrichtung oder Behörde, der die 
Anwendung sämtlicher Rechtsvorschriften oder 
eines Teiles derselben obliegt; 

f) bezeichnet der Ausdruck „zuständiger Träger" 

i) den Träger, bei dem die in Betracht kom- 
mende Person im Zeitpunkt des Antrags auf 
Leistungen versichert ist oder 

ii) den Träger, gegen den der Versicherte 
einen Anspruch auf Leistungen hat oder 
hätte, wenn er oder seine Familienange- 
hörigen im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaa- 
tes wohnten, in dem dieser Träger seinen 
Sitz hat, oder 

iii) den von der zuständigen Behörde des be- 
treffenden Mitgliedstaates bezeichneten Trä- 
ger oder 

iv) wenn es sich um ein System handelt, das die 
Verpflichtungen des Arbeitgebers hinsicht- 
lich der in Artikel 2 Absatz (1) genannten 
Leistungen betrifft, entweder den Arbeit- 
geber oder den an seine Stelle tretenden 
Versicherer oder, falls es einen solchen nicht 
gibt, die von der zuständigen Behörde des 
betreffenden Mitgliedstaates bestimmte Ein- 
richtung oder Behörde; 

g) bezeichnet der Ausdruck „zuständiger Staat" 
den. Mitgliedstaat, in dessen Hoheitsgebiet der 
zuständige Träger seinen Sitz hat; 

h) bezeichnet der Ausdruck „Wohnort" den Ort des 
gewöhnlichen Aufenthalts; 


i) bezeichnet der Ausdruck „Aufenthalt" einen vor- 
übergehenden Aufenthalt; 

j) bezeichnen die Ausdrücke „Träger des Wohn- 
orts" und „Träger des Aufenthaltsortes" den 
Träger, der nach den Rechtsvorschriften des Mit- 
gliedstaates, die für diesen Träger gelten, für die 
Gewährung der Leistungen an dem Ort zustän- 
dig ist, in dem der Versicherte wohnt oder sich 
aufhält oder, wenn ein solcher Träger nicht vor- 
handen ist, den von der zuständigen Behörde 
des betreffenden Mitgliedstaates bezeichneten 
Träger; 

k) der Ausdruck „Arbeitnehmer" bezeichnet die 
gegen Entgelt beschäftigten Arbeitnehmer oder 
die ihnen gleichgestellten Personen. Unter 
„gleichgestellten Personen" sind diejenigen zu 
verstehen, die nach den geltenden Rechtsvor- 
schriften im Rahmen der Systeme für die soziale 
Sicherheit der Arbeitnehmer gegen ein oder 
mehrere Risiken im Geltungsbereich dieser Ver- 
ordnung pflichtversichert oder freiwillig ver- 
sichert sind; 

l) i) bezeichnet der Ausdruck „Grenzgänger" die 

Arbeitnehmer, die im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaates beschäftigt sind und im Ho- 
heitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates 
wohnen, in den sie in der Regel täglich oder 
wöchentlich mindestens einmal zurückkeh- 
ren; 

ii) in den Beziehungen zwischen Frankreich 
und den angrenzenden Staaten muß die be- 
treffende Person jedoch, um als Grenzgän- 
ger zu gelten, innerhalb eines Gebietes be- 
schäftigt sein und wohnen, dessen Breite auf 
jeder Seite der gemeinsamen Grenze grund- 
sätzlich 20 km nicht überschreitet; die Kom- 
mission stellt im Verordnungswege die Liste 
der in diesen Grenzzonen liegenden Ge- 
meinden auf. Sie kann im Einvernehmen 
mit den beteiligten Mitgliedstaaten die 
Breite dieses Gebietes im Verordnungswege 
auf mehr als 20 km festsetzen; 

iii) Grenzgänger, die im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaates von einem Unternehmen be- 
schäftigt werden, dem sie in der Regel an- 
gehören und die von diesem Unternehmen 
in eine Gebiet außerhalb der Grenzzone in 
das Hoheitsgebiet des betreffenden Mit- 
gliedstaates für einen Zeitraum entsandt 
werden, der voraussichtlich vier Monate 
nicht überschreitet, behalten für die Dauer 
ihrer Entsendung innerhalb dieser Grenze 
von vier Monaten die Eigenschaft eines 
Grenzgängers; 

m) bezeichnet der Ausdruck „Saisonarbeiter" die 
Arbeitnehmer, die sich in das Hoheitsgebiet 
eines anderen als des Mitgliedstaates begeben, 
in dem sie wohnen, um dort für Rechnung eines 
Unternehmens oder eines Arbeitgebers dieses 
Staates eine Saisonarbeit bis zur Höchstdauer 
von acht Monaten auszuüben und sich während 
der Dauer der Beschäftigung im Hoheitsgebiet 


3 



Drucksache V/197 


Deutscher Bundestag - — 5. Wahlperiode 


dieses Staates aufhalten; unter Saisonarbeit ist 
eine jahreszeitlich bedingte Arbeit zu verstehen, 
die jedes Jahr erneut anfällt; der Nachweis der 
Eigenschaft eines Saisonarbeiters wird entweder 
durch Vorlage des Arbeitsvertrags erbracht, der 
den Sichtvermerk der Arbeitsverwaltung des 
Mitgliedstaates tragen muß, in dessen Hoheits- 
gebiet der Saisonarbeiter zur Ausübung seiner 
Beschäftigung eingereist ist, oder durch Vorlage 
einer von der Arbeitsverwaltung mit einem 
Sichtvermerk versehenen Bescheinigung, aus der 
hervorgeht, daß der betreffende Arbeitnehmer 
im Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaates eine sai- 
sonbedingte Beschäftigung gefunden hat; 

n) hat der Ausdruck „Flüchtling" die Bedeutung, die 
ihm in Artikel 1 des am 28. Juli 1951 in Genf 
Unterzeichneten Abkommens über die Rechts- 
stellung der Flüchtlinge oder in den Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaats gegeben wird; 

o) hat der Ausdruck „Staatenloser" die Bedeutung, 
die ihm in Artikel 1 des am 28. September 1954 
in New York Unterzeichneten Abkommens über 
die Rechtsstellung der Staatenlosen gegeben 
wird; 

p) bezeichnet der Ausdruck „Familienangehörige" 
die Personen, die nach den Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaates, nach denen die Leistungen ge- 
währt werden, oder in den Fällen des Artikels 19 
und des Artikels 23 Absatz (6) nach den Rechts- 
vorschriften des Mitgliedstaates, in dessen 
Hoheitsgebiet sie wohnen, als solche bestimmt 
oder anerkannt oder als Haushaltsangehörige 
bezeichnet sind; werden nach diesen Rechtsvor- 
schriften jedoch nur die Personen als Familien- 
angehörige oder Haushaltsangehörige angesehen, 
die mit dem Arbeitnehmer in häuslicher Gemein- 
schaft leben, so gilt diese Voraussetzung als 
erfüllt, wenn der Unterhalt der betreffenden 
Personen überwiegend von dem Arbeitnehmer 
bestritten wird; 

q) bezeichnet der Ausdruck „Hinterbliebene" die 
Personen, die in den Rechtsvorschriften, nach 
denen die Leistungen gewährt werden, als solche 
bestimmt oder anerkannt sind; werden nach die- 
sen Rechtsvorschriften jedoch nur die Personen 
als Hinterbliebene angesehen, die mit dem ver- 
storbenen Arbeitnehmer in häuslicher Gemein- 
schaft gelebt haben, so gilt diese Voraussetzung 
als erfüllt, wenn der Unterhalt der betreffenden 
Personen überwiegend von dem Arbeitnehmer 
bestritten worden ist; 

r) bezeichnet der Ausdruck „Versicherungszeiten" 
die Beitrags- oder Beschäftigungszeiten, die ge- 
mäß den Rechtsvorschriften, nach denen sie zu- 
rückgelegt worden sind, als Versicherungszeiten 
bestimmt oder anerkannt sind, ferner alle gleich- 
gestellten Zeiten, soweit sie nach diesen Rechts- 
vorschriften als den Versicherungszeiten gleich- 
wertig anerkannt sind; 

s) bezeichnet der Ausdruck „Beschäftigungszeiten" 
die Zeiten, die in den Rechtsvorschriften, nach 
denen sie zurückgelegt worden sind, als solche 


bestimmt oder anerkannt sind, ferner alle gleich- 
gestellten Zeiten, soweit sie nach diesen Rechts- 
vorschriften als den Beschäftigungszeiten gleich- 
wertig anerkannt sind; 

t) bezeichnen die Ausdrücke „Leistungen" und 
„Renten" alle Leistungen und Renten einschließ- 
lich aller ihrer Teile aus öffentlichen Mitteln, 
aller Erhöhungen, Anpassungsbeträge und Zu- 
schläge, vorbehaltlich der besonderen Bestim- 
mungen dieser Verordnung, sowie die Abfindun- 
gen, die an Stelle der Renten treten können, so- 
wie gegebenenfalls die Zahlungen, die als Bei- 
tragserstattungen erfolgen; 

u) bezeichnet der Ausdruck „Familienleistungen" 
alle Sach- oder Geldleistungen, die als Ausgleich 
der Familienmehrbelastungen bestimmt sind, mit 
Ausnahme der im Anhang I genannten Sonder- 
beihilfen bei Geburten, wohingegen der Aus- 
druck „Familienbeihilfen" ausschließlich die ent- 
sprechend der Zahl und dem Alter der Kinder 
gewährten regelmäßigen Geldleistungen bezeich- 
net (Kindergeld); 

v) bezeichnet der Ausdruck „Sterbegeld" jede ein- 
malige Zahlung im Todesfälle, mit Ausnahme der 
unter Buchstabe t) dieses Artikels vorgesehenen 
Kapitalabfindungen. 


Artikel 2 

(1) Diese Verordnung findet auf alle Rechtsvor- 
schriften Anwendung, die folgende Zweige der 
Sozialen Sicherheit betreffen: 

a) Leistungen bei Krankheit und Mutterschaft; 

b) Leistungen bei Invalidität einschließlich der Lei- 
stungen, die zur Erhaltung oder Besserung der 
Erwerbsfähigkeit bestimmt sind; 

c) Leistungen bei Alter; 

d) Leistungen an Hinterbliebene; 

e) Leistungen bei Arbeitsunfällen und Berufskrank- 
heiten; 

f) Sterbegeld; 

g) Leistungen bei Arbeitslosigkeit; 

h) Familienleistungen. 

(2) Diese Verordnung findet auf die allgemeinen 
und die besonderen, die auf Beiträgen beruhenden 
und die beitragsfreien Systeme der Sozialen Sicher- 
heit Anwendung, einschließlich der Systeme, nach 
denen der Arbeitgeber zu Leistungen gemäß Absatz 
(1) verpflichtet ist. 

(3) Die Sonderbestimmungen in Titel III dieser 
Verordnung berühren jedoch nicht die Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaates über die Verpflich- 
tungen eines Reeders, der bei der Anwendung die- 
ser Verordnung als Arbeitgeber gilt. 

(4) Diese Verordnung findet weder auf die Öffent- 
liche Fürsorge noch auf Leistungssysteme für Opfer 
des Krieges und seiner Folgen noch auf Sonder- 
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Systeme für öffentliche Bedienstete und ihnen 
Gleichgestellte Anwendung. 

Artikel 3 

Die in Artikel 2 Absätze (1) und (2) genannten 
Rechtsvorschriften und Systeme sind von den Mit> 
gliedstaaten in einer Erklärung zu bezeichnen, die 
gemäß Artikel 78 zu notifizieren und zu veröffent- 
lichen ist. Diese Erklärung gilt nicht als erschöpfend. 


Artikel 4 

(1) Diese Verordnung findet auf Arbeitnehmer An- 
wendung, für welche die Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten 
und die Staatsangehörige eines Mitgliedstaates sind 
oder Staatenlose oder Flüchtlinge, sowie auf ihre 
Familienangehörigen und ihre Hinterbliebenen. 

(2) Diese Verordnung findet ferner auf Hinter- 
bliebene der Arbeitnehmer Anwendung, für welche 
die Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitglied- 
staaten galten, und zwar ohne Rücksicht auf die 
Staatsangehörigkeit dieser Arbeitnehmer, wenn ihre 
Hinterbliebenen Staatsangehörige eines Mitglied- 
staates oder Staatenlose oder Flüchtlinge sind. 

(3) Vorbehaltlich des Artikels 2 Absatz (4) findet 
diese Verordnung auf Beamte und die ihnen nach 
den anzuwendenden Rechtsvorschriften gleichgestell- 
ten Personen in dem Maße Anwendung, in dem für 
sie die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
gelten, auf welche die Verordnung Anwendung 
findet. 

(4) Unbeschadet des Absatzes (3) findet diese Ver- 
ordnung auf die Angehörigen des berufsdiplomati- 
sdien und berufskonsularischen Dienstes einschließ- 
lich des Geschäftspersonals keine Anwendung. 


Artikel 5 

Vorbehaltlich der Artikel 6 und 7 tritt diese Ver- 
ordnung hinsichtlich der Personen, auf die sie An- 
wendung findet, an die Stelle jedes Abkommens 
über Soziale Sicherheit, das 

a) ausschließlich zwischen zwei oder mehreren Mit- 
gliedstaaten besteht, oder 

b) mindestens zwei Mitgliedstaaten und einen oder 
mehrere dritte Staaten bindet, soweit es sich um 
Fälle handelt, an deren Regelung kein Träger 
solcher Drittstaaten beteiligt ist. 


Ar t i k e 1 6 

(1) Diese Verordnung beeinträchtigt nicht die Ver- 
pflichtung aus 

a) einem von der Internationalen Arbeitskon- 
ferenz angenommenen Übereinkommen; 

b) den zwischen den Mitgliedstaaten des Europa- 
rates geschlossenen Vorläufigen Europäischen 


Abkommen vom 11. Dezember 1953 über die 
Soziale Sicherheit. 

(2) Unbeschadet des Artikels 5 bleiben anwendbar: 

a) das Abkommen vom 27. Juli 1950 über die 
Soziale Sicherheit der Rheinschiffer in der Fas- 
sung vom 13. Februar 1961; 

b) das Europäische Abkommen vom 9. Juli 1956 
über die Soziale Sicherheit der Arbeitnehmer im 
internationalen Verkehrswesen; 

c) die im Anhang II aufgeführten Bestimmungen 
der Abkommen über Soziale Sicherheit. 


Artikel 7 

(1) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten können, soweit 
ein Bedürfnis besteht, zusätzliche Vereinbarungen 
zur Regelung der verwaltungsmäßigen Durchfüh- 
rung dieser Verordnung miteinander abschließen. 

(2) Abkommen, die auf Grund des Absatzes (1) ge- 
schlossen werden, sowie spätere Änderungen solcher 
Abkommen treten erst nach ihrer Aufnahme in An- 
hang II in Kraft. 

Artikel 8 

(1) Vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen 
dieser Verordnung haben die Personen, auf die 
diese Verordnung Anwendung findet, die gleichen 
Rechte und Pflichten aus den die Soziale Sicherheit 
betreffenden Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates wie die Staatsangehörigen dieses Staates, 
gleichgültig, in welchem Staat sie wohnen. 

(2) Absatz (1) ist anwendbar für das Recht, die 
Mitglieder der Organe der Träger der sozialen 
Sicherheit zu wählen, er beeinträchtigt aber nicht 
die Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die 
Wählbarkeit der genannten Personen zu diesen 
Organen. 

(3) Der Geltungsbereich der Bestimmungen der Ab- 
kommen über Soziale Sicherheit, die auf Grund des 
Artikels 6 Absatz (2) Buchstabe (c) weitergelten, 
sowie die Bestimmungen der Zusatzabkommen, die 
auf Grund des Artikels 7 Absatz (1) abgeschlossen 
sind, wird auf alle Personen erweitert, für die diese 
Verordnung gilt, soweit in Anhang II nichts anderes 
bestimmt ist. 

Artikel 9 

(1) Die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats, 
nach denen die Zulassung zur freiwilligen Versiche- 
rung oder Weiterversicherung vom Wohnsitz im 
Hoheitsgebiet dieses Staates abhängt, sind nicht auf 
Personen anvrendbar, die im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates wohnen, sofern für sie die 
Rechtsvorschriften des ersten Staates zu irgend- 
einem Zeitpunkt der von ihnen zurückgelegten Lauf- 
bahn galten. 

(2) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates die Zulassung zur Pflichtversicherung, zur 
freiwilligen Versicherung oder zur Weiterversiche- 
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rung vom Nachweis von Vorversicherungszeiten 
abhängig, so werden die nac^ den Rechtsvorschriften 
aller anderen Mitgliedstaaten zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten soweit erforderlich wie Versiche- 
rungszeiten angerechnet, die nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates zurückgelegt worden 
sind, vorausgesetzt, daß die betreffende Person im 
Hoheitsgebiet dieses Mitgliedstaates wohnt oder 
daß sie nach den Rechtsvorschriften dieses Staates 
versichert war. 

(3) Die Absätze (1) und (2) berechtigen weder zu 
einer gleichzeitigen Mitgliedschaft auf Grund der 
Versicherungspflicht nach den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaates und einer freiwilligen Ver- 
sicherung oder Weiterversidaerung nach den Rechts- 
vorschriften eines anderen Mitgliedstaates, wenn 
die Rechtsvorschriften des letzten Staates die gleich- 
zeitige Versicherung nicht zulassen, noch zu einer 
gleichzeitigen Mitgliedschaft auf Grund einer frei- 
willigen Versicherung oder Weiterversicherung 
nach den Rechtsvorschriften von zwei oder mehr 
Mitgliedstaaten. 

Artikel 10 

(1) Vorbehaltlich der besonderen Bestimmungen 
dieser Verordnung dürfen die Leistungen, Renten 
und Sterbegelder, die nach den Rechtsvorschriften 
eines oder mehrerer Mitgliedstaaten erworben wor- 
den sind, nicht deshalb gekürzt, geändert, zum 
Ruhen gebracht, entzogen oder beschlagnahmt wer- 
den, weil der Berechtigte im Hoheitsgebiet eines 
anderen als des Mitgliedstaates wohnt, in dem der 
verpflichtete Träger seinen Sitz hat. 

(2) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates die Beitragserstattung von der Voraus- 
setzung abhängig, daß die betreffende Person aus 
der Pflichtversicherung ausgeschieden ist, so gilt 
diese Voraussetzung nicht als erfüllt, solange die 
betreffende Person auf Grund der Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaates pflichtversichert ist, 

Artikel 11 

Die in den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates vorgesehenen Regelungen für die Neufest- 
stellung von Leistungen finden auf Leistungen An- 
wendung, die auf Grund dieser Rechtsvorschriften 
gemäß dieser Verordnung geschuldet werden. 

Artikel 12 

(1) Abgesehen von den Leistungen bei Invalidität, 
Alter, Tod (Renten) oder wegen Berufskrankheit, 
die von den Trägern zweier oder mehrerer Mitglied- 
staaten gemäß Artikel 32 Absätze (2) und (3), 
Artikel 35, 39 und 40 oder Artikel 50 Absatz (1) 
Buchstabe (b) festgestellt werden, kann auf Grund 
dieser Verordnung ein Anspruch auf mehrere Lei- 
stungen gleicher Art oder mehrere Leistungen aus 
derselben Pflichtversicherungszeit weder erworben 
noch aufrechterhalten werden. 

(2) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates für den Fall des Zusammentreffens mehrerer 


Leistungen der Sozialen Sicherheit oder von sol- 
chen Leistungen mit anderen Einkünften Kürzungs-, 
Rühens- oder Wegfallbestimmungen vor, so finden 
diese auf einen Berechtigten auch dann Anwendung, 
wenn es sich um Leistungen handelt, die nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates er- 
worben worden sind, oder es sich um Einkünfte 
handelt, die im Hoheitsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates bezogen werden, oder wenn es sich um 
eine dort ausgeübte Tätigkeit handelt. Diese Be- 
stimmung gilt jedoch nicht für Leistungen gleicher 
Art bei Invalidität, Alter, Tod (Renten) oder wegen 
Berufsunfähigkeit, die von dem Träger zweier oder 
mehrerer Mitgliedstaaten gemäß Artikel 35 und 39 
oder Artikel 50 Absatz (1) Buchstabe (b) festgestellt 
werden. 

(3) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates Kürzungs-, Rühens- oder Entzugsbestimmun- 
gen für den Fall vor, daß ein Berechtigter auf Lei- 
stungen wegen Invalidität oder vorgezogene Lei- 
stungen bei Alter eine berufliche Tätigkeit ausübt, 
so finden diese auf einen Berechtigten auch dann 
Anwendung, wenn er diese Tätigkeit im Hoheits- 
gebiet eines anderen Mitgliedstaates ausübt. 

(4) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates vor, daß bei Rentenberechtigten, die Geld- 
leistungen erhalten, der Rentenanspruch an den 
Träger übertragen wird, der die besagten Leistun- 
gen schuldet, so finden diese Vorschriften auch auf 
Renten Anwendung, deren Anspruch nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates 
erworben worden ist. 


TITEL II 

Bestimmungen über die anzuwendenden 
Rechtsvorschriften 


Artikel 13 

(1) Arbeitnehmer, auf die diese Verordnung An- 
wendung findet, unterliegen den Rechtsvorschriften 
nur eines Mitgliedstaates. Diese Rechtsvorschriften 
werden nach diesem Titel bestimmt. 

(2) Vorbehaltlich der Artikel 14 und 16 gelten 

a) für Arbeitnehmer, die im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaates beschäftigt sind, die Rechtsvor- 
schriften dieses Staates auch dann, wenn sie im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates 
wohnen oder wenn das Unternehmen oder der 
Arbeitgeber, der sie beschäftigt, seinen Sitz oder 
seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaates hat; 

b) für Arbeitnehmer, die an Bord eines Schiffes 
beschäftigt sind, das die Flagge eines Mitglied- 
staates führt, die Rechtsvorschriften dieses 
Staates; 

c) für Beamte und gleichgestellte Personen die 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, bei des- 
sen Verwaltung sie beschäftigt sind. 
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(3) Dieser Titel ist auf die freiwillige Versicherung 
und die freiwillige Weiterversicherung nicht an- 
wendbar. 

Artikeln 

(1) Der in Artikel 13 Absatz (2) Buchstabe (a) auf- 
gestellte Grundsatz wird mit folgenden Ausnahmen 
und Besonderheiten angewendet: 

a) i) Werden Arbeitnehmer, die im Hoheitsgebiet 

eines Mitgliedstaates von einem Unterneh- 
men beschäftigt werden, dem sie gewöhnlich 
angehören, von diesem Unternehmen in das 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates 
entsandt, um dort eine Arbeit für Rechnung 
dieses Unternehmens auszuführen, so gelten 
für sie weiterhin die Rechtsvorschriften des 
ersten Staates, sofern die zu verrichtende Ar- 
beit voraussichtlich nicht mehr als zwölf 
Monate in Anspruch nimmt und sie nicht an 
Stelle anderer Arbeitnehmer entsandt wer- 
den, deren Entsendezeit abgelaufen ist. 

ii) Geht eine solche Arbeit, deren Ausführung 
aus nicht vorhersehbaren Gründen die ur- 
sprünglich vorgesehene Dauer überschreitet, 
über zwölf Monate hinaus, so gelten die 
Rechtsvorschriften des ersten Staates bis zur 
Beendigung dieser Arbeit weiter, sofern die 
zuständige Behörde des zweiten Staates oder 
die von dieser bezeichnete Steile vor Ab- 
lauf der ersten zwölf Monate um ihre Zu- 
stimmung ersucht worden ist. 

b) Werden Arbeitnehmer im internationalen Ver- 
kehrswesen, die im Hoheitsgebiet zweier oder 
mehrerer Mitgliedstaaten als fahrendes oder 
fliegendes Personal im Dienste eines Unterneh- 
mens beschäftigt sind, das für Rechnung Dritter 
oder für eigene Rechnung die Beförderung von 
Personen oder Gütern auf der Schiene, der 
Straße, in der Luft oder in der Binnenschiffahrt 
durchführt und seinen Sitz im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaates hat, so gelten für sie die Rechts- 
vorschriften des letzten Staates. 

i) Unterhält das Unternehmen jedoch außerhalb 
des Hoheitsgebietes des Mitgliedstaates, in 
dem es seinen Sitz hat, im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates eine Zweigstelle 
oder eine ständige Vertretung, so gelten für 
die Arbeitnehmer, die von der Zweigstelle 
oder ständigen Vertretung beschäftigt wer- 
den, die Rechtsvorschriften des Mitglied- 
staates, in dessen Hoheitsgebiet sich die 
Zweigstelle oder die ständige Vertretung be- 
finden. 

ii) Für Arbeitnehmer, die überwiegend im 
Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates beschäftigt 
sind, in dem sie wohnen, gelten die Rechts- 
vorschriften dieses Staates auch dann, wenn 
das Unternehmen, das sie beschäftigt, dort 
weder seinen Sitz noch eine Zweigstelle oder 
eine ständige Vertretung hat, 

c) Für Arbeitnehmer, die nicht zu den unter Buch- 
stabe (b) genannten Personen gehören und ihre 


Tätigkeit gewöhnlich im Hoheitsgebiet zweier 
oder mehrerer Mitgliedstaaten ausüben, gilt fol- 
gendes: 

i) Sie unterliegen den Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaates, in dessen Hoheitsgebiet sie 
wohnen, sofern sie ihre Tätigkeit zum Teil in 
diesem Hoheitsgebiet ausüben oder wenn sie 
für mehrere Unternehmen oder mehrere Ar- 
beitgeber tätig sind, die ihren Sitz oder 
Wohnsitz im Hoheitsgebiet verschiedener 
Mitgliedstaaten haben. 

ii) Sie unterliegen den Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaates, in dessen Hoheitsgebiet das 
Unternehmen oder der Arbeitgeber, der sie 
beschäftigt, seinen Sitz oder Wohnsitz hat, 
sofern sie nicht im Hoheitsgebiet eines der 
Mitgliedstaaten wohnen, in dem sie ihre 
Tätigkeit ausüben. 

d) Werden Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet eines 
Mitgliedstaates von einem Unternehmen beschäf- 
tigt, das seinen Sitz im Hoheitsgebiet eines an- 
deren Mitgliedstaates hat und durch das die ge- 
meinsame Grenze dieser beiden Staaten verläuft, 
so gelten für sie die Rechtsvorschriften des Mit- 
gliedstaates, in dessen Hoheitsgebiet das Unter- 
nehmen seinen Sitz hat. 

(2) Von dem in Artikel 13 Absatz (2) Buchstabe (b) 

aufgeführten Grundsatz gelten folgende Ausnahmen: 

a) Die Arbeitnehmer, die von einem Unternehmen, 
dem sie gewöhnlich angehören, entweder im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates oder an Bord 
eines Schiffes beschäftigt werden, das die Flagge 
eines Mitgliedstaates führt, und die von diesem 
Unternehmen zur Verrichtung einer Arbeit für 
seine Rechnung auf ein Schiff entsandt werden, 
das die Flagge eines anderen Mitgliedstaates 
führt, bleiben weiterhin den Rechtsvorschriften 
des ersten Staates unterstellt, vorbehaltlich der 
in Absatz (1) Buchstabe (a) vorgesehenen Bedin- 
gungen. 

b) Werden Arbeitnehmer, ohne gewöhnlich auf See 
beschäftigt zu sein, in den Hoheitsgewässern 
oder in einem Hafen eines Mitgliedstaates an 
Bord eines Schiffes beschäftigt, das die Flagge 
eines anderen Mitgliedstaates führt, ohne daß 
sie zur Besatzung dieses Schiffes gehören, so 
gelten für sie die Rechtsvorschriften des ersten 
Staates. 

c) Die Arbeitnehmer, die an Bord eines Schiffes 
beschäftigt sind, das die Flagge eines Mitglied- 
staates führt und die für diese Beschäftigung von 
einem Unternehmen oder einer Person mit Sitz 
oder Wohnsitz im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaates ihr Entgelt erhalten, bleiben den 
Rechtsvorschriften dieses letzten Staates unter- 
stellt, sofern sie ihren Wohnsitz in seinem 
Hoheitsgebiet haben; das Unternehmen oder die 
Person, die das Entgelt zahlen, gilt für die An- 
wendung dieser Rechtsvorschriften als Arbeit- 
geber. 

(3) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates vor, daß Rentenberechtigte nicht der Pflicht- 
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Versicherung unterliegen, auch wenn sie eine beruf- 
liche Tätigkeit ausüben, so gelten diese Bestim- 
mungen ebenfalls für Rentenberechtigte, deren An- 
spruch auf eine Rente nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaates erworben worden ist. 

Artikel 15 

(1) Unbeschadet des Artikels 4 Absatz (4) findet 
Artikel 13 Absatz (2) Buchstabe (a) auf Arbeit- 
nehmer, die bei diplomatischen oder konsularischen 
Dienststellen eines Mitgliedstaates beschäftigt sind 
oder in persönlichen Diensten von Angehörigen 
dieser Dienststellen stehen, ohne Rücksicht auf ihre 
Staatsangehörigkeit Anwendung, 

(2) Die in Absatz (1) bezeichneten Arbeitnehmer, 
die Staatsangehörige des Mitgliedstaates sind, den 
die betreffende diplomatische oder konsularische 
Dienststelle vertritt, können sich jedoch für die An- 
wendung der Rechtsvorschriften dieses Staates ent- 
scheiden. Dieses Entscheidungsrecht, das nur einmal 
ausgeübt werden kann, hat keine rückwirkende 
Kraft. 

(3) Auf die Hilfskräfte der Europäischen Gemein- 
schaften finden je nach ihrer Entscheidung die 
Rechtsvorschriften ihres Beschäftigungsstaates oder 
des Staates, in dem sie zuletzt versichert waren, oder 
die Rechtsvorschriften des Staates Anwendung, des- 
sen Staatsangehörigkeit sie besitzen; hiervon sind 
die Bestimmungen über die Familienbeihilfen aus- 
genommen, deren Gewährung durch die Beschäfti- 
gungsbedingungen für die Hilfskräfte geregelt ist. 
Dieses Entscheidungsrecht, das nur einmal ausgeübt 
werden darf, wird mit dem Tage des Dienstantritts 
wirksam. 

A r t i kie 1 16 

Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zustän- 
digen Behörden dieser Staaten können für bestimmte 
Arbeitnehmer oder Arbeitnehmergruppen, soweit 
dies in deren Interesse liegt, Ausnahmen von den 
Artikeln 13 bis 15 vereinbaren. 


TITEL III 

Besondere Bestimmungen für die verschiedenen 
Leistungsarten 

KAPITEL 1 

Krankheit und Mutterschaft 
Artikel 17 

(1) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Leistungsanspruchs von der Er- 
füllung von Versicherungs- oder Beschäftigungs- 
zeiten abhängig, so berücksichtigt der zuständige 
Träger dieses Staates hierfür, soweit notwendig, 
Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten, die nach 


den Rechtsvorschriften irgendeines anderen Mit- 
gliedstaates zurückgelegt worden sind, so, als ob es 
sich um Zeiten handelte, die nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates zurückgelegt worden 
sind. 

(2) Absatz (1) gilt auch für Saisonarbeiter, selbst 
wenn es sich um Zeiten handelt, die vor dem Zeit- 
punkt einer Versicherungsunterbrechung liegen, 
deren nach den Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates ggf. zulässige Dauer überschritten wurde, so- 
fern die Versicherung der betreffenden Arbeitneh- 
mer während höchstens vier Monaten unterbrochen 
war. 

A r )t i k e 1 18 

(1) Arbeitnehmer, die im Hoheitsgebiet eines an- 
deren als des zuständigen Mitgliedstaates wohnen 
und welche die nach den Rechtsvorschriften dieses 
letzten Staates für den Leistungsanspruch erforder- 
lichen Voraussetzungen, ggf. unter Berücksichtigung 
des Artikels 17, erfüllen, erhalten im Hoheitsgebiet 
des Staates, in dem sie wohnen: 

a) Sachleistungen, die ihnen für Rechnung des zu- 
ständigen Trägers vom Träger des Wohnortes 
nach den für diesen Träger geltenden Vorschrif- 
ten gewährt werden, als ob sie bei ihm versichert 
wären. 

b) Geldleistungen, die ihnen vom zuständigen Trä- 
ger oder auf dessen Ersuchen vom Träger des 
Wohnortes nach den für den zuständigen Träger 
geltenden Rechtsvorschriften und für dessen 
Rechnung gewährt werden, als ob sie im Hoheits- 
gebiet des zuständigen Trägers wohnten. 

(2) Für die Gewährung der Sachleistungen findet 
Absatz (1) auf die Familienangehörigen entsprechend 
Anwendung, die im Hoheitsgebiet eines anderen 
als des zuständigen Mitgliedstaates wohnen, sofern 
sie nicht auf Grund der Rechtsvorschriften des 
Staates, in dessen Hoheitsgebiet sie wohnen, An- 
spruch auf diese Sachleistungen haben. 

(3) Grenzgänger können auch die Leistungen vom 
zuständigen Träger im Hoheitsgebiet des zustän- 
digen Staates nach dessen Rechtsvorschriften er- 
halten, als ob sie in seinem Hoheitsgebiet wohnten. 
Die Familienangehörigen eines Grenzgängers kön- 
nen unter den gleichen Voraussetzungen Sachlei- 
stungen erhallten, wenn zwischen den betreffenden 
Mitgliedstaaten oder zwischen den zuständigen Be- 
hörden dieser Staaten eine entsprechende Verein- 
barung getroffen wird oder in Ermangelung einer 
solchen Vereinbarung, wenn der zuständige Träger 
seine vorherige Genehmigung hierzu erteilt hat; dies 
gilt nicht für Dringlichkeitsfälle. 

(4) Halten sich die in diesem Artikel bezeichneten 
Arbeitnehmer und deren Familienangehörige, mit 
Ausnahme der Grenzgänger und deren Familienan- 
gehörigen, im Hoheitsgebiet des zuständigen Staates 
auf, so erhalten sie Leistungen nach den Rechtsvor- 
schriften dieses Staates, als ob sie in seinem Ho- 
heitsgebiet wohnten, selbst wenn sie bereits für den 
gleichen Fall der Krankheit oder Mutterschaft vor 
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Beginn ihres Aufenthaltes im zuständigen Staat Lei- 
stungen erhalten haben. 

(5) Verlegen die in diesem Artikel be^eichneten 
Arbeitnehmer oder deren Familienangehörige ihren 
Wohnsitz in das Hoheitsgebiet des zuständigen Staa- 
tes, so erhalten sie Leistungen nach den Rechtsvor- 
schriften dieses Staates, selbst wenn sie bereits für 
den gleichen Fall der Krankheit oder Mutterschaft 
vor der Verlegung ihres Wohnsitzes Leistungen er- 
halten haben. 

Artikel 19 

(1) Arbeitnehmer, die die nach den Rechtsvorschrif- 
ten des zuständigen Staates für den Anspruch auf 
Leistungen erforderlichen Voraussetzungen, ggf. 
unter Berücksichtigung des Artikels 17, erfüllen und 

a) deren Zustand während des Aufenthalts im 
Hoheitsgebiet eines anderen als des zuständigen 
Mitgliedstaates eine unverzügliche Leistungsge- 
währung erfordert oder 

b) denen der zuständige Träger die Rückkehr in das 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates, in 
dem sie wohnen, oder die Verlegung ihres 
Wohnsitzes in das Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaates genehmigt hat, nachdem sie zu 
Lasten dieses Trägers leistungsberechtigt waren 
oder 

c) die vom zuständigen Träger die Genehmigung 
erhalten haben, sich in das Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates zu begeben, um dort 
eine ihrem Zustand angemessene Behandlung zu 
erhalten, 

haben Anspruch auf: 

i) Sachleistungen, die ihnen für Rechnung des zu- 
ständigen Trägers vom Träger des Aufenthalts- 
oder Wohnortes nach den für diesen letzten 
Träger geltenden Rechtsvorschriften gewährt 
werden, als ob sie bei ihm versichert wären; die 
Dauer der Leistungen richtet sich nach den 
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates; 

ii) Geldleistungen, die ihnen vom zuständigen Trä- 
ger oder auf dessen Ersuchen und für dessen 
Rechnung vom Träger des Aufenthalts- oder 
Wohnortes nach den Rechtsvorschriften des zu- 
ständigen Staates gewährt werden, als ob sie sich 
im Hoheitsgebiet dieses Staates befänden. 

(2) a) Die in Absatz (1) Buchstabe (b) vorgesehene 

Genehmigung darf nur verweigert werden, 
wenn von dem Wohnortwechsel der betref- 
fenden Person aus gebührend dargelegten 
ärztlichen Gründen abzuraten ist. 

b) Die in Absatz (1) Buchstabe (c) vorgesehene 
Genehmigung darf nicht verweigert werden, 
wenn der betreffenden Person die für sie an- 
gemessene Behandlung im Hoheitsgebiet des 
Staates, in dem sie wohnt, nicht gewährt 
werden kann. 

(3) Für die Gewährung der Sachleistungen finden 
die Absätze (1) und (2) auch auf die Familienange- 
hörigen Anwendung. 


(4) Der Leistungsanspruch der Familienangehöri- 
gen eines Arbeitnehmers wird nicht dadurch beein- 
trächtigt, daß der Arbeitnehmer selbst Leistungen 
nach Absatz (1) bezieht. 

Artikel 20 

(1) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates bei der Feststellung von Geldleistungen ein 
Durchschnittsentgelt zugrunde zu legen, so be- 
stimmt der zuständige Träger dieses Staates das 
Durchschnittsentgelt ausschließlich nach dem Ent- 
gelt, das für den nach den Rechtsvorschriften dieses 
Mitgliedstaates zurückgelegten Zeitraum ermittelt 
worden ist. 

(2) Ist nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates bei der Feststellung von Geldleistungen ein 
Pauschalentgelt zugrunde zu legen, so berück- 
sichtigt der zuständige Träger dieses Staates aus- 
schließlich das Pauschalentgelt oder gegebenenfalls 
den Durchschnitt der Pauschalentgelte für die Zeit- 
räume, die nach den Rechtsvorschriften dieses Staa- 
tes zurückgelegt worden sind. 

(3) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaates die Höhe der Geldleistungen von der 
Zahl der Familienangehörigen ab, so berücksichtigt 
der zuständige Träger dieses Staates auch die Fami- 
lienangehörigen, die im Hoheitsgebiet eines ande- 
ren Mitgliedstaates wohnen. 

Artikel 21 

Arbeitslose, welche die in den Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaats, der die Leistungen bei Arbeits- 
losigkeit zu tragen hat, für den Anspruch auf Sach- 
leistungen geforderten Voraussetzungen — ggf. in 
Anwendung von Artikel 17 — erfüllen, erhalten für 
sich und ihre Familienangehörigen Saciileistungen, 
gleich in welchem Mitgliedstaat sie wohnen. Diese 
Sachleistungen werden vom Träger des Wohnsitzes 
nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften für 
Rechnung des zuständigen Trägers des Mitglied- 
staates gewährt, zu dessen Lasten die Leistungen 
bei Arbeitslosigkeit gehen. 

Artikel 22 

(1) Auch wenn der Anspruch eines Arbeitnehmers 
oder seiner Hinterbliebenen auf Sachleistungen nach 
den Rechtsvorschriften des zuletzt zuständigen Mit- 
gliedstaates während der Bearbeitung des Renten- 
antrags erlischt, erhalten er und seine Familien- 
angehörigen diese Leistungen nach den Rechtsvor- 
schriften des Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet 
sie wohnen, soweit sie auf Grund dieser Rechtsvor- 
schriften oder nach den Rechtvorschriften eines an- 
deren Mitgliedstaats diesen Anspruch — ggf. in An- 
wendung von Artikel 17 — dort haben oder hätten, 
wenn sie im Hoheitsgebiet dieses Staates wohnten. 

(2) Hängt nach den Rechtsvorschriften des betref- 
fenden Mitgliedstaats der Anspruch auf Sachleistun- 
gen davon ab, daß der Rentenantragsteller Beiträge 
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entrichtet, so muß der Versicherte die auf Grund 
dieser Rechsvorschriften fälligen Beiträge zahlen, 
um Leistungen gemäß Absatz (1) erhalten zu kön- 
nen. Anderenfalls erlischt der Sachleistungsanspruch 
des Versicherten nach Ablauf der letzten beiden 
Monate, für die er die fälligen Beiträge nicht mehr 
entrichtet hat. 

(3) Die nach Absatz (1) gewährten Sachleistungen 
gehen zu Lasten des Trägers, an den die Beiträge 
gemäß Absatz (2) entrichtet worden sind; ist Absatz 
(2) nicht anwendbar, so läßt sich der Träger des 
Wohnorts den Betrag für die gewährten Leistungen 
nach der Rentenfeststellung von dem Träger erstat- 
ten, der die Sachleistungen gemäß Artikel 23 zu 
übernehmen hat. 

Artikel 23 

(1) Hat ein nach den Rechtsvorschriften zweier 
oder mehrerer Mitgliedstaaten zum Bezug von Ren- 
ten Berechtigter einen Anspruch auf Sachleistungen 
nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in 
dessen Hoheitsgebiet er wohnt, gegebenenfalls un- 
ter Anwendung des Artikels 17, so werden diese 
Leistungen ihm und seinen Familienangehörigen 
vom Träger des Wohnortes und zu dessen Lasten 
so gewährt, als ob er nur zum Bezug einer Rente 
nach den Rechtsvorschriften dieses Mitgliedstaates 
berechtigt wäre. 

(2) Hat ein nach den Rechtsvorschriften eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten zum Bezug von Renten 
Berechtigter keinen Anspruch auf Sachleistungen 
nach den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in 
dessen Hoheitsgebiet er wohnt, so werden diese 
Leistungen ihm und seinen Familienangehörigen für 
Rechnung des in Absatz (3) bezeichneten zuständi- 
gen Trägers vom Träger des Wohnortes gewährt, 
als ob er eine Rente erhielte, auf Grund der er nach 
den Rechtsvorschriften dieses letzten Staates An- 
spruch auf Sachleistungen hätte; Voraussetzung ist, 
daß er auf Grund der Rechtsvorschriften, nach denen 
die Rente geschuldet wird oder wenigstens nach 
den Rechtsvorschriften eines der Mitgliedstaaten, 
nach denen die Renten geschuldet werden, ggf. unter 
Berücksichtigung des Artikels 17, Anspruch auf diese 
Leistungen hat, oder daß er einen Anspruch hätte, 
wenn er im Hoheitsgebiet des betreffenden Staates 
oder eines der in Betracht kommenden Staaten 
wohnte. 

(3) In den Fällen des Absatzes (2) werden die Trä- 
ger, welche die Kosten für die Sachleistungen zu 
übernehmen haben, wie folgt bestimmt: 

a) Hat der Rentenberechtigte auf Grund der Rechts- 
vorschriften nur eines Mitgliedstaates Anspruch 
auf diese Leistungen, so werden die Kosten vom 
zuständigen Träger dieses Staates übernommen. 

b) Hat der Rentenberechtigte nach den Rechtsvor- 
schriften zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten 
Anspruch auf diese Leistungen, so werden die 
Kosten von dem zuständigen Träger des Mit- 
gliedstaates übernommen, nach dessen Rechts- 
vorschriften der Rentenberechtigte die längste 
Versicherungszeit zurückgelegt hat; führt die 


Anwendung dieser Vorschrift dazu, daß die Ko- 
sten der Leistungen von mehreren Trägern zu 
übernehmen sind, so gehen die Kosten zu Lasten 
des Trägers, bei dem der Rentenberechtigte zu- 
letzt versichert war. 

(4) Wohnen die Familienangehörigen eines zum 
Bezug einer Rente nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats oder zum Bezug von Renten nach den 
Rechtsvorschriften zweier oder mehrerer Mitglied- 
staaten Berechtigten im Hoheitsgebiet eines anderen 
als des Mitgliedstaats, in dem der Berechtigte 
wohnt, so erhalten sie Sachleistungen, als ob der 
Rentenberechtigte im Hoheitsgebiet des gleichen 
Staates wohnte, sofern er Anspruch auf diese Lei- 
stungen nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats hat. Diese Leistungen werden vom Träger 
des Wohnorts der Familienangehörigen nach den für 
ihn geltenden Rechtsvorschriften zu Lasten des Trä- 
gers des Wohnorts des Rentenberechtigten gewährt. 

(5) Verlegen die in Absatz (4) bezeichneten Fami- 
lienangehörigen ihren Wohnsitz in das Hoheits- 
gebiet des Mitgliedstaats, in dem der Rentenberech- 
tigte wohnt, so erhalten sie die Sachleistungen nach 
den Rechtsvorschriften dieses Staates, auch wenn 
sie bereits vor der Verlegung des Wohnsitzes für 
den gleichen Fall der Krankheit oder der Mutter- 
schaft Leistungen erhalten haben. 

(6) Ein zum Bezug einer Rente nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaats oder zum Bezug 
von Renten nach den Rechtsvorschriften zweier oder 
mehrerer Mitgliedstaaten Berechtigter, der nach den 
Rechtsvorschriften eines dieser Staaten Anspruch 
auf Sachleistungen hat, erhält während eines Auf- 
enthalts im Hoheitsgebiet eines anderen als des Mit- 
gliedstaats, in dem er wohnt, für sich und seine 
Familienangehörigen Sachleistungen. Diese Leistun- 
gen werden vom Träger des Aufenthaltsorts nach 
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften zu Lasten 
des Trägers des Wohnorts des Berechtigten gewährt. 

(7) In den Beziehungen zwischen Belgien und 
Frankreich werden jedoch die Kosten der Sachlei- 
stungen, die den in Absatz (1) bezeichneten Renten- 
berechtigten, die ehemalige Grenzgänger, Hinter- 
bliebene von Grenzgängern oder Familienangehö- 
rige dieser Personen sind, auf Grund der Absätze (1) 
oder (6) gewährt worden sind, je zur Hälfte auf den 
Träger des Wohnorts des Rentenberechtigten und 
auf den Träger, bei dem die betreffende Person zu- 
letzt versichert war, aufgeteilt; Voraussetzung ist, 
daß die betreffende Person während der drei Mo- 
nate, die dem Beginn des Rentenbezugs oder ihrem 
Tode unmittelbar vorangehen, die Eigenschaft eines 
Grenzgängers besaß. 

(8) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats vor, daß von den Rentenbereditigten zur 
Sicherung der Sachleistungen Beiträge einbehalten 
werden, so ist der Träger, der die Rente schuldet 
und der die Kosten der Sachleistungen zu tragen 
hat, berechtigt, diese Beiträge in den in Artikel 22 
und in diesem Artikel bezeichneten Fällen einzube- 
halten. 
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(9) Dieser Artikel findet keine Anwendung auf die 
Rentenberechtigten oder deren Familienangehöri- 
ge, die wegen der Ausübung einer Erwerbstätig- 
keit Anspruch auf Sachleistungen nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaats haben. In diesem 
Falle gelten die betreffenden Personen bei der An- 
wendung dieses Kapitels als Arbeitnehmer oder 
Familienangehörige eines Arbeitnehmers. 

Artikel 24 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften des Aufenthalts- 
landes mehrere Systeme der Versicherung für den 
Fall der Krankheit und der Mutterschaft vor, so 
werden bei Anwendung der Artikel 18, 19, 21, 22 
und Artikel 23 Absätze (2), (4) und (6) die Rechts- 
vorschriften des Systems angewandt, bei dem die 
Arbeiter der Stahlindustrie versichert sind; ist je- 
doch eines dieser Systeme ein Sondersystem für die 
Arbeiternehmer der Bergwerke und gleichgestellter 
Betriebe, so gilt dieses System für die Arbeitnehmer 
dieser Betriebe sowie für ihre Familienangehörigen. 

(2) Wird in den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates die Gewährung einer Leistung von der Ur- 
sache der Erkrankung abhängig gemacht, so findet 
die in Betracht kommende Vorschrift weder auf Ar- 
beitnehmer noch auf deren Familienangehörige, für 
welche diese Verordnung gilt, Anwendung, unab- 
hängig davon, im Hoheitsgebiet welches Mitglied- 
staates sie wohnen. 

(3) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates eine Höchstdauer für die Gewährung der 
Leistungen vor, so kann der Träger, für den diese 
Rechtsvorschriften gelten, gegebenenfalls die Zeit 
berücksichtigen, in der Leistungen für denselben 
Fall der Krankheit oder der Mutterschaft von einem 
Träger eines anderen Mitgliedstaates gewährt wor- 
den sind. 

Artikel 25 

(1) Sachleistungen, die auf Grund der Bestimmun- 
gen dieses Kapitels vom Träger eines Mitglied- 
staates für Rechnung eines Trägers eines anderen 
Mitgliedstaates gewährt werden, sind zu erstatten. 
Die Erstattung umfaßt den gesamten Betrag, un- 
beschadet des Artikels 23 Absatz (7). 

(2) Die Verwaltungskommission legt im einzelnen 
fest, wie die in Absatz (1) vorgesehenen Erstattun- 
gen zu regeln und durchzuführen sind und zwar 
entweder nach den tatsächlichen Aufwendungen 
oder auf der Grundlage von Pauschbeträgen. 

(3) Zwei oder mehrere Mitgliedstaaten oder die 
zuständigen Behörden dieser Staaten können andere 
Erstattungsverfahren oder den Verzicht auf jegliche 
Erstattung zwischen den Trägern ihrer Staaten ver- 
einbaren. 


KAPITEL 2 

Invalidität 

Artikel 26 

(1) Wenn ein Arbeitnehmer, der nacheinander 
oder abwechselnd den Rechtsvorschriften zweier 
oder mehrerer Mitgliedstaaten unterlag, Versiche- 
rungszeiten ausschließlich nach solchen Rechtsvor- 
schriften zurückgelegt hat, welche Invaliditätslei- 
stungen unabhängig von der Dauer der Versiche- 
rungszeit vorsehen, so werden die Leistungen, auf 
die dieser Arbeitnehmer Anspruch hat, gemäß Arti- 
kel 27 und 28 festgestellt. Diese Artikel betreffen 
nicht die Rentenzuschüsse oder -Zuschläge für Kin- 
der, welche ausschließlich gemäß Artikel 62 gewährt 
werden. 

(2) Der Anhang III führt für jeden in Betracht 
kommenden Mitgliedstaat die in Kraft befindlichen 
Rechtsvorschriften auf, die der in Absatz (1) 
bezeichneten Art sind. 

Artikel 27 

(1) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Leistungsanspruchs vom Nach- 
weis von Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten 
abhängig, so berücksichtigt der Träger, für den 
diese Rechtsvorschriften gelten, hierfür, soweit not- 
wendig, Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten, 
die nach den Rechtsvorschriften der anderen Mit- 
gliedstaaten zurückgelegt worden sind, so, als ob es 
sich um Zeiten handelte, die nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates zurückgelegt worden 
sind. 

(2) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates die Gewährung bestimmter Leistungen davon 
abhängig, daß die Versicherungs- oder Beschäfti- 
gungszeiten in einem Beruf zurückgelegt worden 
sind, für den ein Sondersystem gilt, oder ggf. in 
einer bestimmten Beschäftigung, so werden für die 
Gewährung dieser Leistungen die nach den Rechts- 
vorschriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten 
Zeiten nur berücksichtigt, wenn sie in einem ent- 
sprechenden System oder, wenn es ein solches nicht 
gibt, in dem gleichen Beruf oder ggf. in der gleichen 
Beschäftigung zurückgelegt worden sind. Erfüllt der 
Versicherte trotz Anrechnung solcher Zeiten nicht 
die erforderlichen Voraussetzungen für die Gewäh- 
rung dieser Leistungen, so werden die betreffenden 
Zeiten für die Gewährung der Leistungen aus dem 
allgemeinen System oder, wenn es ein solches nicht 
gibt, je nach Lage des Falles in dem für Arbeiter 
oder Angestellte geltenden System angerechnet. 

Artikel 28 

(1) Der Träger des Mitgliedstaats, dessen Rechts- 
vorschriften im Zeitpunkt des Eintritts der Arbeits- 
unfähigkeit mit anschließender Invalidität anzuwen- 
den waren, stellt nach diesen Rechtsvorschriften 
fest, ob der Versicherte die Voraussetzungen des 


11 



Drucksache V/197 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Leistungsanspruchs, gegebenenfalls unter Berück- 
sichtigung des Artikels 27, erfüllt. 

(2) Erfüllt der Versicherte die Voraussetzungen 
gemäß Absatz (1), so gewährt ihm dieser Träger die 
Leistungen ausschließlich nach den von ihm anzu- 
wendenden Rechtsvorschriften. 

(3) Erfüllt der Versicherte nicht die Voraussetzun- 
gen gemäß Absatz (1), so erhält er die Leistungen, 
auf die er noch Anspruch nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines anderen Mitgliedstaats, ggf. unter Berück- 
sichtigung des Artikels 27, hat. 

(4) Bestimmt sich nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats die Höhe der Leistungen danach, daß 
gegebenenfalls außer Kindern sonstige Familien- 
angehörige vorhanden sind, so berücksichtigt der 
zuständige Träger dieses Staates auch diese Fami- 
lienangehörigen, wenn sie im Hoheitsgebiet eines 
anderen Staates wohnen. 

Artikel 29 

(1) Galten für einen Arbeitnehmer nacheinander 
oder abwechselnd die Rechtsvorschriften zweier 
oder mehrerer Mitgliedstaaten, von denen min- 
destens die Rechtsvorschriften eines dieser Staaten 
nicht der in Artikel 26 Absatz (1) bezeichneten Art 
sind, so werden die Leistungen, auf die dieser 
Arbeitnehmer Anspruch hat, nach den Bestimmun- 
gen des Kapitels 3 gewährt, die unter Berücksichti- 
gung des Absatzes (3) entsprechend Anwendung 
finden. 

(2) Unbeschadet des Absatzes (1) werden die Lei- 
stungen, auf die ein Arbeitnehmer Anspruch hat, 
gemäß Artikel 28 gewährt, wenn dieser Arbeit- 
nehmer im Anschluß an eine Arbeitsunfähigkeit 
invalide wird, während für ihn eine im Anhang IV 
erwähnte Rechtsvorschrift gilt und wenn er nur die 
nach diesen oder anderen Rechtsvorschriften der 
gleichen Art erforderlichen Voraussetzungen für 
den Leistungsanspruch erfüllt, ggf. unter Berück- 
sichtigung des Artikels 27, jedoch ohne das es erfor- 
derlich ist, auf Versicherungs- oder Beschäftigungs- 
zeiten zurückzugreifen, die nach Rechtsvorschriften 
zurückgelegt wurden, welche nicht im Anhang IV 
erwähnt sind. 

(3) Eine vom Träger eines Mitgliedstaates über die 
Erwerbsunfähigkeit eines Antragstellers getroffene 
Entscheidung ist auch für die Träger jedes anderen 
Mitgliedstaates verbindlich, sofern die in den 
Rechtsvorschriften dieser Staaten festgelegten Tat- 
bestandsmerkmale der Invalidität in Anhang IV als 
übereinstimmend anerkannt sind. 

Artikel 30 

(1) Bei Verschlimmerung einer Invalidität, für die 
ein Arbeitnehmer Leistungen nach den Rechtsvor- 
schriften nur eines Mitgliedstaates erhält, gilt fol- 
gende Regelung: 

a) Galten für den Versicherten seit Beginn des 
Leistungsbezuges keine Rechtsvorschriften eines 


anderen Mitgliedstaates, so ist der zuständige 
Träger des ersten Staates verpflichtet, die Lei- 
stungen unter Berücksichtigung der Verschlim- 
merung nach den Rechtsvorschriften dieses Staa- 
tes zu gewähren, 

b) Galten für den Versicherten seit Beginn des 
Leistungsbezuges die Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten, so wer- 
den ihm die Leistungen unter Berücksichtigung 
der Verschlimmerung je nach Lage des Falles 
gemäß Artikel 26 Absatz (1) oder gemäß Arti- 
kel 29 Absätze (1) oder (2) gewährt. 

c) Ist der nach Buchstabe b) geschuldete Gesamt- 
betrag der Leistungen niedriger als der Lei- 
stungsbetrag, den der Versicherte zu Lasten des 
vorher zur Zahlung verpflichteten Trägers erhal- 
ten hat, so ist dieser zur Gewährung einer Zu- 
lage in Höhe des Unterschiedsbetrages ver- 
pflichtet. 

d) Hat der Versicherte keinen Leistungsanspruch 
zu Lasten des Trägers eines anderen Mitglied- 
staates, so ist der zuständige Träger des ersten 
Staates in dem unter Buchstabe b) bezeichneten 
Fall verpflichtet, die Leistungen nach den Rechts- 
vorschriften dieses Staates unter Berücksichti- 
gung der Verschlimmerung und ggf. unter Be- 
rücksichtigung des Artikels 27 zu gewähren. 

(2) Bei Verschlimmerung einer Invalidität, für die 
ein Arbeitnehmer Leistungen nach den Rechtsvor- 
schriften zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten er- 
hält, werden ihm die Leistungen unter Berücksich- 
tigung der Verschlimmerung gemäß Artikel 29 Ab- 
satz (1) gewährt. 

Artikel 31 

(1) Haben Leistungen geruht und sind sie erneut 
zu gewähren, so nehmen der oder die im Zeitpunkt 
des Entzuges zur Zahlung verpflichtet gewesenen 
Träger die Leistungszahlung unbeschadet des Arti- 
kels 32 wieder auf. 

(2) Rechtfertigt der Zustand eines Versicherten, 
dem die Leistungen entzogen -worden waren, 
erneut die Gewährung von Leistungen, so werden 
diese je nach Lage des Falles entweder gemäß 
Artikel 26 Absatz (1) oder gemäß Artikel 29 Ab- 
satz (1) oder (2) gewährt. 

Artikel 32 

(1) Die Leistungen bei Invalidität werden nach 
Maßgabe der Rechtsvorschriften eines oder mehre- 
rer Staaten, nach denen sie gewährt worden sind, 
gemäß Kapitel 3 gegebenenfalls in Leistungen bei 
Alter umgewandelt. 

(2) Kann der Bezieher von Leistungen bei Invalidi- 
tät nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten Ansprüche auf Leistungen bei Alter 
nach Artikel 38 geltend machen, so gewährt jeder 
zur Zahlung der Leistungen bei Invalidität ver- 
pflichtete Träger diesem Leistungsberechtigten bis 
zu dem Zeitpunkt, an dem für diesen Träger Ab- 
satz (1) Anwendung findet, die Leistungen weiter, 
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auf die er nach den von diesem Träger anzuwen- 
denden Rechtsvorschriften Anspruch hat. 

(3) Sind in dem in Absatz (2) bezeichneten Fall die 
Leistungen bei Invalidität jedoch gemäß Artikel 28 
gewährt worden, so kann der Träger, der diese 
Leistungen weiterzahlen muß, Artikel 38 Absatz (1) 
Buchstabe a) oder Buchstabe b) Ziffer (i) anwenden, 
als ob der Berechtigte für diese Leistungen die für 
den Anspruch auf Leistungen bei Alter nach den 
Rechtsvorschriften des betreffenden Mitgliedstaats 
erforderlichen Voraussetzungen erfüllte? in diesem 
Falle tritt an die Stelle des in Artikel 35 Absatz (2) 
vorgesehenen scheinbaren Betrags der Betrag der 
Leistungen bei Invalidität, der von diesem Träger 
geschuldet wird. 

KAPITEL 3 

Alter und Tod (Renten) 

Artikel 33 

(1) Galten für einen Arbeitnehmer nacheinander 
oder abwechselnd die Rechtsvorschriften zweier 
oder mehrerer Mitgliedstaaten, so werden die Lei- 
stungen, die der Arbeitnehmer oder seine Hinter- 
bliebenen beanspruchen können, nach den Vorschrif- 
ten dieses Kapitels gewährt, und zwar auch dann, 
wenn die Versicherten Leistungsansprüche lediglich 
nach den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten geltend machen könnten. 

(2) Im vorliegenden Kapitel sind weder die Zu- 
schüsse oder Zulagen zur Rente für Kinder noch die 
VV^'aisenrente nach den Vorschriften der Artikel 62 
und 63 berücksichtigt. 

Artikel 34 

(1) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Leistungsanspruchs vom Nach- 
weis von Versicherungzzeiten oder Beschäftigungs- 
zeiten abhängig, so berücksichtigt der Träger, für 
den diese Rechtsvorschriften gelten, hierfür Ver- 
sicherungszeiten oder Beschäftigungszeiten, die nach 
den Rechtsvorschriften der anderen Mitgliedstaaten 
zurückgelegt worden sind, so, als ob es sich um 
Zeiten handelte, die nach den Rechtsvorschriften des 
ersten Staates zurückgelegt worden sind. 

(2) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates die Gewährung bestimmter Leistungen davon 
abhängig, daß die Versicherungszeiten in einem 
Beruf zurückgelegt worden sind, für den ein Son- 
dersystem gilt, oder ggf. in einer bestimmten Be- 
schäftigung, so werden für die Gewährung dieser 
Leistungen die nach den Rechtsvorschriften anderer 
Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten nur berück- 
sichtigt, wenn sie in einem entsprechenden System 
oder, sofern es ein solches nicht gibt, in dem glei- 
chen Beruf oder ggf. in der gleichen Beschäftigung 
zurückgelegt worden sind. Erfüllt der Versicherte 
trotz Anrechnung solcher Zeiten nicht die erforder- 


lichen Voraussetzungen für die Gewährung der Lei- 
stungen, so werden die betreffenden Zeiten für. die 
Gewährung der Leistungen aus dem allgemeinen 
System oder, sofern es ein solches nicht gibt, je 
nach Lage des Falles in dem für Arbeiter oder 
Angestellte geltenden System angerechnet. 

(3) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats, welche die Gewährung der Leistungen von 
der Voraussetzung abhängig machen, daß der Arbeit- 
nehmer ihnen im Zeitpunkt des Versicherungsfalls 
unterliegt, keinerlei Versicherungs- oder Beschäfti- 
gungsdauer weder für den Erwerb des Anspruchs 
noch für die Berechnung der Leistungen vor, so gilt 
für die Anwendung dieses Kapitels jeder Arbeit- 
nehmer, der diesen Rechtsvorschriften nicht mehr 
unterliegt, als ihnen im Zeitpunkt des Versiche- 
rungsfalls noch unterliegend, sofern er im Zeit- 
punkt des Versicherungsfalls den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaats unterliegt, oder, falls 
dies nicht zutrifft, wenn er Leistungsansprüche nach 
den Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats 
geltend machen kann. Die letztgenannte Voraus- 
setzung gilt nicht für den in Artikel 37 Absatz (1) 
vorgesehenen Fall. 

(4) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats vor, daß die Zeiten, während denen eine Rente 
gewährt worden ist, für den Erwerb, die Aufrecht- 
erhaltung oder das Wiederaufleben des Leistungs- 
anspruchs oder für die Berechnung der Leistungen 
berücksichtigt werden können, so berücksichtigt der 
zuständige Träger dieses Staates hierfür die Zeiten, 
während denen eine Rente auf Grund der Rechts- 
vorschriften eines anderen Mitgliedstaats gewährt 
worden ist. 

Artikel 35 

(1) Der Träger jedes Mitgliedstaates, dessen 
Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer galten, 
bestimmt nach den für ihn geltenden Rechtsvor- 
schriften, ob der Versicherte die erforderlichen Vor- 
aussetzungen für den Leistungsanspruch, ggf. unter 
Berücksichtigung des Artikels 34, erfüllt. 

(2) Erfüllt der Versicherte die Voraussetzungen 
gemäß Absatz (1), so berechnet dieser Träger den 
scheinbaren Leistungsbetrag, den der Versicherte 
beanspruchen könnte, wenn er alle nach den Rechts- 
vorschriften der beteiligten Mitgliedstaaten zurück- 
gelegten Zeiten, die gemäß Artikel 34 Absätze (1) 
und (2) berücksichtigt worden sind, ausschließlich 
nach den für diesen Träger geltenden Rechtsvor- 
schriften zurückgelegt hätte. Ist nach diesen Rechts- 
vorschriften die Höhe der Leistungen unabhängig 
von der Dauer der Versicherungszeiten, so gilt dieser 
Betrag als scheinbarer Leistungsbetrag gemäß Ab- 
satz (1). 

(3) Dieser Träger setzt alsdann den dem Ver- 
sicherten tatsächlich geschuldeten Betrag auf der 
Grundlage des nach Absatz (2) errechneten schein- 
baren Betrags nach dem Verhältnis fest, das zwi- 
schen der Dauer der nach seinen Rechtsvorschriften 
vor Eintritt des Versicherungsfalles zurückgelegten 
Zeiten und der Gesamtdauer der nach den Rechts- 
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Vorschriften aller beteiligten Mitgliedstaaten vor 
Eintritt des Versicherungsfalles zurückgelegten Zei- 
ten besteht, mit Ausnahme der in Artikel 34 Ab- 
satz (4) genannten Zeiten. 

(4) übersteigt die Gesamtdauer der vor Eintritt 
des Versicherungsfalles nach den Rechtsvorschriften 
aller beteiligten Mitgliedstaaten zurückgelegten 
Versicherungszeiten die in den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaates für die Gewährung der vollen 
Leistung vorgeschriebene Höchstdauer, so berück- 
sichtigt der zuständige Träger dieses Staates bei 
Anwendung des Absatzes (3) diese Höchstdauer an 
Stelle der Gesamtdauer der Versicherungszeiten, 
ohne jedoch durch diese Berechnungsweise gezwun- 
gen zu sein, eine höhere als die in den von ihm an- 
zuwendenden Rechtsvorschriften festgelegte voll- 
ständige Leistung zu übernehmen. 

(5) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates vor, daß die Höhe der Leistungen oder 
bestimmter Leistungsteile genau im Verhältnis zur 
Dauer der Versicherungszeiten bestimmt werden, 
so kann der zuständige Träger dieses Staates diese 
Leistungen oder Leistungsteile auf der Grundlage 
der lediglich nach den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften zurückgelegten Versicherungszeiten un- 
mittelbar berechnen, unbeschadet der Absätze (2) 
bis (4). Die Verwaltungskommission bestimmt die 
Fälle, in denen dieses unmittelbare Berechnungs- 
verfahren anzuwenden ist. 


A r t i k e 1 36 

(1) Für die Berechnung des scheinbaren Betrages 

gemäß Artikel 35 Absatz (3) sind 

a) wenn nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaates die Berechnung der Leistungen auf 
einem durchschnittlichen Entgelt, Beitrag, Steige- 
rungsbetrag oder auf dem Verhältnis beruht, 
das während der Versicherungszeiten zwischen 
dem Bruttoentgelt des Versicherten und dem 
Durchschnittsbruttoentgelt aller Versicherten mit 
Ausnahme der Lehrlinge bestand, diese Durch- 
schnitts- oder Verhältniszahlen vom zuständigen 
Träger dieses Staates auf der Grundlage ledig- 
lich der nach den Rechtsvorschriften dieses Staa- 
tes zurückgelegten Versicherungszeiten oder des 
Bruttoarbeitsentgelts des Versicherten während 
dieser Zeiten zu ermitteln; 

b) wenn nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staates die Berechnung der Leistungen auf der 
Höhe der Arbeitsentgelte, der Beiträge oder von 
Zulagen beruht, die von den zuständigen Trägern 
dieses Staates für die nach den Rechtsvorschrif- 
ten anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten zu berücksichtigenden Entgelte, 
Beiträge oder Zulagen auf der Grundlage der 
durchschnittlichen Entgelte, Beiträge oder Zu- 
lagen zu ermitteln, die für die nach den Rechts- 
vorschriften des ersten Staates zurückgelegten 
Versicherungszeiten festgestellt worden sind; 

c) wenn nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaates die Berechnung der Leistungen auf 


einem Pauschalentgelt oder -betrag beruht, die 
von dem zuständigen Träger dieses Staates für 
die nach den Rechtsvorschriften anderer Mit- 
gliedstaaten zurückgelegten Zeiten zu berück- 
sichtigenden Entgelte oder Beträge dem Pau- 
schalentgelt oder -betrag oder gegebenenfalls 
den durchschnittlichen Pauschalentgelten oder 
-beträgen gleichzusetzen, die den nach den 
Rechtsvorschriften des ersten Staates zurück- 
gelegten Versicherungszeiten entsprechen; 

d) wenn nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaats die Berechnung der Leistungen für 
bestimmte Zeiten auf der Höhe der Entgelte und 
für andere Zeiten auf einem pauschalen Entgelt 
oder Betrag beruht, so berücksichtigt der zustän- 
dige Träger dieses Staates für die nach den 
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten die nach Buch- 
stabe (b) oder (c) ermittelten Entgelte oder Be- 
träge oder je nach Sachlage den Durchschnitt die- 
ser Entgelte oder Beträge; wenn die Berechnung 
der Leistungen für sämtliche nach den Rechts- 
vorschriften des ersten Staates zurückgelegte 
Versicherungszeiten auf einem Pauschalentgelt 
oder -betrag beruht, ist das vom zuständigen 
Träger dieses Staates für die nach den Rechts- 
vorschriften anderer Mitgliedstaaten zurück- 
gelegten Versicherungszeiten zu berücksichti- 
gende Entgelt dem scheinbaren Entgelt gleich- 
zusetzen, das diesem Pauschalentgelt oder 
-betrag entspricht. 

(2) Enthalten die Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedsstaats Bestimmungen über die Anpassung der 
bei der Berechnung der Leistungen berücksichtigten 
Rententeile, so sind diese Bestimmungen gegebenen- 
falls auf die vom zuständigen Träger dieses Staates 
berücksichtigten Rententeile gemäß Absatz (1) für 
die nach den Rechtsvorschriften anderer Mitglied- 
staaten zurückgelegten Versicherungszeiten anzu- 
wenden. 

(3) Bestimmt sich nach den Rechtsvorschriften eines 
anderen Mitgliedstaats die Höhe der Leistungen 
danach, daß gegebenenfalls außer Kindern Familien- 
angehörige vorhanden sind, so berücksichtigt der 
zuständige Träger dieses Staates auch diese Fami- 
lienangehörigen, wenn sie im Hoheitsgebiet eines 
anderen Staates wohnen. 


Artikel 37 

(1) Erreicht die Gesamtdauer der nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaats zurückgelegten 
Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten unbescha- 
det des Artikels 35 nicht die Dauer eines Jahres und 
wird nach diesen Rechtsvorschriften kein Leistungs- 
anspruch ausschließlich auf Grund dieser Zeiten 
erworben, so ist der Träger dieses Staates nicht 
verpflichtet, Leistungen auf Grund dieser Zeiten zu 
gew'ähren. 

(2) Die in Absatz (1) genannten Zeiten sind vom 
Träger jedes anderen Mitgliedstaats bei Anwen- 
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düng des Artikels 35 mit Ausnahme des Absat- 
zes (3) zu berücksichtigen. 

(3) Für den Fall, daß die Anwendung von Ab- 
satz (1) dieses Artikels zur Befreiung aller beteilig- 
ten Träger von der Leistungsgewährungspflicht 
führt, werden die Leistungen ausschließlich nach 
den Rechtsvorschriften des letzten dieser Staaten, 
dessen Voraussetzungen erfüllt sind, so gewährt, 
als ob alle zurückgelegten und gemäß Artikel 34 
Absätze (1) und (2) angerechneten Versicherungs- 
zeiten nach den Rechtsvorschriften dieses Staates 
zurückgelegt worden wären. 

Artikel 38 

(1) Erfüllt der Versicherte in einem bestimmten 
Zeitpunkt nicht die Voraussetzungen nach den 
Rechtsvorschriften aller Mitgliedstaaten, die für ihn 
unter Berücksichtigung des Artikels 34 galten, son- 
dern nur die Voraussetzungen nach den Rechtsvor- 
schriften eines oder mehrerer dieser Mitgliedstaa- 
ten, so gilt folgende Regelung: 

a) Jeder zuständige Träger, nach dessen Rechtsvor- 
schriften die Voraussetzungen erfüllt sind, be- 
rechnet den Betrag der geschuldeten Leistungen 
nach Artikel 35 Absätze (2) bis (4) oder gegebe- 
nenfalls Absatz (5). 

b) Erfüllt der Versicherte 

i) die Voraussetzungen nach den Rechtsvor- 
schriften mindestens zweier Mitgliedstaaten, 
ohne daß Versicherungszeiten oder Beschäfti- 
gungszeiten berücksichtigt zu werden brau- 
chen, die nach Rechtsvorschriften zurücki- 
gelegt sind, deren Voraussetzungen nicht 
erfüllt sind, so bleiben diese Zeiten bei An- 
wendung des Artikels 35 Absätze (2) bis (5) 
unberücksichtigt; 

ii) die Voraussetzungen nach den Rechtsvor- 
schriften nur eines Mitgliedstaates, ohne daß 
Versicherungszeiten oder Beschäftigungs- 
zeiten berücksichtigt zu werden brauchen, 
die nach Rechtsvorschriften zurückgelegt wur- 
den, deren Voraussetzungen nicht erfüllt sind, 
so wird der Betrag der geschuldeten Leistun- 
gen nur nach den Rechtsvorschriften, deren 
Voraussetzungen erfüllt sind unter aus- 
schließlicher Berücksichtigung der nach die- 
sen Rechtsvorschriften zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten berücksichtigt. 

(2) In den Fällen des Absatzes (1) nach den Rechts- 
vorschriften eines oder mehrerer beteiligter Mit- 
gliedstaaten gewährte Leistungen werden gemäß 
Artikel 35 Absätze (2) bis (5) oder gegebenenfalls 
Absatz (6) vom Amts wegen neu berechnet, sobald 
die Voraussetzungen der Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer beteiligter Mitgliedstaaten gegebe- 
nenfalls unter Berücksichtigung des Artikels 34 er- 
füllt sind. 

(3) Die nach den Rechtsvorschriften von zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten zu gewährenden Leistungen 
werden von Amts wegen nach Absatz (1) und un- 
beschadet des Artikels 29 Absatz (2) neu berech- 


net, wenn die nach den Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer Staaten geforderten Voraussetzun- 
gen nicht mehr erfüllt sind. 

Artikel 39 

(1) Ist der Gesamtbetrag der Leistungen, die der 
Versicherte bei Nichtanwendung der Artikel 33 
bis 38 nach den Rechtsvorschriften eines oder mehre- 
rer Mitgliedstaaten beanspruchen könnte, höher als 
der Gesamtbetrag der nach diesen Bestimmungen 
geschuldeten Leistungen, so ist der zuständige Trä- 
ger verpflichtet, dem Versicherten eine Zulage in 
Höhe des Unterschiedsbetrags zu zahlen. Diese Zu- 
lage geht voll zu Lasten dieses Trägers. 

(2) Ist der Gesamtbetrag aller bei Anwendung der 
Bestimmungen dieses Kapitels einschließlich der 
Zulagen nach Artikel (1) geschuldeten Leistungen 
größer als der höchste entsprechend Artikel 35 Ab- 
satz (2) er rechnete scheinbare Betrag, so wird jede 
dieser Zulagen um den überschießenden Betrag ge- 
senkt, und zwar proportional zur jeweiligen Höhe 
dieser Zulage. 

(3) Die Zulage nach Absatz (1) ist Bestandteil der 
von dem oder den zur Zahlung verpflichteten Trä- 
gern zu gewährenden Leistungen. Ihre Höhe wird 
endgültig festgelegt, ausgenommen in den Fällen, 
in denen Artikel 38 Absatz (2) anzuwenden ist. 

Artikel 40 

(1) Ist der Gesamtbetrag, der nach diesem Kapitel 
geschuldeten Leistungen niedriger als der Betrag 
der niedrigsten Leistung, die in dem in Betracht 
kommenden Falle zu zahlen wäre, wenn alle zu- 
rückgelegten und nach Artikel 34 anzurechnenden 
Versicherungszeiten nach den Rechtsvorschriften nur 
eines Mitgliedstaates, nach denen eine Leistung 
geschuldet wird, zurückgelegt worden wären, 
so ist der zuständige Träger dieses Staates ver- 
pflichtet, den Versicherten, sofern er im Hoheits- 
gebiet dieses Staates wohnt, eine Zulage in Höhe 
des Unterschiedsbetrages zu gewähren. 

(2) Anhang V gibt für jeden betroffenen Mitglied- 
staat die Mindestleistungen für den Fall der Invali- 
dität, des Alters und zugunsten der Hinterbliebenen 
an, die nach den Rechtsvorschriften dieses Staates 
vorgesehen sind. 


KAPITEL 4 

Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 


Artikel 41 

(1) Arbeitnehmer, die im Hoheitsgebiet eines ande- 
ren als des zuständigen Mitgliedstaats wohnen und 
einen Arbeitsunfall erlitten oder sich eine Berufs- 
krankheit zugezogen haben, erhalten im Hoheits- 
gebiet des Mitgliedstaats, in dem sie wohnen: 
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a) Sachleistungen zu Lasten des zuständigen Trä- 
gers, die ihnen vom Träger des Wohnorts nach 
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften so 
gewährt werden, als ob sie dort versichert 
wären; 

b) Geldleistungen, die vom zuständigen Träger oder 
auf dessen Ersuchen und für dessen Rechnung 
vom Träger des Wohnorts nach den Rechtsvor- 
schriften des zuständigen Trägers gewährt wer- 
den, als ob sie im Hoheitsgebiet dieses Staates 
wohnten. 

(2) Auch Grenzgänger können von dem zustän- 
digen Träger im Hoheitsgebiet des zuständigen 
Staates nach den Rechtsvorschriften dieses Staates 
Leistungen erhalten, so als ob sie in dessen 
Hoheitsgebiet wohnten. 

(3) Halten sich die in diesem Artikel bezeichneten 
Arbeitnehmer, die keine Grenzgänger sind, im 
Hoheitsgebiet des zuständigen Staates auf, so erhal- 
ten sie Leistungen nach den Rechtsvorschriften die- 
ses Staates, selbst wenn sie bereits vor Beginn ihres 
Aufenthalts Leistungen bezogen haben. 

(4) Verlegen die in diesem Artikel bezeichneten 
Arbeitnehmer ihren Wohnsitz in das Hoheitsgebiet 
des zuständigen Staates, so erhalten sie Leistungen 
nach den Rechtsvorschriften dieses Staates, selbst 
wenn sie bereits vor der Verlegung des Wohnorts 
Leistungen bezogen haben. 

Artikel 42 

Ein Wegeunfall, den ein Arbeitnehmer im 
Hoheitsgebiet eines anderen als des zuständigen 
Mitgliedstaats erlitten hat, wird einem Wegeunfall 
gleichgestellt, der sich im Hoheitsgebiet des zu- 
ständigen Trägers ereignet hat. 


Artikel 43 

(1) Arbeitnehmer, die einen Arbeitsunfall erlitten 

oder sich eine Berufskrankheit zugezogen haben, 

und 

a) die sich im Hoheitsgebiet eines anderen als des 
zuständigen Mitgliedstaats aufhalten oder 

b) die, nachdem ihnen Leistungen zu Lasten des 
zuständigen Trägers zuerkannt worden sind, 
von diesem Träger die Genehmigung erhalten, 
in das Hoheitsgebiet eines anderen als des zu- 
ständigen Mitgliedstaates, in dem sie wohnen, 
zurückzukehren oder ihren Wohnort in das 
Hoheitsgebiet eines anderen als des zuständigen 
Mitgliedstaats zu verlegen, oder 

c) die vom zuständigen Träger die Genehmigung 
erhalten, sich in das Hoheitsgebiet eines ande- 
ren als des zuständigen Mitgliedstaats zu be- 
geben, um dort eine ihrem Zustand angemessene 
Behandlung zu erhalten, 

haben Anspruch auf: 

i) Sachleistungen, die ihnen für Rechnung des 
zuständigen Trägers vom Träger des Aufent- 


halts oder Wohnorts nach den für diesen 
Träger geltenden Rechtsvorschriften gewährt 
werden, als ob sie dort versichert wären; die 
Dauer der Leistungsgewährung richtet sich 
gegebenenfalls nach den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Staates. 

ii) Geldleistungen, die ihnen vom zuständigen 
Träger oder, auf dessen Ersuchen und für 
dessen Rechnung,- vom Träger des Aufent- 
halts- oder Wohnorts nach den Rechtsvor- 
schriften des zuständigen Staates gewährt 
werden, als ob sie sich im Hoheitsgebiet 
dieses Staates befänden. 

(2) a) die in Absatz (1) Buchstabe (b) vorgesehene 
Genehmigung darf nur verweigert werden, wenn 
der betreffenden Person von einem Wohnort- 
wechsel aus gebührend dargelegten ärztlichen 
Gründen abgeraten wird; 

b) die in Absatz (1) Buchstabe (c) vorgesehene 
Genehmigung darf nicht verweigert werden, 
wenn der betreffenden Person die für sie an- 
gemessene Behandlung im Hoheitsrecht des 
Staates, in dem sie wohnt, nicht gewährt werden 
kann. 


Artikel 44 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates die Übernahme der Kosten für die Über- 
führung des Verletzten bis zu seinem Wohnort oder 
bis zum Krankenhaus vor, so werden die Kosten 
für seine Überführung bis zu dem entsprechenden 
Ort im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats, 
in dem der Verletzte wohnt, vom zuständigen Trä- 
ger nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften 
getragen. Voraussetzung ist, daß der zuständige 
Träger vorher seine Genehmigung erteilt und die 
Gründe für die Überführung gebührend berück- 
sichtigt hat. 

(2) Sehen die Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates die Übernahme der Kosten für die Über- 
führung der Leiche bis zu ihrer Begräbnisstätte vor, 
so werden die Kosten der Leichenüberführung bis 
zu der Begräbnisstätte im Hoheitsgebiet eines ande- 
ren Mitgliedstaats, in dem der Verletzte gewohnt 
hat, von dem zuständigen Träger nach den für ihn 
geltenden Rechtsvorschriften übernommen. Die Ko- 
sten für die Überführung von der Grenze des Be- 
schäftigungslandes bis zur Begräbnisstätte im Wohn- 
land werden dem zuständigen Träger jedoch zur 
Hälfte von dem von der zuständigen Behörde be- 
zeichneten Träger erstattet. 

(3) Handelt es sich aber um einen Grenzgänger, 
so sind die in den Absätzen (1) und (2) vorgesehe- 
nen überführungskosten vom zuständigen Träger 
nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften ohne 
vorherige Genehmigung und ohne Anspruch auf 
Erstattung übernommen, gleichgültig, ob der Trans- 
portweg im Hoheitsgebiet des zuständigen Landes 
oder im Hoheitsgebiet des Wohnlandes zurückgelegt 
worden ist. Wird die Eigenschaft eines Grenz- 
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gängers von den beteiligten Mitgliedstaaten davon 
abhängig gemacht, daß der Arbeitnehmer seinen 
Wohnort im Grenzgebiet hat, so werden die Kosten 
jedoch nur für den Transport innerhalb dieses 
Grenzgebiets getragen. 


Artikel 45 

(1) Besteht im Hoheitsgebiet des Mitgliedstaats, 
in dem sich der Arbeitnehmer befindet, keine Ver- 
sicherung gegen Arbeitsunfälle oder Berufskrank- 
heiten oder sieht ein vorhandenes Versicherungs- 
system keinen zuständigen Träger für die Gewäh- 
rung von Sachleistungen vor, so werden diese Lei- 
stungen von dem Träger des Aufenthalts- oder 
Wohnorts gewährt, der für die Gewährung der Sach- 
leistungen im Falle von Krankheit zuständig ist. 

(2) Hängt nach den Rechtsvorschriften des zustän- 
digen Staates die vollständig kostenlose Gewäh- 
rung der Sachleistungen davon ab, daß der Lei- 
stungsempfänger den vom Arbeitgeber eingerichte- 
ten ärztlichen Dienst in Anspruch nimmt, so gelten 
die nach Artikel 41 Absatz (1) und Artikel 43 Ab- 
satz (1) gewährten Sachleistungen als durch einen 
solchen ärztlichen Dienst gewährt. 

(3) Sehen die Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates ein System der Arbeitgeberhaftung vor, so 
gelten die nach Artikel 41 Absatz (1) und Artikel 43 
Absatz (1) gewährten Sachleistungen als auf Antrag 
des zuständigen Trägers gewährt. 

(4) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats ausdrücklich oder stillschweigend vor, daß 
bei der Bemessung des Grades der Erwerbsunfähig- 
keit früher eingetretene Arbeitsunfälle oder Berufs- 
krankheiten zu berücksichtigen sind, so berücksich- 
tigt der zuständige Träger dieses Staates für diesen 
Zweck auch die Arbeitsunfälle und Berufskrank- 
heiten, die nach den Rechtsvorschriften eines ande- 
ren Mitgliedstaats eingetreten sind, als ob sie nach 
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften eingetreten 
wären. 

Artikel 46 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften des Wohn- oder 
Aufenthaltslandes mehrere Versicherungssysteme 
vor, so finden die für die Arbeiter der Stahlindustrie 
geltenden Bestimmungen auf die in Artikel 41 Ab- 
satz (1) und in Artikel 43 Absatz (1) bezeichneten 
Arbeitnehmer Anwendung-, ist eines dieser Systeme 
ein Sondersystem für die Arbeitnehmer im Bergbau 
und in gleichgestellten Betrieben, so findet es auf 
diese Arbeitnehmer Anwendung. 

(2) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats eine Höchstdauer für die Gewährung der 
Leistungen vor, so kann der Träger, für den diese 
Rechtsvorschriften gelten, auf diese Höchstdauer 
gegebenenfalls die Zeiten anrechnen, für die bereits 
von einem Träger eines anderen Mitgliedstaats 
Leistungen gewährt worden sind. 


Artikel 47 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats vor, daß die Berechnung der Geldleistungen 
nach einem Durchschnittsentgelt erfolgt, so bestimmt 
der zuständige Träger dieses Staates dieses Durch- 
schnittsentgelt ausschließlich auf Grund des Ent- 
gelts, das während des nach den Rechtsvorschriften 
dieses Mitgliedstaats zurückgelegten Zeitraums 
ermittelt worden ist. 

(2) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats vor, daß die Berechnung der Geldleistungen 
nach einem Pauschalentgelt erfolgt, so berücksich- 
tigt der Izuständige Träger dieses Staates ausschließ- 
lich das Pauschalentgelt oder gegebenenfalls den 
Durchschnitt der Pauschalentgelte, die den Zeit- 
räumen entsprechen, die nach den Rechtsvorschrif- 
ten dieses Mitgliedstaats zurückgelegt worden sind. 

(3) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaats die Höhe der Geldleistungen von der 
Zahl der Familienangehörigen ab, so berücksichtigt 
der zuständige Träger dieses Staates auch die Fami- 
lienangehörigen, die im Hoheitsgebiet eines ande- 
ren Mitgliedstaats wohnen. 

Artikel 48 

(1) Der zuständige Träger hat den Betrag der Sach- 
leistungen zu erstatten, die auf Grund des Arti- 
kels 41 Absatz (1) und des Artikels 43 Absatz (1) 
für seine Rechnung gewährt worden sind. 

(2) Die in Absatz (1) vorgesehenen Erstattungen 
erfolgen nach dem von der Verwaltungskommission 
im einzelnen festgelegten Verfahren entweder auf 
Grund der tatsächlichen Ausgaben oder auf Grund 
von Pauschalbeträgen. 

(3) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zu- 
ständigen Behörden von zwei oder mehr Mitglied- 
staaten können andere Erstattungsverfahren oder 
jeglichen Verzicht auf Erstattung zwischen den Trä- 
gern ihrer Staaten vereinbaren. 

Artikel 49 

(1) Haben Personen, die sich eine Berufskrankheit 
zugezogen haben, nach den Rechtsvorschriften 
zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten eine Tätigkeit 
ausgeübt, die eine solche Krankheit verursachen 
kann, so werden die Leistungen, auf die sie oder 
ihre Hinterbliebenen Anspruch haben, ausschließ- 
lich nach den in dem letzten dieser Mitgliedstaaten 
geltenden Rechtsvorschriften, deren Voraussetzun- 
gen diese Personen erfüllen, und gegebenenfalls 
unter Berücksichtigung der Absätze (2), (3) und (4) 
gewährt. 

(2) Hängt die Gewährung der Leistungen für 
Berufskrankheiten nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats davon ab, daß die betreffende Krank- 
heit zum ersten Mal in dem Hoheitsgebiet dieses 
Mitgliedstaats ärztlich festgestellt worden ist, so 
gilt diese Voraussetzung auch dann als erfüllt. 
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wenn die betreffende Krankheit zum ersten Mal im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats fest- 
gestellt worden ist. 

(3) Hängt die Gewährung von Leistungen für 
Berufskrankheiten nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats ausdrücklich oder stillschweigend da- 
von ab, daß die betreffende Krankheit innerhalb 
einer bestimmten Frist nach Beendigung der letzten 
Tätigkeit festgestellt worden ist, die geeignet ist, 
eine solche Krankheit zu verursachen, so berück- 
sichtigt der zuständige Träger dieses Mitgliedstaats 
bei der Feststellung des Zeitpunkts dieser letzten 
Tätigkeit, soweit erforderlich, die nach den Rechts- 
vorschriften anderer Mitgliedstaaten ausgeübten 
gleichartigen Tätigkeiten so als seien sie im 
Hoheitsgebiet des ersten Mitgliedstaats ausgeübt 
worden. 

(4) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaats die Gewährung von Leistungen für 
Berufskrankheiten ausdrücklich oder stillschweigend 
davon ab, daß die Tätigkeit, welche geeignet ist die 
betreffende Krankheit zu verursachen, während 
einer bestimmten Dauer ausgeübt worden ist, so 
berücksichtigt der zuständige Träger dieses Mit- 
gliedstaats, soweit erforderlich, die Zeiten, in denen 
eine solche Tätigkeit nach den Rechtsvorschriften 
anderer Mitgliedstaaten ausgeübt worden ist. 

(5) Die Absätze (3) und (4) finden nur Anwen- 
dung, wenn die betreffende Person an einer sklero- 
genen Pneumokoniose erkrankt ist. 

(6) Der Rat stellt auf Vorschlag der Kommission 
durch einstimmigen Beschluß eine Liste der Berufs- 
krankheiten auf, auf die 

a) Absatz (3), 

b) Absatz (4) oder 

c) die Absätze (3) und (4) 

Anwendung finden. 

(7) Bei Anwendung der Absätze (3) und (4) oder 
eines dieser Absätze, werden die Aufwendungen 
für Geldleistungen, einschließlich Renten, in gleicher 
Weise auf die zuständigen Träger der Mitgliedstaa- 
ten verteilt, in deren Hoheitsgebiet die betreffende 
Person eine Tätigkeit ausgeübt hat, die eine solche 
Berufskrankheit verursachen kann. Die Aufteilung 
erfolgt nach dem Verhältnis, das zwischen der 
Dauer der nach den Rechtsvorschriften der einzel- 
nen Mitgliedstaaten in der Versicherung für den 
Fall des Alters zurückgelegten Zeiten und der 
Gesamtdauer der nach den Rechtsvorschriften aller 
dieser Mitgliedstaaten bis zum Zeitpunkt des Be- 
ginns dieser Leistungen in der Versicherung für den 
Fall des Alters zurückgelegten Zeiten besteht. 


Artikel 50 

(1) Hat ein Arbeitnehmer Leistungen für eine 
Berufskrankheit zu Lasten eines Trägers eines Mit- 
gliedstaats bezogen oder bezieht er solche Leistun- 
gen und beansprucht er bei einem Träger eines 


anderen Mitgliedstaats Leistungen wegen Ver- 
schlimmerung, gilt folgende Regelung: 

a) Hat der Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschrif- 
ten des zweiten Staates keine Tätigkeit aus- 
geübt, die geeignet war, die betreffende Krank- 
heit zu verursachen oder zu verschlimmern, so 
ist der zuständige Träger des ersten Staates 
weiterhin verpflichtet, die Leistungen nach den 
für ihn geltenden Rechtsvorschriften unter Be- 
rücksichtigung der Verschlimmerung zu gewäh- 
ren; 

b) hat der Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschrif- 
ten des zweiten Staates eine Tätigkeit ausgeübt, 
welche die betreffende Krankheit verursachen 
oder verschlimmern kann, so ist der zuständige 
Träger des ersten Staates weiterhin verpflichtet, 
die Leistungen nach den für ihn geltenden Rechts- 
vorschriften ohne Berücksichtigung der Ver- 
schlimmerung zu gewähren; der zuständige Trä- 
ger des zweiten Staates gewährt dem Arbeit- 
nehmer eine Zulage in Höhe des Unterschieds- 
betrags zwischen der unter Berücksichtigung der 
Verschlimmerung und ohne Berücksichtigung 
der Verschlimmerung nach den für ihn gelten- 
den Rechtsvorschriften geschuldeten Leistung, 
sofern die betreffende Krankheit nach den 
Rechtsvorschriften dieses Staates eingetreten ist*, 

c) ist der Arbeitnehmer an einer sklerogenen 
Pneumokoniose erkrankt oder leidet er an einer 
Krankheit, die in der gemäß Artikel 49 Ab- 
satz (6) aufgestellten Liste verzeichnet ist, und 
hat er in dem unter Buchstabe (b) bezeichneten 
Fall keinen Anspruch auf Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften des zweiten Staates, so ist 
der zuständige Träger des ersten Staates ver- 
pflichtet, die Leistungen unter Berücksichtigung 
der Verschlimmerung nach den für ihn gelten- 
den Rechtsvorschriften zu gewähren; der zu- 
ständige Träger des zweiten Staates ist jedoch 
verpflichtet, den Unterschiedsbetrag zwischen 
den vom zuständigen Träger des ersten Staates 
unter Berücksichtigung der Verschlimmerung 
geschuldeten Geldleistungen einschließlich der 
Renten und den entsprechenden Leistungen, die 
vor der Verschlimmerung zu zahlen sind. 

(2) Bei Verschlimmerung einer Berufskrankheit, 
auf die Artikel 49 Absatz (7) angewandt worden 
ist, gilt folgende Regelung: 

a) Der zuständige Träger, der die Leistungen auf 
Grund des Artikels 49 Absatz (1) gewährt hat, 
ist verpflichtet, die Leistungen weiterhin nach 
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften unter 
Berücksichtigung der Verschlimmerung zu ge- 
währen; 

b) die Aufwendungen für Geldleistungen, ein- 
schließlich der Renten, werden weiterhin auf die 
Träger verteilt, die gemäß Artikel 49 Absatz (7) 
an den Aufwendungen für die bisherigen Lei- 
stungen beteiligt waren. Hat die betreffende 
Person jedoch nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats, nach denen sie bereits eine 
gleichartige Tätigkeit ausgeübt hatte, oder nach 
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den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
erneut eine Tätigkeit ausgeübt, die solche 
Berufskrankheit verursachen oder verschlimmern 
kann, so übernimmt der Träger dieses Staates 
die Aufwendungen für den Unterschiedsbetrag 
zwischen dem unter Berücksichtigung der Ver- 
schlimmerung geschuldeten Betrag der Leistung 
und dem ohne Berücksichtigung der Verschlim- 
merung geschuldeten Betrag der Leistung. 


KAPITEL 5 

Sterbegelder 


Artikel 51 

Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Anspruchs auf Sterbegelder von 
der Erfüllung von Versicherungszeiten oder Beschäf- 
tigungszeiten abhängig, so berücksichtigt der zu- 
ständige Träger zu diesem Zweck, soweit wie not- 
wendig, Versicherungs- oder Beschäftigungszeiten, 
die nach den Rechtsvorschriften eines anderen Mit- 
gliedstaats zurückgelegt worden sind, als ob es sich 
um Zeiten handele, die nach den Rechtsvorschriften 
des ersten Staates zurück^gelegt worden sind. 


Artikel 52 

(1) Stirbt ein Arbeitnehmer, ein Rentenberechtig- 
ter, ein Antragsteller oder ein Familienangehöriger 
im Hoheitsgebiet eines anderen als des zuständigen 
Mitgliedstaats, so gilt der Tod als im Hoheits- 
gebiet des zuständigen Staates eingetreten. 

(2) Der zuständige Träger ist zur Zahlung des 
Sterbegeldes nach den für ihn geltenden Rechtsvor- 
schriften auch dann verpflichtet, wenn der Berech- 
tigte im Hoheitsgebiet eines anderen als des zu- 
ständigen Mitgliedstaats wohnt. 

(3) Die Bestimmungen dieses Artikels finden auch 
Anwendung, wenn der Tod infolge eines Arbeits- 
unfalls oder einer Berufskrankheit eingetreten ist. 


Artikel 53 

Stirbt ein nach den Rechtsvorschriften eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten zum Bezug von Renten 
Berechtigter, der im Hoheitsgebiet eines anderen 
als des Mitgliedstaats wohnte, in dem der Träger 
seinen Sitz hat, der die Aufwendungen für die die- 
sem Rentenberechtigten auf Grund des Artikels 23 
gewährten Sachleistungen zu tragen hat, so wer- 
den die Sterbegelder von diesem Träger nach den 
für ihn geltenden Rechtsvorschriften und zu seinen 
Lasten gewährt, als ob der Rentenberechtigte im 
Zeitpunkt seines Todes im Hoheitsgebiet des Mit- 
gliedstaats gewohnt hätte, in dem er seinen Sitz hat. 


KAPITEL 6 

Arbeitslosigkeit 

Artikel 54 

(1) Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Leistungsanspruchs von der 
Erfüllung von Versicherungszeiten abhängig, so 
berücksichtigt der Träger, für den diese Rechts- 
vorschriften gelten, für diesen Zweck, soweit er- 
forderlich, Versicherungszeiten oder Beschäftigungs- 
zeiten nach den Rechtsvorschriften der anderen Mit- 
gliedstaaten, als ob es sich um Versicherungszeiten 
handeln würde, die nach den Rechtsvorschriften des 
ersten Staates zurückgelegt worden sind; Voraus- 
setzung ist jedoch, daß die Beschäftigungszeiten 
als Versicherungszeiten anzurechnen wären, wenn 
sie nach den Rechtsvorschriften des ersten Staates 
zurückgelegt worden wären. 

(2) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaats die Leistungsgewährung von der Er- 
füllung von Beschäftigungszeiten oder Wohnzeiten 
ab, so berücksichtigt der Träger, für den diese 
Rechtsvorschriften gelten, für diesen Zweck, soweit 
erforderlich, Versicherungszeiten oder Beschäfti- 
gungszeiten, die nach den Rechtsvorschriften ande- 
rer Mitgliedstaaten zurückgelegt worden sind, als 
ob es sich um Beschäftigungszeiten oder Wohn- 
zeiten handeln würde, die nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates zurückgelegt worden 
sind. 

(3) Die Absätze (1) und (2) sind außer in den in 
Artikel 56 Absatz (1) Buchstabe (a) Unterabsatz (ii) 
und Buchstabe (b) Unterabsatz (iii) bezeichneten 
Fällen nur anzuwenden, wenn für die betreffende 
Person zuletzt die Rechtsvorschriften galten, nach 
denen die Leistungen beantragt werden. 

(4) Verlegt ein Arbeitnehmer seinen Wohnsitz 
aus dem Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats in das 
tloheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats, dessen 
Rechtsvorschriften bei einer Wohnortverlegung von 
einer Gemeinde in eine andere Gemeinde innerhalb 
seines Hoheitsgebiets, die Gewährung von Leistun- 
gen vom Nachweis einer bestimmten Dauer der 
Wohnzeit in der neuen Gemeinde abhängig machen, 
so darf von diesem Arbeitnehmer nicht der Nachweis 
einer längeren Wohnzeit gefordert werden, als bei 
Staatsangehörigen des zweiten Staates, die ihren 
Wohnort von einer Gemeinde in eine andere 
Gemeinde innerhalb des Hoheitsgebiets verlegen. 

Artikel 55 

Verlegt ein Arbeitsloser, der hinsichtlich der Ver- 
sicherungs-, Beschäftigungs- oder Wohnzeiten — 
gegebenenfalls unter Berücksichtigung der Vor- 
schriften von Absatz (1) bzw., je nach Fall, Absatz 
(2) des Artikels 54 — die Voraussetzungen für 
einen Leistungsanspruch nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Mitgliedstaats erfüllt, seinen Wohnort 
in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats, 
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so gelten in dieser Hinsicht auch die nach den 
Rechtsvorschriften des zweiten Staates für den An- 
spruch auf Leistungen geforderten Voraussetzungen 
als erfüllt, wenn er innerhalb einer Frist von 30 
Tagen nach Verlegung des Wohnorts bei dem für 
seinen neuen Wohnort zuständigen Träger einen 
entsprechenden Antrag stellt. Vorbehaltlich der Vor- 
schriften des Artikels 58 werden die Leistungen 
vom Träger des Wohnorts nach den für ihn gel- 
tenden Rechtsvorschriften zu Lasten des zuständigen 
Trägers gewährt. 

Artikel 56 

(1) Vorbehaltlich des Artikels 55 gilt für die Ge- 
währung der Leistungen an einen Arbeitslosen, der 
während seiner letzten Beschäftigung im Hoheits- 
gebiet eines anderen als des zuständigen Mitglied- 
staats wohnte, folgendes: 

a) i) Grenzgänger erhalten bei Kurzarbeit oder 

technisch bedingter Arbeitslosigkeit in dem 
Unternehmen, das sie beschäftigt, Leistungen 
nach den Rechtsvorschriften des zuständigen 
Staates, als ob sie im Hoheitsgebiet dieses 
Staates wohnen würden; Artikel 54 Absatz 
(1) oder Absatz (2) sind gegebenenfalls zu 
berücksichtigen. Die Leistungen werden vom 
zuständigen Träger gewährt. 

ii) Grenzgänger erhalten bei Vollarbeitslosigkeit 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats, in dessen Floheitsgebiet sie 
wohnen, als ob sie den Rechtsvorschriften 
dieses Mitgliedstaats während der letzten Be- 
schäftigung unterstanden hätten; Artikel 54 
Absatz (1) oder Absatz (2) sind gegebenen- 
falls zu berücksichtigen; die Leistungen wer- 
den vom Träger des Wohnorts zu seinen 
Lasten gewährt; 

b) i) Arbeitnehmer, die keine Grenzgänger sind 

und weiterhin ihre Arbeitgeber oder der 
Arbeitsverwaltung im Hoheitsgebiet des zu- 
ständigen Staates zur Verfügung stehen, er- 
halten bei Kurzarbeit, technisch bedingter 
Arbeitslosigkeit oder bei Vollarbeitslosigkeit 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften dieses 
Staates, als ob sie im Hoheitsgebiet dieses 
Staates wohnen würden; Artikel 54 Absatz 
(1) oder Absatz (2) sind gegebenenfalls zu 
berücksichtigen; die Leistungen werden vom 
zuständigen Träger gewährt; 

ii) Arbeitnehmer, die keine Grenzgänger sind 
und die sich der Arbeitsverwaltung im Ho- 
heitsgebiet des Mitgliedstaats ihres Wohn- 
orts zur Verfügung stellen oder die in dieses 
Hoheitsgebiet zurückkehren, erhalten bei 
Vollarbeitslosigkeit Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften dieses Staates, als ob sie 
ihre letzte Beschäftigung dort ausgeübt hät- 
ten; Artikel 54 Absatz (1) oder Absatz (2) 
sind gegebenenfalls zu berücksichtigen; die 
Leistungen werden vom Träger des Wohn- 
orts und zu seinen Lasten gewährt. Sind je- 
doch einem Arbeitnehmer Leistungen zu 
Lasten des zuständigen Trägers des Mitglied- 


staats zuerkannt worden, dessen Rechtsvor- 
schriften zuletzt für ihn galten, so werden 
Leistungen nach Artikel 55 gewährt, wie 
wenn er seinen Wohnort in das Hoheitsge- 
biet des ersten Staates verlegt hätte. 

(2) Solange ein Arbeitsloser Anspruch auf Lei- 
stungen nach Absatz (1) Buchstabe (a) Unterabsatz (i) 
oder Buchstabe (b) Unterabsatz (i) hat, kann er Lei- 
stungen nach den Rechtsvorschriften des Staates, in 
dessen Hoheitsgebiet er wohnt, nicht beanspruchen. 

A r t i k e 1 57 

(1) Sehen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats vor, daß die Berechnung der Leistungen nach 
der Höhe des früheren Entgelts erfolgt, so berück- 
sichtigt der Träger, für den diese Rechtsvorschriften 
gelten, ausschließlich das Entgelt, das der Arbeits- 
lose während seiner letzten Beschäftigung im Ho- 
heitsgebiet dieses Staates erzielt hat oder sofern 
er eine letzte Beschäftigung von weniger als vier 
Wochen in diesem Hoheitsgebiet ausgeübt hat, das 
Entgelt, das dem am Wohnort des Arbeitslosen für 
eine gleiche oder gleichwertige Beschäftigung üb- 
lichen Entgelt entspricht. 

(2) Hängt nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaats die Höhe der Leistungen von der Zahl 
der Familienangehörigen ab, so berücksichtigt der 
Träger, für den diese Rechtsvorschriften gelten, 
auch Familienangehörige, diö im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats wohnen. 

(3) Sehen die Rechtsvorschriften, welche für den 
Träger des Wohnorts gelten, eine Höchstdauer für 
die Gewährung der Leistungen vor, so kann dieser 
Träger in dem in Artikel 55 und Artikel 56 Ab- 
satz (1) Buchstabe (b) Unterabsatz (ii) letzter Satz 
bezeichneten Fälle gegebenenfalls den Zeitraum an- 
rechnen, für den bereits vom Träger eines anderen 
Mitgliedstaats nach der letzten Feststellung des 
Anspruchs Leistungen gewährt worden sind. 

(4) Sehen die Rechtsvorschriften, welche für den 
Träger des Wohnorts gelten, vor, daß die Dauer der 
Leistungsgewährung von der Dauer der Versiche- 
rungs- oder Beschäftigungszeiten abhängt, so wird 
diese Dauer gegebenenfalls unter Berücksichtigung 
des Artikels 54 Absatz (1) oder Absatz (2) berech- 
net. Hat der Arbeitslose in den in Artikel 55 ge- 
nannten Fällen nicht die nach diesen Rechtsvor- 
schriften erforderlichen Mindestversicherungs- oder 
Beschäftigungszeiten zurückgelegt, so werden un- 
beschadet der Bestimmungen des Absatzes (3) dieses 
Artikels gleichwohl Leistungen für die Dauer von 
13 Wochen — vom Tage der Antragstellung an — 
gewährt. 

Artikel 58 

(1) Der zuständige Träger des Mitgliedstaats, nach 
dessen Rechtsvorschriften der Arbeitnehmer zuletzt 
versichert war, hat den Betrag der vom Träger des 
Wohnorts gewährten Leistungen wie folgt zu er- 
statten; 
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a) bei Leistungen nach Artikel 55 für eine Höchst- 
dauer von sechs Monaten vom Beginn der 
Leistungsgewährung im Lande des Wohnorts 
an; 

b) bei Leistungen nach Artikel 56 Absatz (1) Buch- 
stabe (b) Unterabsatz (ii) Satz 2 für die in Buch- 
stabe (a) vorgesehene Dauer, außer wenn es 
sich um einen Saisonarbeiter handelt, der im 
Verlaufe .der Saison, für die er eingestellt wor- 
den ist, vollarbeitslos geworden ist; in diesem 
Falle beschränkt sich die Erstattungspflicht auf 
die Dauer des Zeitraums, der bis zum Ablauf 
der Saison verbleibt, für die der Saisonarbeiter 
eingestellt worden ist. 

(2) Die Verwaltungskommission legt im einzelnen 
fest, wie die in Absatz (1) vorgesehenen Erstattun- 
gen zu regeln und durchzuführen sind, und zwar 
entweder nach den tatsächlichen Aufwendungen 
oder auf der Grundlage von Pauschalbeträgen. 

(3) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten oder die zu- 
ständigen Behörden von zwei oder mehr Mitglied- 
staaten können andere Erstattungsverfahren oder 
den Verzicht auf jegliche Erstattung zwischen den 
Trägern ihrer Staaten vereinbaren. 


KAPITEL 7 

Familienleistungen 
Artikel 59 

Machen die Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats den Erwerb des Leistungsanspruchs vom 
Nachweis von Beschäftigungszeiten abhängig, so 
berücksichtigt der zuständige Träger dieses Staates 
für diesen Zweck, soweit notwendig, auch Beschäf- 
tigungszeiten, die im Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaats zurückgelegt worden sind, als ob es 
sich um Zeiten handelte, die nach den Rechtsvor- 
schriften des ersten Staates zurückgelegt worden 
sind. 

Artikel 60 

(1) Ein Arbeitnehmer, der den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaats untersteht, hat für seine Fa- 
milienangehörigen, die in einem anderen Mitglied- 
staat wohnen, Anspruch auf die in den Rechtsvor- 
schriften des Staates vorgesehenen Leistungen, in 
dem die Familienangehörigen wohnen; wenn jedoch 
die Rechtsvorschriften des zuständigen Staates den 
Erwerb des Leistungsanspruchs an die Voraus- 
setzung einer Beschäftigung knüpft, muß diese Vor- 
aussetzung — ggf. unter Berücksichtigung des Ar- 
tikels 59 — erfüllt sein. Diese Leistungen werden 
vom Träger des Wohnorts der Familienangehörigen 
nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften für 
Rechnung des zuständigen Trägers gewährt. 

(2) Unbeschadet des Absatzes (1) hat' ein in Arti- 
kel 14 Absatz (1) Buchstabe (a) bezeichneter Arbeit- 
nehmer für die Familienangehörigen, welche ihn in 
das Hoheitsgebiet des Staates begleiten, in das er 


entsandt ist, Anspruch auf die in den Rechtsvor- 
schriften des zuständigen Staates vorgesehenen 
Leistungen. Diese Leistungen werden vom zuständi- 
gen Träger oder, auf dessen Ersuchen und für des- 
sen Rechnung, vom Träger des Staates gewährt, in 
dessen Hoheitsgebiet der Arbeitnehmer entsandt 
ist. 

Artikel 61 

Ein Arbeitsloser, der Leistungen bei Arbeitslosig- 
keit nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats bezieht, hat für seine Familienangehörigen, 
gleich in welchem Mitgliedstaat sie wohnen, An- 
spruch auf Familienleistungen, weiche die Rechts- 
vorschriften des Mitgliedstaats vorsehen, in dessen 
Hoheitsgebiet sie wohnen, soweit die Rechtsvor- 
schriften des Staates, in dem ein Träger die Kosten 
für die Leistungen bei Arbeitslosigkeit trägt, die 
Gewährung von Familienleistungen an Arbeitslose 
ausdrücklich oder stillschweigend vorsehen. Diese 
Familienleistungen werden für Rechnung des zu- 
ständigen Trägers des Mitgliedstaats, der die Lei- 
stungen bei Arbeitslosigkeit vorbehaltlich des 
Artikels 65 zu tragen hat, dem Träger des Wohnorts 
nach den für ihn geltenden Rechtsvorschriften ge- 
währt. 

Artikel 62 

Die Gewährung von Leistungen an Renten- 
empfänger ist wie folgt geregelt: 

a) Für die Anwendung dieses Artikels bezeichnet 
der Ausdruck „Leistungen" sowohl die Fami- 
lienbeihilfen für Rentenempfänger als auch die 
Zuschläge und Zuschüsse für die Kinder von Ren- 
tenempfängern, ausgenommen sind Zulagen auf 
Grund von Arbeitsunfällen oder Berufskrank- 
heiten. 

b) Die Leistungen werden dem Rentenempfänger 
ausschließlich von dem nach Buchstabe (d) oder 
(e) bezeichneten zuständigen Träger nach den 
Rechtsvorschriften, die für diesen Träger gelten, 
zu seinen Lasten gewährt, ohne Rücksicht darauf, 
in welchem Mitgliedstaat die Kinder wohnen. 

c) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften von zwei 
oder mehr Mitgliedstaaten zum Bezug von Rente 
Berechtigter im Hoheitsgebiet eines Mitglied- 
staats, in dem einer der zur Rentenzahlung ver- 
pflichteten Träger seinen Sitz hat, so werden die 
Leistungen vom zuständigen Träger dieses Staa- 
tes gewährt. 

d) Wohnt ein nach den Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten zum Bezug einer 
Rente Berechtigter im Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaats, in dem keiner der ihm gegenüber 
zur Rentenzahlung verpflichteten Träger seinen 
Sitz hat, so werden die Leistungen gewährt: 

i) dem Berechtigten, der Anspruch auf Rente 
nach den Rechtsvorschriften nur eines Staates 
hat, vom zuständigen Träger dieses Staates; 

ii) dem Berechtigten, der Anspruch auf Rente 
nach den Rechtsvorschriften von zwei oder 
mehr Mitgliedstaaten hat, vom zuständigen 
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Träger des Mitgliedstaats, nach dessen Rechts- 
vorschriften der Berechtigte die längste Ver- 
sicherungszeit zurückgelegt hat; führt die An- 
wendung dieser Regel dazu, daß mehrere 
Träger die Leistungen zu tragen hätten, so 
werden die vom Träger des Mitgliedstaats 
getragen, dessen Rechtsvorschriften der Be- 
rechtigte zuletzt unterstand. 

e) Die Leistungen werden von dem in Buchstabe 
(d) oder (e) bezeichneten Träger gewährt, als ob 
der Rentner ausschließlich eine Rente nach den 
Rechtsvorschriften des zuständigen Trägers er- 
hielte. Sehen jedoch diese Rechtsvorschriften 
vor, daß die Höhe der Leistungen von der Höhe 
der Rente abhängig ist, so wird der Betrag 
dieser Leistungen auf der Grundlage von dem 
gemäß Artikel 35 Absatz (2) errechneten schein- 
baren Leistungsbetrag ermittelt. 

f) Dieser Artikel findet keine Anwendung für Kin- 
der, die nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaats einen Anspruch auf Familienleistun- 
gen infolge Ausübung einer Berufstätigkeit er- 
werben. Die in Betracht kommenden Personen 
gelten in diesem Falle als Familienangehörige 
des Arbeitnehmers. 


Artikel 63 

Die Gewährung von Leistungen an Waisen ist wie 

folgt geregelt: 

a) Für die Anwendung dieses Artikels bedeutet der 
Begriff „Leistungen" die Familienzulagen — und 
gegebenenfalls zusätzliche oder besondere Bei- 
hilfen für Waisen — sowie die Waisenrenten, 
ausgenommen Waisenrenten aus der Arbeiter- 
unfallversicherung. 

b) Die Leistungen für Waisen werden ausschließ- 
lich von dem in Buchstabe (c), (d) oder (e) dieses 
Artikels als zuständig bezeichneten Träger nach 
den für ihn geltenden Rechtsvorschriften zu sei- 
nen Lasten gewährt, und zwar ohne Rücksicht in 
welchem Mitgliedstaat die Waisen wohnen. 

c) War der verstorbene Arbeitnehmer nach den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats versichert, 
in dessen Hoheitsgebiet die Waisen wohnen, so 
werden die Leistungen von dem zuständigen 
Träger dieses Staates gewährt. 

d) War der verstorbene Arbeitnehmer nicht nach 
den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaats ver- 
sichert, in dessen Hoheitsgebiet die Waisen 
wohnen, sondern nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaats oder mehrerer an- 
derer Mitgliedstaaten, so werden die Leistungen 
gewährt: 

i) von dem zuständigen Träger des Mitglied- 
staats, nach dessen Rechtsvorschriften der 
verstorbene Arbeitnehmer versichert war, 
wenn er den Rechtsvorschriften nur eines 
einzigen Mitgliedstaats unterlegen hatte; 

ii) von dem zuständigen Träger des Mitglied- 
staats, nach dessen Rechtsvorschriften der 


verstorbene Arbeitnehmer die längsten Ver- 
sicherungszeiten zurückgelegt hat, wenn er 
den Rechtsvorschriften zweier Mitgliedstaaten 
oder mehr unterlegen hatte; sollte die An- 
wendung dieser Regel dazu führen, daß die 
Leistungen zu Lasten mehrerer Träger gin- 
gen, so sind diese Leistungen von dem Trä- 
ger aufzubringen, bei dem der verstorbene 
Arbeitnehmer zuletzt versichert war. 

e) Sind bereits Leistungen der in Artikel 62 Buch- 
stabe (a) genannten Art auf Grund dieses Arti- 
kels gewährt worden, so bleibt der leistende 
Träger auch für die Leistungen nach Artikel 63 
Buchstabe (a) zuständig. 

f) Die Leistungen werden von dem in Buchstabe 
(c), (d) oder (e) dieses Artikels als zuständig 
bezeichneten Träger so gewährt, als habe der 
verstorbene Arbeitnehmer ausschließlich den 
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates unter- 
legen. Jedoch: 

i) wenn diese Rechtsvorschriften vorsehen, daß 
der Erwerb, die Aufrechterhaltung oder das 
Wiederaufleben des Leistungsanspruchs von 
der Dauer der Versicherungs- oder Beschäf- 
tigungszeiten abhängig ist, so wird diese 
Dauer gegebenenfalls unter Berücksichtigung 
von Artikel 34 oder — je nach Fall — von 
Artikel 59 gewährt; 

ii) wird in diesen Rechtsvorschriften die Höhe 
der Leistungen von der Dauer der Versiche- 
rungs- oder Beschäftigungszeiten abhängig 
gemacht, so werden diese Beträge auf Grund 
des theoretischen Betrags nach den Vorschrif- 
ten von Artikel 35 Absatz (2) bestimmt. 

g) Artikel 62 Buchstabe (f) gilt entsprechend. 


Artikel 64 

(1) Der zuständige Träger hat den Betrag der auf 
Grund von Absatz (1) des Artikels 60 oder von 
Artikel 61 für seine Rechnung gewährten Leistungen 
in Form eines Pauschalbetrags zu erstatten, der sich 
— gemäß den Vorschriften der in Artikel 79 vorge- 
sehenen Durchführungsverordnung — auf der 
Grundlage der Rechtsvorschriften bestimmt, die 
dieser Träger anwendet. 

(2) Der zuständige Träger hat den Betrag der ge- 
gebenenfalls auf Grund des Artikels 60 Absatz (2) 
für seine Rechnung gewährten Leistungen in vollem 
Umfang zu erstatten. 

(3) Eine Erstattung erfolgt nicht, wenn die Fa- 
milienangehörigen nach den Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats, in dessen Hoheitsgebiet sie wohnen, 
wegen Ausübung einer Erwerbstätigkeit leistungs- 
berechtigt sind. 

(4) Zwei oder mehr Mitgliedstaaten bzw. deren 
zuständige Stellen können sich auf andere Erstat- 
tungsarten einigen oder gänzlich auf Erstattung 
zwischen den ihnen unterstehenden zuständigen Trä- 
gern verzichten. 
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TITEL IV 

Die Verwaltungskommission 

Artikel 65 

(1) Der bei der Kommission der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft eingesetzten Verwaltungs- 
kommission gehört je ein Regierungsvertreter jedes 
Mitgliedstaats an, der gegebenenfalls von techni- 
schen Beratern unterstützt wird. Je ein Vertreter 
der Kommission der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft und der Hohen Behörde der Europäi- 
schen Gemeinschaft für Kohle und Stahl nehmen mit 
beratender Stimme an den Sitzungen der Verwal- 
tungskommission teil. Mit beratender Stimme teil- 
nahmeberechtigt an den Sitzungen der Verwaltungs- 
kommission sind ferner: ein Landwirtschafts- und 
ein Arbeitgeber- sowie zwei Arbeitnehmervertreter. 
Diese Vertreter werden von der Kommission auf 
Vorschlag der auf europäischer Ebene vertretenen 
berufsständischen Verbände ernannt. 

(2) Die Verwaltungskommission wird im Rahmen 
der Vereinbarungen zwischen der Europäischen 
Wirschaftsgemeinschaft und der Internationalen Ar- 
beitsorganisation in fachtechnischer Hinsicht vom 
Internationalen Arbeitsamt unterstützt. 

(3) Diese Satzung der Verwaltungskommission 
wird von ihren Mitgliedern im gemeinsamen Ein- 
vernehmen aufgestellt. Beschlüsse über die in Arti- 
kel 66 Buchstabe (a) bezeichneten Auslegungsfragen 
können nur einstimmig gefaßt werden. Sie werden 
im Rahmen des Erforderlichen veröffentlicht. 

(4) Das Sekretariat der Verwaltungskommission 
wird von den Dienststellen der Kommission der 
Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft gestellt. 

Artikel 66 

Die Verwaltungskommission hat folgende Auf- 
gaben: 

a) Sie regelt alle Verwaltungs- und Auslegungs- 
fragen, die sich aus dieser Verordnung, späteren 
Verordnungen und allen in deren Rahmen zu 
treffenden Vereinbarungen ergeben, unbeschadet 
des Rechts der beteiligten Behörden, Träger und 
Personen, die Verfahren und die zur Entschei- 
dung von Streitigkeiten berufenen Stellen in An- 
spruch zu nehmen, welche in den Rechtsvorschrif- 
ten der Mitgliedstaaten, in dieser Verordnung 
und im Vertrag vorgesehen sind; 

b) sie fertigt auf Ersuchen der zuständigen Behör- 
den, Träger und Gerichte eines Mitgliedstaats 
alle sich auf die Anwendung dieser Verordnung 
beziehenden Übersetzungen an, insbesondere die 
Übersetzungen der Anträge von Personen, für 
die diese Verordnung gilt; 

c) sie fördert und verstärkt die Zusammenarbeit 
auf dem Gebiet der Sozialen Sicherheit innerhalb 
der Mitgliedstaaten, insbesondere im Hinblick 
auf gesundheitliche und soziale Maßnahmen von 
gemeinsamem Interesse; 


d) sie regelt im einzelnen das Verfahren für die 
Erstattungen, die sich aus der Anwendung der 
Artikel 25, 48, 58 und 64 ergeben, sie stellt die 
Unterlagen zusammen, die bei der Rechnungs- 
legung der Träger über ihre Aufwendungen für- 
einander zu berücksichtigen sind, und schließt 
die jährliche Rechnung zwischen diesen Trägern 
ab; 

e) sie nimmt jede sonstige Aufgabe wahr, für die 
sie nach dieser Verordnung und späteren Ver- 
ordnungen und allen in deren Rahmen zu tref- 
fenden Vereinbarungen zuständig ist; 

f) sie unterbreitet der Kommission der Europäi- 
schen Wirtschaftsgemeinschaft Vorschläge für 
die Ausarbeitung weiterer Verordnungen sowie 
zur Änderung dieser Verordnung und späterer 
Verordnungen. 


TITEL V 

Verschiedene Bestimmungen 

Artikel 67 

(1) Die zuständigen Behörden der Mitgliedstaaten 
unterrichten einander 

a) über alle zur Anwendung dieser Verordnung ge- 
troffenen Maßnahmen; 

b) über alle die Anwendung dieser Verordnung 
berührenden Änderungen ihrer Rechtsvorschrif- 
ten. 

(2) Für die Anwendung dieser Verordnung haben 
die Behörden und Träger der Mitgliedstaaten ein- 
ander zu unterstützen und wie bei der Anwendung 
ihrer eigenen Rechtsvorschriften zu handeln. 

Die gegenseitige Amtshilfe der Behörden und 
Träger ist grundsätzlich kostenfrei; die zuständigen 
Behörden der Mitgliedstaaten können jedoch die 
Erstattung bestimmter Kosten vereinbaren. 

(3) Die Träger und Behörden jedes Mitglied- 
staats können zwecks Anwendung dieser Verord- 
nung miteinander sowie mit beteiligten Personen 
oder deren Beauftragten unmittelbar in Verbindung 
treten. 

(4) Die Träger, Behörden und Gerichte eines Mit- 
gliedstaats dürfen die bei ihnen eingereichten An- 
träge und sonstigen Schriftstücke nicht deshalb zu- 
rückweisen, weil sie in der Amtssprache eines ande- 
ren Mitgliedstaats abgefaßt sind. Gegebenenfalls 
können sie von der Möglichkeit des Artikels 66 
Buchstabe (b) Gebrauch machen. 

Artikel 68 

(1) Jede in den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats vorgesehene Befreiung oder Ermäßigung von 
Steuern, Stempel, Gerichts- oder Eintragungsgebüh- 
ren für Schriftstücke oder Urkunden, die in Anwen- 
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düng dieser Rechtsvorschriften vorzulegen sind, 
wird auf die entsprechenden Schriftstücke und Ur- 
kunden erstreckt, die in Anwendung dieser Ver- 
ordnung oder der Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaats vorzulegen sind, 

(2) Urkunden, Dokumente und Schriftstücke jeg- 
licher Art, die in Anwendung dieser Verordnung 
vorgelegt werden müssen, sind von der Legalisie- 
rung durch diplomatische und konsularische Behör- 
den befreit. 

Artikel 69 

Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel, die in 
Anwendung der Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats innerhalb einer bestimmten Frist bei einer 
Behörde, einem Träger oder einem Gericht dieses 
Staates einzureichen sind, können innerhalb der 
gleichen Frist bei einer entsprechenden Behörde, 
einem entsprechenden Träger oder einem entspre- 
chenden Gericht eines anderen Mitgliedstaats ein- 
gereicht werden. In diesem Fall übermitteln die in 
Anspruch genommenen Behörden, Träger oder Ge- 
richte diese Anträge, Erklärungen oder Rechtsmittel 
entweder unmittelbar oder durch Vermittlung der 
zuständigen Behörden der beteiligten Mitgliedstaa- 
ten unverzüglich an die zuständige Behörde, den 
zuständigen Träger oder das zuständige Gericht des 
ersten Staates. Der Tag, an dem diese Anträge, Er- 
klärungen oder Rechtsmittel bei einer Behörde, 
einem Träger oder einem Gericht des zweiten Staa- 
tes eingegangen sind, gilt als Tag des Eingangs bei 
der zuständigen Behörde, dem zuständigen Träger 
oder dem zuständigen Gericht. 


Artikel 70 

(1) Die in den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats vorgesehenen ärztlichen Begutachtungen kön- 
nen auf Ersuchen des zuständigen Trägers im Ho- 
heitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats vom Trä- 
ger des Aufenthalts- oder Wohnorts des Leistungs- 
berechtigten durchgeführt werden; diese Begutach- 
tungen erfolgen unter den Bedingungen der nach 
Artikel 79 vorgesehenen Verordnung oder in deren 
Ermangelung im Rahmen der Bedingungen, die 
zwischen den zuständigen Behörden der beteiligten 
Mitgliedstaaten vereinbart sind. 

(2) Ärztliche Begutachtungen, die unter den in 
Absatz (1) vorgesehenen Bedingungen durchgeführt 
worden sind, werden so angesehen, als ob sie im 
Hoheitsgebiet des zuständigen Staates durchgeführt 
worden wären. 

Artikel 71 

(1) Haben Träger eines Mitgiiedstaats an Träger 
oder Personen, die sich im Hoheitsgebiet eines an- 
deren Mitgliedstaats befinden, nach dieser Verord- 
nung Zahlungen vorzunehmen, so können sie diese 
mit befreiender Wirkung in der Währung des einen 
oder des anderen Staates leisten. 


(2) Vorbehaltlich des Artikels 106 des Vertrags 
werden Geldüberweisungen auf Grund dieser Ver- 
ordnung nach Maßgabe der Vereinbarungen vorge- 
nommen, die auf diesem Gebiet zwischen den be- 
teiligten Mitgliedstaaten im Zeitpunkt der Über- 
weisung gelten; sind zwischen zwei Mitgliedstaaten 
solche Vereinbarungen nicht in Kraft, so verein- 
baren ihre zuständigen Behörden oder die mit dem 
internationalen Zahlungsverkehr befaßten Behörden 
die zur Durchführung dieser Überweisungen erfor- 
derlichen Maßnahmen. 


Artikel 72 

Jede Streitigkeit zwischen zwei öder mehr Mit- 
gliedstaaten über die Auslegung oder Anwendung 
dieser Verordnung ist vor Anrufung des Gerichts- 
hofs zum Gegenstand unmittelbarer Verhandlungen 
zwischen den zuständigen Behörden der beteiligten 
Mitgliedstaaten zu machen. Handelt es sich nach 
Auffassung eines beteiligten Mitgliedstaats um eine 
grundsätzliche Frage, die sämtliche Mitgliedstaaten 
berührt, so wird die Streitigkeit vor Anrufung des 
Gerichtshofs der Verwaltungskommission vorge- 
legt; diese nimmt einstimmig Stellung. 

Artikel 73 

Die Sonderbestimmungen über die Anwendung 
der Rechtsvorschriften bestimmter Mitgliedstaaten 
sind in Anhang VI im einzelnen aufgeführt. 

Artikel 74 

(1) Beiträge, die einem Träger eines Mitglied- 
staats' geschuldet werden, können im Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaats nach dem Verwal- 
tungsverfahren und mit den Sicherungen und Vor- 
rechten eingezogen oder beigetrieben werden, die 
für das Einziehen oder Beitreiben der einem ent- 
sprechenden Träger des zweiten Staates geschulde- 
ten Beiträge gelten. 

(2) Näheres zur Durchführung des Absatzes (1) 
wird, soweit erforderlich, durch Vereinbarungen 
zwischen den Mitgliedstaaten geregelt. Diese Ver- 
einbarungen können auch das gerichtliche Beitrei- 
bungsverfahren betreffen. 

Artikel 75 

(1) Bezieht eine Person nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Mitgliedstaats Leistungen für einen Scha- 
den, der im Hoheitsgebiet eines anderen Staates 
eingetreten ist, so gilt für etwaige Ansprüche des 
verpflichteten Trägers im Hoheitsgebiet des zwei- 
ten Staates gegen den zum Schadenersatz ver- 
pflichteten Dritten folgende Regelung: 

a) Sind die Ansprüche, die der Leistungsempfänger 
gegen den Dritten hat, nach den für den ver- 
pflichteten Träger geltenden Rechtsvorschriften 
auf diesen Träger übergegangen, so erkennt 
jeder Mitgliedstaat dies an; 
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b) hat der verpflichtete Träger gegen den Dritten 
einen unmittelbaren Anspruch, so erkennt jeder 
Mitgliedstaat dies an. 

(2) Bezieht eine Person nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Mitgliedstaats Leistungen für einen Scha- 
den, der im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied- 
staats eingetreten ist, so finden die Rechtsvorschrif- 
ten Anwendung, nach denen sich die Schaden- 
ersatzpflicht des Arbeitgebers oder der von ihm be- 
schäftigten Arbeitnehmer gegenüber der betref- 
fenden Person oder dem zuständigen Träger be- 
stimmt. Absatz (1) ist auf etwaige Ansprüche eines 
verpflichteten Trägers gegenüber einem Arbeit- 
geber oder den von diesen beschäftigten Arbeitneh- 
mern anwendbar, wenn diese von der Haftpflicht 
nicht befreit sind. 


TITEL VI 

Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 76 

(1) Diese Verordnung begründet keinen Anspruch 
für einen vor ihrem Inkrafttreten liegenden Zeit- 
raum. 

(2) Für die Feststellung des Anspruchs auf Leistun- 
gen nach dieser Verordnung werden auch Versiche- 
rungszeiten sowie Beschäftigungszeiten und Wohn- 
zeiten berücksichtigt, die nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Mitgliedstaats vor Inkrafttreten der Ver- 
ordnung zurückgelegt worden sind. 

(3) Vorbehaltlich des Absatzes (1) wird ein Lei- 
stungsanspruch nach dieser Verordnung auch für 
Ereignisse begründet, die vor ihrem Inkrafttreten 
liegen. 

(4) Leistungen, die wegen der Staatsangehörig- 
keit oder des Wohnsitzes der betreffenden Person 
nicht festgestellt oder zum Ruhen gebracht worden 
sind, werden auf Antrag dieser Person nach Inkraft- 
treten dieser Verordnung festgestellt oder zum 
Wiederaufleben gebracht, soweit nicht früher fest- 
gestellte Ansprüche durch Kapitalzahlung abgegol- 
ten worden sind. 

(5) Vor Inkrafttreten dieser Verordnung festge- 
stellte Renten können auf Antrag der betreffenden 
Person unter Berücksichtigung der Vorschriften die- 
ser Verordnung neu festgestellt werden. 

(6) Wird der Antrag nach Absatz (4) oder Absatz 
(5) dieses Artikels innerhalb einer Frist von zwei 
Jahren nach Inkrafttreten dieser Verordnung einge- 
reicht, so werden die Ansprüche nach dieser Ver- 
ordnung mit Wirkung von diesem Zeitpunkt an be- 
gründet, ohne daß dem Versicherten Verfall- oder 
Verjährungsklauseln irgendeines Mitgliedstaats ent- 
gegengehalten werden könnten. 

(7) Wird der Antrag nach Absatz (4) oder Absatz (5) 
dieses Artikels erst nach Ablauf der Zweijahres- 


frist nach Inkrafttreten dieser Verordnung einge- 
reicht, so werden die noch nicht verfallenen oder 
verjährten Ansprüche — vorbehaltlich etwaiger 
günstigerer Rechtsvorschriften irgendeines Mitglied- 
staats — erst mit dem Tage der Antragstellung 
wirksam. 

(8) Ist der Betrag der nach dieser Verordnung ge- 
währten Familienleistungen niedriger als die Lei- 
stungen, die schon auf Grund von Abkommen ge- 
zahlt wurden, welche vor Inkrafttreten dieser Ver- 
ordnung galten und die Gewährung der Familien- 
leistungen nach den Rechtsvorschriften des zustän- 
digen Staates für Kinder vorsehen, die im Hoheits- 
gebiet eines anderen Mitgliedstaates wohnen, so 
zahlt der Träger des Wohnorts der Kinder eine 
Zulage, die diesem Unterschied entspricht. Die 
Höhe dieser Zulage, die im Zeitpunkt des Inkraft- 
tretens dieser Verordnung berechnet wird, wird 
nur durch Änderungen des Betrags der nach Ka- 
pitel 7 Titel III dieser Verordnung zu zahlenden 
Leistungen berührt. 

Artikel 77 

(1) Die in Artikel 1 Buchstabe (b), Artikel 6 Ab- 
satz (2) Buchstabe (c), Artikel 7, Artikel 8 Absatz 

(3), Artikel 10 Absatz (2), Artikel 26 Absatz (2), 
Artikel 29 Absatz (3), Artikel 40 Absatz (2) sowie 
Artikel 73 bezeichneten Anhänge dieser Verord- 
nung werden in einer späteren Verordnung aufge- 
stellt; sie sind Bestandteil dieser Verordnung. 

(2) Die Anhänge dieser Verordnung können nach 
Antragstellung des — oder der — betroffenen Mit- 
gliedstaaten auf Vorschlag der Kommission und 
nach Stellungnahme der Verwaltungskommission 
durch eine Verordnung des Rats geändert werden. 

Artikel 78 

(1) Die Notifizierung gemäß Artikel 3 Absatz (2) 
sind an den Präsidenten des Rats der Europäischen 
Wirtschaftsgemeinschaft zu richten und müssen den 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der in Betracht kom- 
menden Rechtsvorschriften und Systeme enthalten. 

(2) Die Notifizierungen nach Absatz (1) werden im 
Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften ver- 
öffentlicht. 

Artikel 79 

Eine weitere Verordnung regelt die Anwendung 
dieser Verordnung im einzelnen. 

Artikel 80 

Diese Verordnung nebst ihren Anhängen tritt 
am 1. Tag des 7. Monats nach Veröffentlichung der 
in Artikel 79 genannten Verordnung in Kraft. Im 
Zeitpunkt des Inkrafttretens der vorliegenden Ver- 
ordnung treten außer Kraft; die Verordnung Nr. 3 
Über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitneh- 
mer, die Verordnung Nr. 4 zur Durchführung und 


25 



Drucksache V/197 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Ergänzung der Verordnung Nr. 3 nebst späteren 
Änderungen und Ergänzungen, die Verordnung 
Nr. 36/63 über die Soziale Sicherheit der Grenz- 
gänger sowie die Verordnung Nr. 3/64 über die Er- 
stellung der Anhänge der Verordnung Nr. 36/63. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen ver- 
bindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied- 
staat. 
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Begründung 


Einführung 

Seit ihrer Annahme im Jahre 1958 haben die Ver- 
ordnung Nr. 3 über die Soziale Sicherheit der Wan- 
derarbeitnehmer und die Verordnung Nr, 4 zur 
Durchführung und Ergänzung der Verordnung Nr. 3 
eine erhebliche Zahl von Änderungen erfahren. 
Diese Änderungen hatten das Ziel, Verordnungsbe- 
stimmungen zu verbessern, Lücken zu schließen und 
die Stellung bestimmter Sondergruppen von Wan- 
derarbeitnehmern, wie die der Saisonarbeiter, zu 
regeln. Es wurden insgesamt 11 Änderungsverord- 
nungen erlassen. 

Ferner wurden besondere Verordnungen für die 
Grenzgänger angenommen. 

Auf Grund der verschiedenen Verordnungen, die 
durch die 57 Beschlüsse ergänzt wurden, die die Ver- 
waltungskommission der EWG für die Soziale 
Sicherheit der Wanderarbeitnehmer zur Regelung 
der Fragen über die Auslegung oder Anwendung 
bestimmter Vorschriften gefaßt hat, erhalten die ver- 
schiedenen Arbeitnehmergruppen, die innerhalb der 
Gemeinschaft zu- und abwandern, sowie ihre Fami- 
lienangehörigen ohne Rücksicht auf ihren Wohnort 
Leistungen der sozialen Sicherheit. Lediglich die See- 
leute sind noch nicht in diese Gemeinschaftsrege- 
lung einbezogen; die EWG-Kommission hat jedoch 
kürzlich auch für sie Bestimmungen vorgeschlagen. 

Diese Bestimmungen sind allerdings in ihrer Gesamt- 
heit sehr vielschichtig. Dasselbe gilt für die inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften (allein für die Arbeit- 
nehmer gibt es 60 davon in den 6 Mitgliedstaaten). 
Außerdem wird ihre Koordinierung noch dadurch 
erschwert, daß sie insbesondere auf dem Gebiete 
der Invaliditäts- sowie der Alters- und Hinterbliebe- 
nenversicherung hinsichtlich der Voraussetzungen 
für den Erwerb des Rentenanspruchs (Dauer der 
Wartezeit, Feststellung der Invalidität oder renten- 
fähiges Alter) sowie des Rentenbetrags (Berech- 
nungsformel, Zulagen für unterhaltsberechtigte 
Personen usw.) zahlreiche Unterschiede aufweisen, 
und daß allein für die Arbeitnehmer in jedem Mit- 
gliedstaat eine Reihe verschiedener Rechtsvorschrif- 
ten zur Anwendung gelangen. Solange auf inner- 
staatlicher Gemeinschaftsebene keine wesentliche 
Angleichung vorgenommen worden ist, kann es 
keine einfachen Koordinierungsregeln geben. Im- 
merhin dürften gewisse Fortschritte im Sinne der 
wünschenswerten Vereinfachung möglich sein, wenn 
die Gemeinschaftsbestimmungen eine Zeitlang zur 
Anwendung gelangt sind. 

Andererseits bestehen hinsichtlich der Ansprüche 
der Versicherten noch immer gewisse Beschrän- 
kungen, deren Beibehaltung sich insbesondere in 
Anbetracht der Vertragsziele und der auf dem Wege 
der europäischen Integration bereits erzielten Fort- 
schritte kaum rechtfertigen lassen. 


Schließlich bedürfen einige Bestimmungen der Klä- 
rung, um Auslegungsschwierigkeiten zu vermeiden; 
das beweisen insbesondere die vom Gerichtshof der 
europäischen Gemeinschaften auf dem Gebiet der 
sozialen Sicherheit der Wanderarbeitnehmer erlas- 
senen Urteile. 

Die genannten Gründe haben die EWG-Kommission 
veranlaßt, wie in ihrem Memorandum über das Akti- 
onsprogramm der Gemeinschaft während der zwei- 
ten Stufe (Absatz 73) angekündigt, eine allgemeine 
Revision der auf Grund von Artikel 51 des Vertrags 
angenommenen Verordnungen vorzunehmen. 

Die Revision wurde in Verbindung mit der Hohen 
Behörde der EGKS und nach der einstimmig befür- 
wortenden Stellungnahme der Verwaltungskommis- 
sion der EWG für die Soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer beschlossen. 

Die Arbeiten begannen 1964 unter Mitwirkung der 
Verwaltungskommission und mit dem technischen 
Beistand des IAA sowie in Konsultation mit den 
Vertretern der europäischen Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmerverbände. 

Der vorliegende Verordnungs Vorschlag ist das Er- 
gebnis der ersten Phase dieser Arbeiten. 

Die vorgeschlagene Verordnung soll an die Stelle 
der Verordnung Nr. 3 in ihrer seit ihrer Annahme 
geänderten und ergänzten Fassung sowie in der Ver- 
ordnung Nr. 36 über die Soziale Sicherheit der 
Grenzgänger enthaltenen Grundbestimmungen tre- 
ten. Eine Zusatzverordnung wird die Anhänge ent- 
halten, insbesondere diejenigen über die zweiseiti- 
gen Abkommensbestimmungen, deren Beibehaltung 
für notwendig erachtet wird. 

Die Durchführungsbestimmungen für diese Verord- 
nung werden noch Gegenstand eines weiteren Ver- 
ordnungsvorschlags sein, der die in den Verordnun- 
gen Nr. 4 und 36 enthaltenen Verfahrensregeln er- 
setzen soll. 

Alle drei Verordnungen sollen gleichzeitig in Kraft 
treten, und im Zeitpunkt des Inkrafttretens werden 
die geltenden Verordnungen unwirksam. 


Erster Teil — Grundzüge des Verordnungs- 
vorschlags 

I. Versicherungsschutz aller Gruppen von 
Arbeitnehmern 

Die vorgeschlagene Verordnung erfaßt die verschie- 
denen Arbeitnehmergruppen, die in der Gemein- 
schaft zu- und abwandern: Arbeitnehmer, die in 
einem anderen Mitgliedstaat der Gemeinschaft be- 
schäftigt sind und ihren Wohnsitz in diesen Mit- 
gliedstaat verlegen, Grenzgänger, Saisonarbeiter, 
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vorübergehend Beschäftigte, Seeleute, Arbeitneh- 
mer, die sich in einem anderen Mitgliedstaat auf- 
halten, Arbeitnehmer, die ihre Tätigkeit in mehre- 
ren Mitgliedstaaten ausüben. 

Diese Arbeitnehmer sind während ihres Erwerbs- 
lebens sowie nach Erreichung des Rentenalters oder 
Einstellung ihrer Beschäftigung bei Invalidität, Ar- 
beitsunfall und Berufskrankheit versichert. 

Selbstverständlich sind auch die Familienangehöri- 
gen sowie die Hinterbliebenen dieser Arbeitnehmer 
versichert. 

Für alle diese Arbeitnehmer gelten im allgemeinen 
dieselben Gemeinschaftsbestimmungen. Einige Be- 
stimmungen gelten jedoch nur für bestimmte unter 
ihnen, für Grenzgänger, Saisonarbeiter, Seeleute, 
entsandte Arbeitnehmer, und dienen im wesentli- 
chen der Regelung ihrer besonderen Probleme. 

Zu Beginn der Vorarbeiten war erwogen worden, 
auch die Selbständigen in diese Verordnung einzu- 
beziehen. Zur Herstellung der Freizügigkeit in der 
Gemeinschaft ist es nämlich erforderlich, daß auf 
dem Gebiet der sozialen Sicherheit auch Maßnah- 
men für die Selbständigen getroffen werden, damit 
ihrer vollständigen Verwirklichung keine Hinder- 
nisse mehr im Wege stehen. 

Die Erweiterung des vorliegenden Verordnungs Vor- 
schlags auf die Selbständigen stieß jedoch auf große 
Schwierigkeiten. Zunächst sind die Unterschiede bei 
den verschiedenen Gruppen von Selbständigen, die 
iii einer Pflichtversicherung sind, zwischen den ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten weitaus größer als bei 
den Arbeitnehmern, und das gleiche gilt für die Ge- 
fahrendeckung entsprechend der Berufsgruppe, der 
sie angehören (Landwirte, Handwerker, Fabrikan- 
ten und Kaufleute, Angehörige der freien Berufe). 
Zweitens ist innerstaatlich die Koordinierung zwi- 
schen den verschiedenen Systemen für Selbständige 
einerseits und zwischen diesen Systemen und den 
Systemen der Arbeitnehmer andererseits noch nicht 
in allen Mitgliedstaaten hergestellt. Drittens, da die 
technischen Möglichkeiten einer Koordinierung auf 
Gemeinschaftsebene in Anbetracht der obengenann- 
ten Schwierigkeiten nicht umfassend genug unter- 
sucht werden konnten, um schon jetzt die entspre- 
chenden Vorschriften herauszuarbeiten, würde durch 
die Fertigstellung dieser Vorschriften die Revision 
der Koordinierungsvorschriften für die Systeme der 
Arbeitnehmer verzögert. Schließlich wurde die Be- 
fürchtung geäußert, daß die Aufnahme von Koordi- 
nierungsvorschriften für die Selbständigen in die an 
sich schon recht verwickelten Verordnungen für die 
Systeme der Arbeitnehmer diese vollends unver- 
ständlich machen würden. Es wurde daher für vor- 
teilhafter erachtet, die Untersuchung dieses Pro- 
blems fortzuführen. Dabei wurde darauf hingewie- 
sen, daß einerseits die Gleichbehandlung auf dem 
Gebiete der sozialen Sicherheit schon jetzt aus den 
nach Artikel 54 Buchstabe (c) des Vertrags getrof- 
fenen Richtlinien hervorgehe, und daß andererseits 
die Probleme im Zusammenhang mit den „gemisch- 
ten Berufslaufbahnen" derjenigen, die nacheinander 
als Arbeitnehmer und als Selbständiger oder um- 
gekehrt tätig gewesen seien, weitmöglichst genauer 
und vollständiger als bisher in der vorgenannten 


Durchführungsverordnung (gegenwärtige revidierte 
Verordnung Nr. 4) geregelt werden sollen. 

Ebenso hat sich auf Grund der von der Verwaltungs- 
kommission für die Soziale Sicherheit der Wander- 
arbeitnehmer sowie von seiten der Sozialpartner 
abgegebenen Stellungnahmen eine Erweiterung des 
Anwendungsbereichs der Verordnung Nr. 3 auf die 
Systeme der Sozialen Sicherheit, die auf Tarifver- 
trägen oder einseitigen Zugeständnissen der Arbeit- 
geber beruhen, als gegenwärtig unmöglich erwiesen. 
Bekanntlich muß auf diesem Gebiet die Gleichbe- 
handlung für Angehörige eines Staates und Ange- 
hörige der übrigen Mitgliedstaaten von jetzt ab 
nach den Artikeln 7 und 48 des Vertrags sowie nach 
Artikel 9 der Verordnung Nr. 38/63 über die Frei- 
zügigkeit gewährleistet werden. 


II. Verbesserung der Koordinierungsregeln für 
die Rechtsvorschriften über die Soziale 
Sicherheit 

Die vorgeschlagene Verordnung hat das Ziel, die 
gegenwärtigen Koordinierungsregeln der Rechts- 
vorschriften über die Soziale Sicherheit zu verbes- 
sern, um den Arbeitnehmern, die innerhalb der Ge- 
meinschaft zu- und abwandern, sowie ihren an- 
spruchsberechtigten Angehörigen einen vollständi- 
geren und wirksameren Schutz zu gewähren; es soll 
damit nicht ein völlig neues System eingeführt 
werden. 

Tatsächlich sind die geltenden Verordnungen aus 
einer alten Tradition des internationalen Rechts der 
Sozialen Sicherheit erwachsen und haben sich trotz 
ihrer Unzulänglichkeiten im großen und ganzen als 
zufriedenstellend erwiesen. Die Schwierigkeiten sind 
vielmehr auf die Unzulänglichkeit oder die Viel- 
schichtigkeit bestimmter Lösungen und Einschrän- 
kungen der Ansprüche der Versicherten als auf die 
Konzeption dieser Verordnungen an sich zurückzu- 
führen. Andererseits darf der Einfluß, den sie auf 
andere internationale Abkommen wie das Abkom- 
men (rev.) über die Soziale Sicherheit der Rhein- 
schiffer oder das Abkommen, das gegenwärtig im 
Europarat ausgearbeitet wird, nicht unterschätzt 
werden. Sie würden beispielsweise völlig neue Vor- 
schriften für die Feststellung der Altersrenten zahl- 
reiche Probleme hinsichtlich der Koordinierung 
der verschiedenen internationalen Abkommen 
bzw. Regelungen aufwerfen, wenn die Arbeitneh- 
mer der Gemeinschaft einen Teil ihrer Berufslauf- 
bahn in anderen europäischen Ländern zurücklegen. 

Man hat sich um Verbesserungen im Sinne einer 
Vereinfachung der Koordinierung der verschiedenen 
Systeme der Sozialen Sicherheit bemüht, damit die 
Leistungsfeststellung für die Versicherten leichter 
und schneller erfolgen kann; ferner um eine vorteil- 
haftere Anwendung der Grundsätze nach Artikel 51 
des Vertrags, nämlich: 

a) Zusammenrechnung sämtlicher nach den inner- 
staatlichen Rechtsvorschriften berücksichtigten Ver- 
sicherungszeiten für den Erwerb und die Aufrecht- 
erhaltung des Anspruchs auf Leistungen sowie deren 
Berechnung; 
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b) Zahlung der Leistungen an Personen, die im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten wohnen. 

Bei der Verbesserung der Gemeinschaftsvorschrif- 
ten war man auch bestrebt, die Zahl der Abweichun- 
gen auf zweiseitiger Ebene zu beschränken, damit 
ganz allgemein nur die zweiseitigen Abkommens- 
bestimmungen zur Regelung besonderer Fragen, die 
sich lediglich zwischen bestimmten Ländern stellen, 
beibehalten werden müssen. 

Darüber hinaus wurden die notwendigen Änderun- 
gen vorgenommen, um die Koordinierung der neuen 
Systeme, wie das der allgemeinen Witwen- und 
Waisenversicherung in den Niederlanden sowie das 
Versicherungssystem für den Fall der Arbeitsun- 
fähigkeit, das dieses Land in Kürze einführen will, 
mit den Systemen der anderen Länder der Gemein- 
schaft zu gewährleisten. 

Schließlich wurden zwecks größerer Klarheit Ver- 
besserungen an der eigentlichen Form der Gemein- 
schaftsbestimmungen vorgenommen. 


1. Hauptsächliche, materielle Änderungen 

Die wesentlichsten vorgeschlagenen Änderungen be- 
treffen die Leistungen bei Arbeitslosigkeit, die 
Familienleistungen, die Alters-, Hinterbliebenen- 
und Invaliditätsrenten. 

a) Leistungen bei Arbeitslosigkeit 

Ungeachtet der Berufsgruppe, der sie angehören, 
können von nun an alle Arbeitnehmer die Ver- 
sicherungs- oder Beschäftigungszeiten, die sie in ver- 
schiedenen Mitgliedstaaten zurüdcgelegt haben, für 
den Erwerb des Anspruchs auf Leistungen bei Ar- 
beitslosigkeit gelten lassen; diese Leistungen dürfen 
ihnen auch gewährt werden, wenn sie den Anspruch 
auf diese Leistungen nach den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaates erworben haben und ihren 
Wohnsitz in einem anderen Mitgliedstaat verlegten; 
demnach müssen die 1958 von einigen Ländern der 
Gemeinschaft gemachten Vorbehalte aufgehoben 
werden. 

Andererseits werden nunmehr die Leistungen bei 
Vollarbeitslosigkeit stets nach den Sätzen des Lan- 
des gezahlt, in dem der Arbeitslose der Arbeitsver- 
mittlung zur Verfügung steht, und, wie dies gegen- 
wärtig für die Grenzgänger gilt, grundsätzlich für 
den Zeitraum, den die Rechtsvorschriften dieses 
Landes vorsehen. 

Außerdem wird nicht mehr den arbeitslosen Grenz- 
gängern allein, sondern allen Arbeitslosen, die nach 
den Gemeinschaftsbestimmungen Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit erhalten (Arbeitslose, die während 
ihrer letzten Beschäftigung nicht in dem Lande 
wohnten, in dem sie versichert waren, Arbeitslose, 
die ihren Wohnsitz nach dem Erwerb des Leistungs- 
anspruchs verlegt haben), der Anspruch auf Sach- 
leistungen und Familienleistungen zuerkannt. 

b) Familienleistungen 

Die Familienangehörigen, die nicht in dem Lande 
wohnen, in dem der Arbeitnehmer versichert ist. 


erhalten nunmehr die Familienleistungen nach den 
Rechtsvorschriften ihres Wohnlandes. 

Andere Leistungen als die eigentlichen Familien- 
beihilfen können ebenfalls gewährt werden; gege- 
benenfalls können die Familienangehörigen des Ar- 
beitnehmers mit Ausnahme seiner Familienangehö- 
rigen in absteigender Linie oder denen seines Ehe- 
gatten diese Leistungen erhalten; außerdem wird 
die Höhe der Leistungen' ausschließlich nach den 
Rechtsvorschriften des Wohnlandes festgestellt und 
nicht länger aus einer Gegenüberstellung der nach 
diesen Rechtsvorschriften vorgesehenen Beträge und 
denen des Landes, in dem der Arbeitnehmer ver- 
sichert ist, errechnet; dadurch wird die Leistungs- 
gewährung wesentlich vereinfacht. 

Die Geburtsbeihilfen werden jedoch auf Grund 
ihres spezifischen demographischen Charakters aus 
dem Geltungsbereich der Gemeinschaftsbestimmun- 
gen ausgeschlossen; sie werden daher weiterhin 
nach den Voraussetzungen gewährt, die in den 
Rechtsvorschriften festgelegt sind, die sie vorsehen. 

c) Alters- und Hinterbliebenenrenten 

Die nach Übergangssystemen gewährten Leistun- 
gen, die zur Zeit nicht ins Ausland gezahlt werden 
(im Anhang E der Verordnung Nr. 3 zur Zeit aufge- 
führte Leistungen), werden in Zukunft ausgezahlt 
werden. 

Legt der Arbeitnehmer seine Laufbahn nach mehre- 
ren Rechtsvorschriften zurück, so erfolgt die Fest- 
stellung der zu zahlenden Renten nach den gleichen 
Regeln, jedoch mit gewissen Berichtigungen und 
zusätzlichen Bestimmungen: 

— Wenn die Gesamtheit der zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten länger ist als die in einer der 
Rechtsvorschriften für die Gewährung einer voll- 
ständigen Altersrente vorgesehene Höchstdauer, so 
wird die nach diesen Rechtsvorschriften zu zahlende 
Leistung nicht mehr auf Grund der Prorataberech- 
nung gekürzt. 

— Die Direktberechnung nach Maßgabe der nach 
den Rechtsvorschriften lediglich eines Landes zu- 
rückgelegten Zeiten wird nunmehr in den Fällen 
möglich sein, in denen nach diesen Rechtsvorschrif- 
ten die Höhe der Leistungen oder gewisser Lei- 
stungsteile der Dauer der Versicherungszeiten 
streng verhältnisgleich ist; damit wird eine raschere 
Feststellung der Leistungen ermöglicht. 

— In den Fällen, in denen die in Anwendung der 
Koordinierungsregeln der Gemeinschaft von den 
Trägern eines Mitgliedstaates zu zahlenden Leistun- 
gen nicht die Höhe der Leistungen erreichen, die 
ohne Anwendung dieser Regeln nach den Rechtsvor- 
schriften des betreffenden Staates geschuldet wür- 
den, erhält der betreffende Versicherte eine Zulage 
in Höhe dieses Unterschiedsbetrags. Jedoch darf die 
Gesamthöhe dieser Leistungen einschließlich der Zu- 
lagen, die von den Trägern aller betreffenden Staa- 
ten zu zahlen sind, die höchste Leistung nicht über- 
steigen, die der Anspruchsberechtigte dann erhielte, 
wenn der Arbeitnehmer seine gesamte Berufslauf- 
bahn in einem dieser Mitgliedstaaten zurückgelegt 
hätte. Diese Lösung ist günstiger als die gegen- 
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wärtig geltende; sie schließt außerdem das Zu- 
sammentreffen der Leistungen aus, was mit Rück- 
sicht auf die Nichtwanderarbeitnehmer nur schwie- 
rig zu rechtfertigen wäre. 

— Die nach den Rechtsvorschriften des Wohnlandes 
vorgesehene Mindestrente ist dann zu gewähren, 
wenn der nach diesen Rechtsvorschriften und den 
anderen Rechtsvorschriften, die für den Arbeitneh- 
mer galten, geschuldete Gesamtbetrag der Leistun- 
gen die Höhe dieses Mindestbetrages nicht erreidit; 
dies erfolgt jedoch nur dann, wenn durch Zusam- 
menrechnung der Versicherungszeiten die gegebe- 
nenfalls für die Gewährung dieser Mindestrente 
erforderlidien Voraussetzungen erfüllt sind. 

d) Invaliditätsrenten 

In allen Fällen, in denen Arbeitnehmer aussdiließ- 
lich nach den Rechtsvorschriften versichert war, nach 
denen die Höhe der Leistungen von der Dauer der 
Versicherungszeiten unabhängig ist, wird eine voll- 
ständige Rente nach einer dieser Rechtsvorschriften 
festgestellt; in der Regel handelt es sich um die 
Rechtsvorschriften, die bei Eintritt des Versidie- 
rungsfalls galten. Hierdurch wird eine raschere Fest- 
stellung der Rente ermöglicht und das Verfahren 
vereinfacht, ohne jedoch die Interessen der Ver- 
sicherten zu schädigen; selbst wenn diese nach die- 
sen Rechtsvorschriften keinen Anspruch erworben 
haben, verlieren sie nicht ihre Ansprüche nach ande- 
ren Rechtsvorschriften, sondern können diese sogar 
wieder erwerben, indem sie die verschiedenen zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten anrechnen lassen. 

Wenn nach den Rechtsvorschriften zumindest eines 
Landes, denen der Arbeitnehmer unterstellt war, 
die Höhe der Leistungen von der Dauer der Ver- 
sicherungszeiten abhing, werden die Invaliditätslei- 
stungen in den anderen Fällen weiterhin nach den 
gleichen Regeln wie die Alters- und die Hinter- 
bliebenenrenten festgestellt; die für die Feststel- 
lung dieser Leistungen vorgeschlagenen Berichti- 
gungen und zusätzlichen Bestimmungen wirken sich 
ebenfalls dahin gehend aus, daß sich für die Fest- 
stellung der Invaliditätsleistungen eine Verbesse- 
rung ergibt. Wenn darüber hinaus die Vorausset- 
zungen für die Anerkennung der Invalidität überein- 
stimmen, ist die von dem. einen Träger hinsichtlich 
der Invalidität getroffene Entscheidung für die an- 
deren Träger, die an der Feststellung der Leistungen 
beteiligt sind, bindend. 

Folgende Verbesserungen wären noch aufzuzeigen: 

— Der Grundsatz der Gleichbehandlung der Staats- 
angehörigen eines Mitgliedstaates mit den Ange- 
hörigen der anderen Mitgliedstaaten sowie den 
Flüchtlingen und Staatenlosen wird auf die Lei- 
stungsausfuhr in das Hoheitsgebiet dritter Staaten 
in dem Maße ausgedehnt, in dem diese Ausfuhr 
nach den innerstaatlichen Rechtsvorschriften vorge- 
sehen ist. 

— Die Zulassung zur freiwilligen Versicherung und 
zur freiwilligen Weiterversicherung bei dem Träger 
eines Mitgliedstaates wird für die Person, die im 
Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates wohnt 
oder sidi für diese Zulassung auf die nach den 
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zurück- 


gelegten Versicherungszeiten berufen muß, erleich- 
tert. 

— Für die Rentenberechtigten werden die zu er- 
füllenden Voraussetzungen für die Gewährung von 
Sachleistungen ebenfalls erleichtert, wenn sie keine 
Rente nach den Rechtsvorschriften des Wohnlandes 
erhalten. 

Die Gleichstellung der im Hoheitsgebiet eines an- 
deren als des zuständigen Mitgliedstaates eingetre- 
tenen Wegeunfälle mit den im zuständigen Staate 
eingetretenen Wegeunfällen, die bislang nur für die 
Grenzgänger galt, wird auf alle Arbeitnehmer aus- 
gedehnt. 

2. Wesentliche formelle Verbesserungen 

Die materiellen Regeln in den einzelnen geltenden 
Verordnungen werden neu gegliedert: die vorge- 
schlagene Verordnung grenzt den Geltungsbereich 
der Gemeinschaftsbestimmungen ab und legt die 
für die Versicherten geltenden allgemeinen Grund- 
sätze fest (Titel I), bestimmt die Rechtsvorschriften 
der Sozialen Sicherheit, denen sie unterstellt sind 
(Titel II), regelt ihre Ansprüche auf die verschiede- 
nen Leistungen der Sozialen Sicherheit (Titel III), 
legt die Organisation und die Aufgaben der Ver- 
waltungskommission fest (Titel IV), erläutert die 
Verpflichtungen der Behörden und Träger der Mit- 
gliedstaaten, regelt eine Reihe verschiedener Fra- 
gen, die sich aus der Zahlung der Leistungen im 
Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten ergeben (Titel V), 
und legt Übergangsbestimmungen fest (Titel VI). 

Diese eine Regelung der materiellen Regeln be- 
grenzt die Zahl der Verweisungen und dürfte das 
Verständnis erleichtern. Darüber hinaus werden die 
materiellen Bestimmungen eindeutig von den Ver- 
fahrensbestimmungen getrennt; diese werden, wie 
bereits weiter oben erwähnt, später Gegenstand 
eines Verordnungs Vorschlags (revidierte Verord- 
nung Nr. 4) sein. 

Andererseits sind allzu lange Artikel möglichst ver- 
mieden worden, damit die Gemeinschaftsbestimmun- 
gen klarer und kürzer werden; dabei wurden insbe- 
sondere die Auslegungsschwierigkeiten berücksich- 
tigt, die einige von ihnen insbesondere hinsichtlich 
der anzuwendenden Rechtsvorschriften oder der 
Feststellung der Renten dann aufgeworfen haben, 
wenn der Arbeitnehmer seine Laufbahn nach mehre- 
ren Rechtsvorschriften zurückgelegt hat. 

Schließlich wird zum eigentlichen Titel der Ver- 
ordnung vorgeschlagen, das Wort „Wanderarbeit- 
nehmer" nicht zu verwenden, da es des öfteren zu 
einschränkenden Auslegungen geführt hat, die der 
Rechtsprechung des Gerichtshofes der Europäischen 
Gemeinschaften zuwiderlaufen. 

Zweiter Teil — Erläuterung des Verordnungs- 
vorschlags 

Titel I — Allgemeine Bestimmungen 

Die allgemeinen Bestimmungen dieses ersten Titels 
entsprechen im großen und ganzen den Bestimmun- 
gen des Titels I der Verordnung Nr. 3. Die haupt- 
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sächlichen Änderungen betreffen den Geltungsbe- 
reich der Verordnung, die Zulassung zur Versiche- 
rung in einem Land auf Grund von Zeiten, die in an- 
deren Ländern zurückgelegt worden sind, sowie die 
Zahlung von Renten in das Hoheitsgebiet der Mit- 
gliedstaaten. 

Artikel 1 

Begriffsbestimmungen 

Artikel 1 enthält die Bestimmung der wichtigsten 
in diesem Vorschlag vorkommenden Begriffe. Von 
einigen Formänderungen aus Gründen der Klarheit 
und Genauigkeit abgesehen, entsprechen diese Be- 
griffsbestimmungen denjenigen der Verordnung 
Nr. 3 und der Verordnung Nr. 36; außerdem werden 
die Ausdrücke „Aufenthalt", „Arbeitnehmer", „Staa- 
tenlose" und „Familienleistungen" begrifflich be- 
stimmt. Die Bestimmungen der Begriffe „Hoheitsge- 
biet eines Mitgliedstaats" und „Staatsangehöriger 
eines Mitgliedstaats" von Artikel 1 Buchstabe (a) 
der Verordnung Nr. 3, wird nicht in diesem Vor- 
schlag übernommen. Es handelt sich nämlich um ein 
allgemeines Prdblem mit Bezug auf den Geltungs- 
bereich des Gemeinschaftsrechts. Eine besondere 
Frage tritt gleichwohl für die französische Übersee- 
Departements auf, auf die die Verordnung Nr. 3 
übrigens bereits nach einer Bestimmung ihres An- 
hangs A anwendbar war. Mangels einer derartigen 
Erläuterung bleibt nach Artikel 227 Absatz (2) des 
Vertrags ein einstimmiger Beschluß des Rats erfor- 
derlich, um einige Bestimmurigen des Vertrags, ins- 
besondere Artikel 51, auf diese Departements an- 
wenden zu können: dies ist der Gegenstand des dem 
Rat zusammen mit diesem Vorschlag unterbreiteten 
Beschlußentwurfs. 

Die Bestimmung der folgenden Begriffe erfordert 
etwas nähere Erläuterungen: 

— „Rechtsvorschriften" [Buchstabe (a)] 

Dieser Ausdruck, der in seiner materiellen Bedeu- 
tung zu verstehen ist — Gesetze und Verordnungen 
■ — umfaßt nicht die für allgemein verbindlich er- 
klärten betrieblichen Abmachungen oder solche, die 
durch behördliche Maßnahmen erweitert worden 
sind. Diese betrieblichen Systeme dürfen allerdings, 
obwohl sie nicht in den Geltungsbereich dieser Ver- 
ordnung einbezogen sind, gemäß Artikel 9 der Ver- 
ordnung Nr. 38/64 über die Freizügigkeit keinerlei 
unterschiedliche Behandlung auf Grund der Staats- 
angehörigkeit zwischen den Staatsangehörigen der 
Mitgliedstaaten enthalten. 

— „Arbeitnehmer" [Buchstabe (k)] 

An Stelle der Bezeichnung „Arbeitnehmer und 
Gleichgestellte", wie sie in den in Kraft befindlichen 
Verordnungen erscheinen, wird in diesem Vorschlag 
der Ausdruck „Arbeitnehmer" verwendet, um den 
Wortlaut der neuen Bestimmungen dadurch zu ver- 
einfachen, daß eine Wiederholung der Worte „Ar- 
beitnehmer und Gleichgestellte" vermieden wird. 

Er bezeichnet die gegen Entgelt beschäftigten Ar- 
beitnehmer sowie alle Personen, die den gegen Ent- 
gelt beschäftigten Personen nach den anzuwenden- 
den Rechtsvorschriften gleichgestellt sind. Diese Be- 
griffsbestimmung umfaßt alle Personen, die im Rah- 


men der zum Wohle der Arbeitnehmer im Lohnver- 
hältnis geschaffenen Systeme der Sozialen Sicherheit 
gegen ein oder mehrere Existenzrisiken geschützt 
sind, ohne Rücksicht auf die vom nationalen Gesetz- 
geber zur Klarstellung des Versichertenkreises ver- 
wendeten Rechtsformen oder Bezeichnungen bzw. 
darauf, ob diese Personen freiwillig oder pflichtver- 
sichert sind. Es ist jedoch klar, daß dieser Personen- 
kreis vor allem die Selbständigengruppen umfaßt 
und, wie in Artikel 4 festgelegt, auch die in einem 
Arbeitnehmersystem geschützten Beamten. 

— ' „Grenzgänger" [Buchstabe (1)] 

Die Definition dieses Begriffes ist Artikel 1 der Ver- 
ordnung Nr. 36/63 entnommen; daneben aber wird 
die Beibehaltung der Grenzgängereigenschaft für 
die Dauer von vier Monaten für solche Arbeitneh- 
mer vorgesehen, die während dieses Zeitraums in 
einen anderen Mitgliedstaat oder in einen anderen 
Teil des Hoheitsgebiets des gleichen Mitgliedstaats 
außerhalb der Grenzzone entsandt werden. (Diese 
Frage ist zur Zeit im Zusammenhang mit den Be- 
stimmungen über die anzuwendenden Rechtsvor- 
schriften in Artikel 5 der Verordnung Nr. 36 gere- 
gelt.) 

— „Familienangehörige" [Buchstabe (p)] 

Die Definition dieses Ausdrucks verweist auf die 
Rechtsvorschriften, nach denen die Leistungen ge- 
währt werden, und nicht mehr wie in der Verord- 
nung Nr. 3 auf die Rechtsvorschriften des Wohnlan- 
des der Familienangehörigen. Für die Sachleistun- 
gen und für die Familienleistungen, die den keine 
Rente beziehenden Arbeitnehmern nach den Rechts- 
vorschriften des Wohnlandes dieser Familienange- 
hörigen zu gewähren sind, läuft dies auf das gleiche 
hinaus. Eine Ausnahme ist lediglich für Sachleistun- 
gen während eines vorübergehenden Aufenthalts 
vorgesehen worden, in welchem Falle die Anwen- 
dung des neuen Begriffs, der mit dem früheren nicht 
übereinstimmen würde, in der Praxis Schwierigkei- 
ten haben müßte. 

• — „Versicherungszeiten" und „Beschäftigungszei- 
ten" [Buchstaben (r) und (s)] 

Die Definition dieser Ausdrücke ist weiter gefaßt 
worden, um auch die „gleichgestellten Zeiten" zu 
erfassen und den Wortlaut der Bestimmungen die- 
ser Vorlage über die Zusammenrechnung der Zeiten 
dadurch zu vereinfachen, daß die Wiederholung der 
Worte „und gleichgestellte Zeiten" vermieden wird. 

— „Leistungen", „Renten" [Buchstabe (t)] 

Die Begriffsbestimmung in der Verordnung Nr. 3 
unter Buchstabe (s) ist um die Beitragserstattungen 
erweitert worden. 

— „Famiiienleistungen" [Buchstabe (u)] 

Da diese Verordnungsvorlage nicht allein „Fami- 
lienbeihilfen" erfaßt, sondern sämtliche „Familien- 
leistungen", wird klargestellt, daß der letztere Aus- 
druck alle Sach- und Geldleistungen bezeichnet, die 
als Ausgleich für die Familienmehrbelastung be- 
stimmt sind; folglich werden außer den eigentlichen 
Familienbeihilfen, wie sie in der Gesetzgebung aller 
Mitgliedstaaten vorgesehen .sind, auch die sonstigen 
Familienleistungen, welche die Gesetzgebung ver- 
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schiedener Mitgliedstaaten kennt, wie vorgeburt- 
liche Beihilfen, Beihilfen bei Alleinverdienst, Bei- 
hilfen für unterhaltsberechtigte Verwandte auf stei- 
gender Linie und besondere Ausbildungsbeihilfen 
erfaßt. Wegen ihres vorwiegend bevölkerungspoli- 
tischen Charakters bleiben also nur die im An- 
hang II aufgeführten Geburtsbeihilfen ausgeschlos- 
sen. 

Artikel 2 

„Sachlicher" Geltungsbereich der Verordnung 

Die Rechtsvorschriften und Versicherungssysteme, 
auf welche diese Vorlage Anwendung findet, wer- 
den in den beiden ersten Absätzen aufgeführt. 
Abgesehen von einigen Formänderungen, die ins- 
besondere dem niederländischen Gesetzentwurf für 
eine Arbeitsunfähigkeitsversicherung Rechnung tra- 
gen sollen, handelt es sich um die in Artikel 2 der 
Verordnung Nr. 3 bezeichneten Rechtsvorschriften 
und Systeme. Daneben erfaßt diese Vorlage die 
Rechtsvorschriften über Familienleistungen, wie sie 
in dem vorhergehenden Artikel definiert sind, also 
nicht allein die Rechtsvorschriften über Familien- 
beihilfen. 

Ferner enthält dieser Artikel eine Bestimmung, wo- 
nach die besonderen Bestimmungen der Verordnung 
die Rechtsvorschriften über die Reederfürsorge 
[Absatz (3)] nicht berühren. Das Rechtssystem der 
Reederfürsorge bei Krankheit, Arbeitsunfall, Ar- 
beitslosigkeit oder Tod fällt also zwar unter die all- 
gemeinen Bestimmungen der Verordnung, nicht 
aber unter die entsprechenden Kapitel in Titel III, 
da die Reeder in der Lage sind, ihrer Fürsorgepflicht 
ohne Rücksicht auf das Hoheitsgebiet des Mitglied- 
staats, in dem sich der Versicherte befindet, nachzu- 
kommen. 

Ebenso wie in Artikel 2 der Verordnung Nr. 3 wird 
schließlich bestimmt, daß die Verordnung weder auf 
die öffentliche Fürsorge noch auf Leistungssysteme 
für Opfer des Krieges und auf Sondersysteme für 
Angehörige des öffentlichen Dienstes und ihnen 
Gleichgestellte Anwendung findet. 

Artikel 3 

Notifizierung der in der Verordnung aufgeführten 
Rechtsvorschriften und Versicherungssysteme 

Um den tatsächlichen Umfang des „sachlichen" Gel- 
tungsbereiches der Verordnung erkennen zu kön- 
nen, ist vorgesehen, daß jeder Mitgliedstaat die von 
der Verordnung erfaßten und in Kraft befindlichen 
Rechtsvorschriften und Systeme notifiziert. Diese im 
Anschluß an die Verordnung zu veröffentlichenden 
Mitteilungen haben jedoch nur feststellende Wir- 
kung. 

Artikel 4 

„Persönlicher" Geltungsbereich der Verordnung 

Wie im ersten Teil der Begründung bereits ausge- 
führt, findet diese Verordnungsvorlage ganz allge- 
mein auf alle in Artikel 1 definierten Arbeitnehmer 


Anwendung, für welche die Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer Mitgliedstaaten gelten oder galten 
und welche Staatsangehörige eines Mitgliedstaats 
sind, oder Staatenlose oder Flüchtlinge, sowie auf 
ihre Familienangehörigen und Hinterbliebenen [Ab- 
satz (1)]. 

Diese Verordnungsvorlage findet ferner, ebenso wie 
die derzeitigen Verordnungen, auf die Hinterblie- 
benen der Arbeitnehmer Anwendung, die weder 
Staatsangehörige eines Mitgliedstaats noch Staaten- 
lose oder Flüchtlinge waren, sofern die Hinterblie- 
benen selbst entweder Staatsangehörige eines Mit- 
gliedstaats oder Staatenlose oder Flüchtlinge sind. 

Die Voraussetzung des Wohnsitzes für Staatenlose 
und Flüchtlinge, die Arbeitnehmer, ehemalige Ar- 
beitnehmer oder Hinterbliebene von Arbeitnehmern 
sind, ist gestrichen worden, da für diese Personen 
die Rechtsvorschriften, wie in Artikel 8 niederge- 
legt, ebenso wie für die eigenen Staatsangehörigen 
gelten. 

Ferner wird vorgeschlagen, daß die Verordnung 
auch insoweit für Angehörige des öffentlichen Dien- 
stes und diesen Gleichgestellte gilt, als diese den 
von der Verordnung erfaßten Rechtsvorschriften un- 
terliegen und für sie keine besonderen satzungsmä- 
ßigen Bestimmungen igelten [Absatz (3)]. Gegenwär- 
tig sind diejenigen Beamten, die ihre Regierung in 
einen anderen Mitgliedstaat entsendet, aus dem 
Geltungsbereich der auf Gemeinschaftsebene gelten- 
den Regelung ausgeschlossen [Artikel 4 Absatz (5) 
der Verordnung Nr. 3]. Unter Berücksichtigung der 
Tatsache, daß die Beamten in mehreren Ländern für 
bestimmte Risiken im allgemeinen System für Ar- 
beitnehmer versichert sind, erscheint es wünschens- 
wert, ihnen ebenfalls die Inanspruchnahme der Be- 
stimmungen zu ermöglichen, die für diese Risiken 
von der Verordnung vorgesehen sind, selbst wenn 
sie in dieser Eigenschaft in einen anderen Mitglied- 
staat entsandt werden. Die Angehörigen des berufs- 
diplomatischen und berufskonsularischen Dienstes 
sowie das Geschäftspersonal der Kanzleien bleiben 
jedoch unter Beachtung des Wiener Abkommens 
vom Anwendungsbereich der Gemeinschaftsrege- 
lung ausgeschlossen [Absatz (4)]. 

Artikel 5 

Umfang, in dem die Verordnung an die Stelle der 
Abkommen tritt 

Dieser Artikel entspricht Artikel 5 der Verordnung 
Nr. 3; er stellt den Grundsatz auf, daß die Verord- 
nung an die Stelle der zwischen zwei oder mehreren 
Mitgliedstaaten abgeschlossenen Abkommen und an 
die Stelle der Abkommen tritt, die zwei oder meh- 
rere Mitgliedstaaten und dritte Länder binden, so- 
weit es sich nicht um Fälle handelt, deren Regelung 
die Beteiligten eines Trägers dieser dritten Länder 
erfordert, 

Artikel 6 

Ausnahmen vom Grundsatz des Artikels 5 

Diese Verordnungsgrundlage berührt indessen 
ebenso wie die Verordnung Nr. 3, nicht die Ver- 
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pflichtungen, die sich aus Übereinkommen der IAO 
und aus den Vorläufigen Europäischen Abkommen 
ergeben, die zwischen den Regierungen der Mit- 
gliedstaaten des Europarates abgeschlossen worden 
sind [Absatz (1)]. 

Neben dem revidierten Abkommen über die Soziale 
Sicherheit der Rheinschiffer und dem Europäischen 
Abkommen über die Soziale Sicherheit der Arbeit- 
nehmer im internationalen Verkehrswesen bleiben 
ferner die in einem Anhang TI aufgeführten Bestim- 
mungen der Abkommen über Soziale Sicherheit an- 
wendbar. 

Artikel 7 

Neue Abkommen 

Den Mitgliedstaaten bleibt die Möglichkeit erhalten, 
neue Abkommen abzuschließen, soweit diese die 
Durchführung dieser Verordnung regeln; diese 
neuen Abkommen sollen ebenfalls im Anhang II 
aufgeführt werden und erst nach ihrer Aufnahme in 
diesen Anhang in Kraft treten. 

Artikel 8 

Gleidibehandlung 

Der Grundsatz der Gleichbehandlung der Personen, 
für welche die Verordnung im Rahmen der Rechts- 
vorschriften der Mitgliedstaaten gilt, ist in Ab- 
satz (1) mit den gleichen Worten wie in Artikel 8 
der Verordnung Nr. 3 niedergelegt, jedoch ohne die 
Voraussetzung des Wohnsitzes im Hoheitsgebiet 
eines Mitgliedstaats. Die Beseitigung dieser Ein- 
schränkung wird die Ausfuhr der Leistungen in das 
Hoheitsgebiet dritter Staaten insoweit ermöglichen, 
als die innerstaatlichen Rechtsvorschriften jedes be- 
teiligten Mitgliedstaats dies für die Staatsangehöri- 
gen jeder dieser Staaten vorsehen. Dem Absatz (1) 
sind außerdem die Worte „vorbehaltlich besonderer 
Bestimmungen dieser Verordnung" vorangesetzt, 
um alle Unklarheiten zwischen dieser allgemeinen 
Bestimmung und verschiedener besonderen Bestim- 
mungen der Verordnung zu beseitigen. In der 
Hauptsache handelt es sich um Bestimmungen, wel- 
che die Anrechnung von Beschäftigungszeiten, die 
in Ländern zurückgelegt worden sind, für den Er- 
werb des Leistungsanspruchs im Falle von Arbeits- 
losigkeit nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaats regeln, und zwar unter der Vorausset- 
zung, daß für den Arbeitslosen während seiner letz- 
ten Beschäftigung diese Rechtsvorschriften galten 
(außer bei Grenzgängern und Saisonarbeitern, die 
beim Abschluß der Saison in ihrem Wohnland ar- 
beitslos sind). Diese Bedingung wird von den bel- 
gischen Rechtsvorschriften nicht gefordert; diese 
sehen die Gewährung von Leistungen an alle Ar- 
beitslosen belgischer Staatsangehörigkeit vor, auch 
wenn sie zuletzt im Ausland beschäftigt waren. Eine 
umfassende Anwendung dieser Vorschrift auf die 
Staatsangehörigen der übrigen Mitgliedstaaten, die 
in ihrem Hoheitsgebiet arbeitslos werden, kann je- 
doch nicht erwogen werden. 

Ferner wird in Absatz (2) klargestellt, daß der Grund- 
satz der Gleichbehandlung auch hinsichtlich des 


Wahlrechts der Versicherten bei den Organen der 
Sozialversicherungsträger Anwendung findet, die 
Rechtsvorschriften über die Wählbarkeit aber nicht 
berührt werden. Diese Fragen wurden in Artikel 6 
Absatz (4) der Verordnung Nr. 3 behandelt, der die 
Rechtsvorschriften über die Teilnahme der Versi- 
cherten an der Verwaltung vorbehielt. 

Die Vorlage stellt ferner den Grundsatz der Gleich- 
behandlung für die von der Verordnung erfaßten 
Personen hinsichtlich der Bestimmungen der Ab- 
kommen über Soziale Sicherheit auf, soweit diese 
aufrechterhalten oder später zwischen den Mitglied- 
staaten abgeschlossen werden (Absatz 3). Unabhän- 
gig davon, ob der Geltungsbereich dieser Bestim- 
mungen auf die Staatsangehörigen der Vertrags- 
staaten beschränkt ist oder nicht, kommen alle Per- 
sonen, die von der Verordnung erfaßt werden und 
den von diesen Bestimmungen vorgesehenen Be- 
dingungen entsprechen, in den Genuß derselben. 
Ein Vorbehalt ist jedoch vorgesehen, um insbeson- 
dere zweiseitige Bestimmungen zu ermöglichen, die 
andere Fragen regeln, als die Verordnung, vor allem 
Vorschriften über die Kriegszeiten, deren Anwen- 
dung auf andere Personen als die, für die sie vor- 
gesehen sind, unzählige Schwierigkeiten aufwerfen 
würde. Diese Ausnahmen sind in Anhang II aufzu- 
führen. 

A r t i k e 1 9 

Zulassung zur Versicherung 

Machen die Rechtsvorschriften eines Landes die Zu- 
lassung zur freiwilligen Versicherung oder Weiter- 
versicherung von der Voraussetzung des Wohnsit- 
zes abhängig, so gilt dies nicht für Personen, für die 
die Rechtsvorschriften dieses Staates früher galten 
und die im Hoheitsgebiet eines anderen Staates 
wohnen [Absatz (1)]. 

Machen die Rechtsvorschriften eines Landes die Zu- 
lassung zur Pflichtversicherung, freiwilligen Ver- 
sicherung oder freiwilligen Weiterversicherung von 
der Erfüllung von Vorversicherungszeiten abhängig, 
so werden die nach den Rechtsvorschriften anderer 
Länder zurüdcgelegten Zeiten soweit wie nötig be- 
rücksichtigt. Die Erwähnung der Pflichtversicherung 
ist im Hinblick auf die Krankenversicherung der 
Personen, wie sie in den Rechtsvorschriften eines 
" Mitgliedstaats vorgesehen ist, berechtigt. In Arti- 
kel 9 der Verordnung Nr. 3 ist der gleiche Grund- 
satz enthalten, jedoch mit Einschränkungen, die in 
diese Vorlage nicht aufgenommen worden sind; es 
ist nicht mehr erforderlich, daß der Arbeitnehmer in 
dem Lande, in dem er um die Zulassung zur Ver- 
sicherung nachsucht, auch wohnt, noch daß er nach 
den Rechtsvorschriften des Beschäftigungslandes 
nicht pflichtversichert sein kann. Die praktische Be- 
deutung dieses neuen Artikels ist erheblich, wenn 
man berücksichtigt, daß die Rechtsvorschriften meh- 
rerer Länder auch im Ausland wohnhafte Arbeitneh- 
mer zur freiwilligen Versicherung zulassen, selbst 
wenn sie in ihrem Beschäftigungslande pflichtversi- 
chert sind. Ferner ermöglicht dieser Artikel den 
Arbeitnehmern, die ihre Tätigkeit gegen Entgelt 
einstellen und die zuletzt im Ausland versichert 
waren, sich unter Berufung auf diese Versicherungs- 
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Zeiten in ihrem Wohnland freiwillig oder freiwillig 
weiter zu versichern [Absatz (2)]. 

Artikel 9 beeinträchtigt indessen nicht die Bestim- 
mungen der Rechtsvorschriften, die eine Doppelver- 
sicherung verbieten; ein Arbeitnehmer, der in einem 
Mitgliedstaat der Pflichtversicherung unterliegt, 
sollte sich nicht auf die von ihm zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten berufen können, um die Zulassung 
zur freiwilligen Versicherung in einem anderen 
Mitgliedstaat zu beantragen, falls die Rechtsvor- 
schriften dieses Landes eine Doppelversicherung 
nicht zulassen; er berechtigt auch nicht zu einer 
gleichzeitigen freiwilligen Versicherung oder frei- 
willigen Weiterversicherung in zwei Mitgliedstaa- 
ten [Absatz (3)]. 

Artikel 10 

Zahlungen von Geldleistungen, Renten und Sterbe- 
geld in das Hoheitsgebiet der Mitgliedstaaten 

Es wird vorgeschlagen, dem in Artikel 10 der Ver- 
ordnung Nr. 3 aufgestellten Grundsatz allgemeine 
Bedeutung zu geben, damit alle Geldleistungen, 
Renten und Sterbegelder, auf die nach den Rechts- 
vorschriften eines oder mehrere Mitgliedstaaten ein 
Anspruch besteht, in keiner Weise durch die Tat- 
sache beeinträchtigt werden, daß der Berechtigte im 
Hoheitsgebiet eines anderen als des Mitgliedstaats 
wohnt, in dem der Schuldnerträger seinen Sitz hat. 
Dem Wortlaut dieses Grundsatzes sollen jedoch die 
Worte vorangesetzt werden „Vorbehaltlich der be- 
sonderen Bestimmungen dieser Verordnung" ; es 
handelt sich dabei nicht um eine neue Einschrän- 
kung, wohl aber um eine Klarstellung, die alle Zwei- 
fel hinsichtlich der Beziehungen zwischen diesem 
allgemeinen Grundsatz sowie auf der einen Seite 
den besonderen Bestimmungen, die vorsehen, daß 
die Krankenpflege oder die Leistungen bei Ai^beits- 
losigkeit nach den Rechtsvorschriften des Wohn- 
oder Aufenthaltslandes des Berechtigten gewährt 
werden, und auf der anderen Seite den besonderen 
Bestimmungen über die Zahlung der Renten in den 
Fällen, in denen der Arbeitnehmer nach den Rechts- 
vorschriften mehrerer Mitgliedstaaten versichert 
war, beseitigen soll [Absatz (3)]. 

In Zukunft werden also alle Leistungen, die derzeit 
im Anhang E zur Verordnung Nr. 3 aufgeführt sind, 
in die verschiedenen Länder der Gemeinschaft zu 
zahlen sein. Es handelt sich dabei um folgende Lei- 
stungen: der Teil der belgischen Renten, der den 
Beschäftigungsjahren entspricht, für die bei dem 
Berechtigten in Ermangelung von Versicherungszei- 
ten unterstellt wird, daß er eine geschlossene Be- 
rufslaufbahn zurückgelegt hat, die in Frankreich ge- 
währte Zulage für alte Arbeitnehmer, der Teil der 
Renten aus der luxemburgischen Versicherung der 
Privatangestellten, der den Beschäftigungszeiten vor 
dem Inkrafttreten der Versicherung entspricht, sowie 
die Übergangsleistungen aus der niederländischen 
Allgemeinen Altersversicherung. 

Da die Definition des Ausdrucks „Rente" die Kapi- 
talabfindung mit umfaßt, die an die Stelle der Rente 
treten kann, so kann die Kapitalzahlung wegen des 
Wohnsitzes des Versicherten außerhalb des zustän- 
digen Staates nunmehr keinerlei Beschränkung un- 


terliegen. Hingegen war die Beitragserstattung, die 
die Rechtsvorschriften einzelner Länder für Arbeit- 
nehmer vorsehen, die aus der Pflichtversicherung 
ausscheiden, für Arbeitnehmer, die den Rechtsvor- 
schriften eines anderen Mitgliedstaats unterstellt 
werden, nicht, angebracht. Dies würde für die Zu- 
sammenrechnung der Versichertenzeiten, die diesen 
Beiträgen entsprechen, und den in anderen Mitglied- 
staaten zurückgelegten Versicherungszeiten für die 
Leistungsgewährung bei Eintritt des Versicherungs- 
falles hinderlich sein. Zu diesem Zweck sind neue 
Bestimmungen vorgesehen [Absatz (2)]. 

Artikel 11 

Neufeststellung der Leistungen 

Es handelt sich um eine neue Bestimmung, die klar- 
stellen soll, daß jede gemäß der Verordnung auf 
Grund einer Rechtsvorschrift geschuldete Leistung 
im Rahmen der von dieser Rechtsvorschrift fest- 
gelegten Bedingungen neu festgestellt werden muß. 

Artikel 12 

Zusammentreffen von Leistungen 

Die Bestimmungen dieses Artikels entsprechen den- 
jenigen des Artikels 11 der Verordnung Nr. 3, ab- 
gesehen von der Regelung für das Zusammentreffen 
eines normalen Altersruhegeldes oder einer Hinter- 
bliebenenrente mit einem Entgelt. 

Es kann nicht Sinn der Verordnung sein, einen An- 
spruch zum Bezug mehrerer Leistungen auf Grund 
ein und derselben Versicherungszeit zu schaffen 
oder aufrechtzu erhalten, wenn man von den Renten 
absieht, die von den Trägern mehrerer Länder nach 
den Bestimmungen der Verordnung festgestellt wer- 
den [Absatz (1)]. 

Außerdem erstreckt sich die Anwendung der 
Rühens- und Kürzungsbestimmungen, die in den 
Rechtsvorschriften eines Landes für den Fall des 
Zusammentreffens einer Leistung mit sonstigen Lei- 
stungen der Sozialen Sicherheit oder Einkünften 
vorgesehen sind, auch auf Leistungen oder Ein- 
künfte, die in einem anderen Land bezogen oder 
erzielt werden, es sei denn, daß es sich um Leistun- 
gen gleicher Art bei Invalidität, Alter, Tod oder 
Berufskrankheit handelt, die von den Trägern meh- 
rerer Länder gemäß der Verordnung festgestellt 
werden [Absatz (2)]. 

Die Rühens- und Kürzungs- oder Wegfallbestim- 
mungen, die wegen der Ausübung einer beruflichen 
Tätigkeit zum Tragen kommen, werden auf Grund 
dieser Verordnungsvorlage im Falle einer Ausübung 
dieser beruflichen Tätigkeit in einem anderen Land 
nur dann zur Anwendung gebracht, wenn es sich um 
Leistungen bei Invalidität oder um vorgezogene 
Altersleistungen handelt [Absatz (3)]. Diese Bestim- 
mungen kommen bei einem normalen Altersruhe- 
geld und Hinterbliebenenrenten, deren Anspruchs- 
berechtigte eine berufliche Tätigkeit in einem ande- 
ren Land ausüben, nicht mehr zur Anwendung, da 
derartige Bestimmungen in der Regel unter Berück- 
sichtigung der Lage auf dem innerstaatlichen Ar- 
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beitsmarkt beschlossen werden und weil ihre An- 
wendung Kontrollen notwendig macht, die praktisch 
nicht durchgeführt werden können, wenn die Tätig- 
keit im Ausland ausgeübt wird. 

Da nach den Rechtsvorschriften einzelner Staaten 
bei Zusammentreffen einer Rente mit Geldleistun- 
gen der Krankenversicherung keine eigentliche Ren- 
tenkürzung vorliegt, sondern eine teilweise Über- 
tragung der Rente an den Krankenversicherungs- 
träger, so haben sich besondere Bestimmungen 
erforderlich gemacht, um das Funktionieren der 
Bestimmungen ohne Rücksicht darauf, nach wessen 
Rechtsvorschriften die Rente gezahlt wird, möglich 
zu machen [Absatz (3)]. 


Titel II — Bestimmungen über die 

anzuwendenden Rechtsvorschriften 

Die Bestimmungen dieses Titels unterscheiden sich 
im Grunde nicht von denjenigen des Titels II der 
Verordnung Nr. 3. Zum besseren Verständnis der 
Tragweite dieser Bestimmungen werden jedoch 
verschiedene formelle Änderungen vorgeschlagen; 
ferner werden unter Berücksichtigung der Tatsache, 
daß die Verordnung alle Arbeitnehmer erfassen soll, 
einige zusätzliche Regelungen vorgeschlagen. 

Artikel 13 

Allgemeine Regeln 

Absatz 1 dieses Artikels bezweckt eine Klarstellung 
des Inhalts der Bestimmungen dieses Titels, weil die 
Auslegung der Verordnung Nr. 3 gezeigt hat, daß 
dieser Inhalt, wie sehr umfangreiche technische Über- 
legungen beweisen, mangels ausdrücklicher Bestim- 
mungen mißverstanden werden kann: Er stellt den 
Grundsatz auf, daß die Arbeitnehmer, für welche die 
Verordnung gilt, nach den Rechtsvorschriften nur 
eines Mitgliedstaats pflichtversichert sein können. 

Absatz (2) bestimmt, welchen Rechtsvorschriften 
diese Arbeitnehmer im allgemeinen unterliegen: 

— Arbeitnehmer, die im Hoheitsgebiet eines Mit- 
gliedstaats beschäftigt sind, unterliegen den Rechts- 
vorschriften dieses Staates (Buchstabe a); 

— Arbeitnehmer, die an Bord eines Schiffes beschäf- 
tigt sind, unterliegen den Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats, dessen Flagge das Schiff führt (Buch- 
stabe b). 

Unter Berücksichtigung der Tatsache, daß dieser 
Verordnungsvor schlag auch auf Beamte und gleich- 
gestellte Personen Anwendung findet, die einem 
von der Verordnung erfaßten Versicherungssystem 
angehören und für die keine besonderen statuta- 
rische Bestimmungen gelten, stellt Absatz (2) außer- 
dem klar, daß diese Personen den Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaats unterliegen, zu dem die Verwal- 
tung gehört, die sie beschäftigt (Buchstabe c), da 
diese Regelung auch für diejenigen Beamten und 
ihnen Gleichgestellten gilt, die ihre Tätigkeit in 
einem anderen Mitgliedstaat verrichten oder zur Er- 
füllung eines Auftrags in einen anderen Mitglied- 
staat gesandt werden. 


Absatz (3) stellt klar, daß die Bestimmungen dieses 
Titels nicht auf die freiwillige oder Weiterversiche- 
rung anzuwenden ist, da dieser Fall in Artikel 9 
geregelt wird, der einem Arbeitnehmer gestattet, 
gleichzeitig in einem Mitgliedstaat pflichtversichert 
und in einem anderen Mitgliedstaat freiwillig ver- 
sichert zu sein, wenn die Rechtsvorschriften des letz- 
ten Staates die Doppelversicherung zulassen. 

Artikel 14 

Ausnahmen und Besonderheiten 

Absatz (1) bestimmt die Ausnahmen und Besonder- 
heiten, die von der Regel der Anwendung der 
Rechtsvorschriften des Beschäftigungslandes bei be- 
stimmten Arbeitnehmern gemacht werden. Es sind 
die in Artikel 13 der Verordnung Nr. 3 festgesetz- 
ten Ausnahmen und Besonderheiten, wobei die vor- 
geschlagenen Änderungen rein formeller Natur sind 
und lediglich eine größere Klarheit des Wortlautes 
bezwecken. 

a) Entsandte Arbeitnehmer: 

Diese Arbeitnehmer bleiben nach den Rechtsvor- 
schriften des Landes versichert, aus dem sie 
entsandt werden, und zwar unter der Vorausset- 
zung, daß die Dauer der Arbeit, die sie für Rech- 
nung ihres Unternehmens im neuen Beschäfti- 
gungsland ausüben müssen, zwölf Monate nicht 
übersteigt und daß sie nicht zur Ablösung ande- 
rer Arbeitnehmer, deren Entseiidedauer abläuft, 
entsandt werden (Unterabsatz i). Die Rechtsvor- 
schriften des Entsendestaates bleiben weiter bis 
zur Vollendung dieser Arbeit anwendbar, wenn 
die Dauer aus unvorhersehbaren Gründen zwölf 
Monate übersteigt, vorausgesetzt, daß der zu- 
ständige Träger oder die von ihm bezeichnete 
Stelle des Entsendestaates zustimmt (Unterab- 
satz ii) ; 

b) Arbeitnehmer im internationalen Verkehrswe- 
sen: 

Diese Arbeitnehmer unterliegen je nach Lage 
des Falles entweder den Rechtsvorschriften des 
Landes, in dem das Unternehmen seinen Sitz 
hat, oder in dem das Unternehmen eine Zweig- 
stelle oder ständige Vertretung unterhält oder 
des Landes, in dem sie ihren Wohnsitz haben; 

c) sonstige Arbeitnehmer, die ihre Tätigkeit in der 
Regel im Hoheitsgebiet mehrerer Mitgliedstaaten 
ausüben; 

Diese Arbeitnehmer unterliegen den Rechtsvor- 
schriften ihres Wohnlandes, wenn sie einen Teil 
ihrer Tätigkeit in diesem Lande ausüben oder 
für mehrere Unternehmen tätig sind, die ihren 
Sitz in verschiedenen Mitgliedstaaten haben; 
in allen anderen Fällen unterliegen sie den 
Rechtsvorschriften des Landes, in dem das Unter- 
nehmen seinen Sitz hat; 

d) Arbeitnehmer von Unternehmen im Grenzgebiet: 

Arbeitnehmer, die von einem Unternehmen be- 
schäftigt werden, durch das die gemeinsame 
Grenze zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten 
verläuft, unterliegen den Rechtsvorschriften des 
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Mitgliedstaats, in dem das Unternehmen seinen 
Sitz hat. 

ATDsatz (2) legt die Ausnahmen fest, welche von der 
Regel der Anwendung der Rechtsvorschriften des 
Mitgliedstaats, dessen Flagge das Schiff führt, ge- 
macht werden? es handelt sich um die Ausnahmen, 
die der zur Zeit dem Rat vorliegenden Verordnungs- 
vorlage entnommen sind. 

a) Die Bestimmungen des Buchstabens (a) des Ab- 
satzes (1) gelten entsprechend für Seeleute, 
namentlich im Hinblick auf technische Ange- 
stellte, die von einer Schiffswerft in einem Mit- 
gliedstaat beschäftigt werden und den Auftrag 
erhalten, ein Schiff, das die Flagge eines anderen 
Mitgliedstaats führt, auf der Uberstellungsfahrt 
zu begleiten. 

b) Die Arbeitnehmer, die in den Hoheitsgewässern 
oder im Hafen eines Mitgliedstaats auf einem 
Schiff beschäftigt sind, das die Flagge eines an- 
deren Mitgliedstaats führt, unterliegen den 
Rechtsvorschriften des ersten Staates, sofern sie 
nicht zur Besatzung dieses Schiffes gehören. 

c) Die Arbeitnehmer, die an Bord eines Schiffes 
beschäftigt sind, das die Flagge eines Mitglied- 
staats führt und die im Hoheitsgebiet eines ande- 
ren Mitgliedstaats wohnen, in dem die Reederei, 
die sie beschäftigt, ihren Sitz hat, unterliegen 
den Rechtsvorschriften dieses Staates. 

Absatz (3) dehnt die in den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats vorgesehene Versicherungsfreiheit 
für Rentenberechtigte, die eine berufliche Tätigkeit 
ausüben, auf Bezieher von Renten aus, die nach den 
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten erwor- 
ben sind. 


Artikel 15 

Arbeitnehmerr die bei diplomatisdien und konsu- 
larischen Dienststellen beschäftigt sindr sowie Hilfs- 
kräfte der Europäischen Gemeinschaften 

Die beiden ersten Absätze sehen ebenso wie Arti- 
kel 14 der Verordnung Nr. 3 vor, daß die bei diplo- 
matischen und konsularischen Dienststellen eines 
Mitgliedstaats beschäftigten Arbeitnehmer sowie 
die in den persönlichen Diensten von Angehörigen 
dieser Dienststellen beschäftigten Personen den 
Rechtsvorschriften des Beschäftigungslandes unter- 
liegen und daß diejenigen dieser Arbeitnehmer, 
welche Staatsangehörige des Mitgliedstaats sind, 
den die betreffende Dienststelle vertritt, sich für die 
Anwendung dieser Rechtsvorschriften entscheiden 
können. Es muß indessen betont werden, daß zur 
Vermeidung verwaltungstechnischer Schwierigkei- 
ten vorgeschlagen wird, daß dieses Entscheidungs- 
recht nur einmal ausgeübt werden darf und keine 
rückwirkende Kraft haben soll. 

Absatz (3) behandelt die Hilfskräfte der Europäi- 
schen Gemeinschaften. Sein Wortlaut entspricht Arti- 
kel 14 a der Verordnung Nr. 3 in der vom Rat zu- 
letzt beschlossenen Fassung (Verordnung Nr. 80/65 
vom 15. Juni 1965). 


Artikel 16 

Abweichmöglichkeiten im Wege von Vereinbarun- 
gen 

Ebenso wie Artikel 15 der Verordnung Nr. 3 gestat- 
tet dieser Artikel den zuständigen Behörden zweier 
oder mehrerer Mitgliedstaaten, für bestimmte Ar- 
beitnehmer oder Arheitnehmergruppen Ausnahmen 
hinsichtlich der anzuwendenden Rechtsvorschriften 
zu vereinbaren, sofern eine derartige Regelung im 
Interesse der betroffenen Ailbeitnehmer ist. 


Titel I — Besondere Bestimmungen für die 
verschiedenen Leistungsgruppen 

Kapitel 1 Krankheit und Mutterschaft 

Die für den Leistungssektor bei Krankheit und Mut- 
terschaft vorgeschlagenen besonderen Bestimmun- 
gen weichen nicht von den in den Verordnungen 
Nr. 3 und Nr. 36/63 enthaltenen Grundsätzen ab. 
Auf der einen Seite werden die nach den Rechtsvor- 
schriften mehrerer Mitgliedstaaten zurückgelegten 
Versicherungszeiten für den Erwerb des Leistungs- 
anspruchs berücksichtigt und zum anderen wird die 
Leistungsgewährung im Hoheitsgebiet jedes Mit- 
gliedstaats, in dem der Arbeitnehmer, der Renten- 
berechtigte oder ein Familienangehöriger wohnt, 
sich aufhält oder in das eine dieser Personen ihren 
Wohnsitz verlegt, gewährleistet. 

Neben den formellen Änderungen hinsichtlich der 
redaktionellen Abfassung und der Reihenfolge der 
Bestimmungen dieses Kapitels, die aus Gründen 
der Klarheit vorgenommen worden sind, enthält die 
Vorlage drei beachtliche Verbesserungen: Die Ren- 
tenberechtigten sind unter der einzigen Vorausset- 
zung zum Bezug von Sachleistungen berechtigt, daß 
sie nach den Rechtsvorschriften nur eines Staates 
Anspruch auf diese Leistungen haben; dieser An- 
spruch wird ihnen ebenfalls für die Zeit der Bear- 
beitung des Renten antrags gewährleistet; das gilt 
ebenfalls für alle Arbeitslosen, die ihren Wohnsitz 
im Lande der letzten Beschäftigung aufgeben oder 
die während ihrer Beschäftigung nicht in dem Lande 
wohnten. 

Artikel 17 

Erwerb des Leistungsanspruchs 

Machen die Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats 
diesen Anspruch von der Erfüllung von Versiche- 
rungs- oder Beschäftigungszeiten abhängig, so wer- 
den die nach den Rechtsvorschriften anderer Mit- 
gliedstaaten zurückgelegten Zeiten soweit wie not- 
wendig hierfür berücksichtigt [Absatz (1)]. 

Diese Bestimmung gilt sowohl für Arbeitnehmer wie 
für Rentenberechtigte. 

Für Arbeitnehmer ist darauf hinzuweisen, daß die 
Berücksichtigung der nach den Rechtsvorschriften 
anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten nicht 
mehr von der Voraussetzung abhängig ist, daß 
zwischen dem Ende dieser Zeiten und dem Beginn 
der Versicherung in dem neuen Land nicht mehr als 


36 



Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/197 


ein Monat verstrichen ist. Da die belgischen und 
französischen Rechtsvorschriften die Berücksichti- 
gung früherer Versicherungszeiten jedoch dann 
nicht gestatten, wenn eine Unterbrechung der Ver- 
sicherung um mehr als einen Monat eingetreten 
ist, wird indessen in Artikel 17 Absatz (5) vorge- 
sehen, daß bei einem Saisonarbeiter die nach den 
Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten zurück- 
gelegten Versicherungszeiten berücksichtigt werden 
müssen, sofern der Versicherungsverlauf um nicht 
mehr als vier Monate unterbrochen war (Absatz 2). 

Des weiteren muß betont werden, daß der Leistungs- 
anspruch auf Grund der Rechtsvorschriften des 
neuen Versicherungslandes nicht mehr von der Vor- 
aussetzung abhängig ist, daß die betreffende Person 
im Zeitpunkt ihres Eintritts in die Versicherung 
arbeitsfähig war. Es ist nämlich nicht erforderlich, 
noch andere Bedingungen vorzuschreiben, als sie 
bereits von den innerstaatlichen Rechtsvorschriften 
gefordert werden, zumal auch die betreffenden Per- 
sonen auf dem Gebiet der Anwerbung nicht mehr 
diskriminierenden ärztlichen Bedingungen wegen 
ihrer Staatsangehörigkeit unterworfen werden dür- 
fen (Artikel 15 der Verordnung Nr. 38/64). 

Artikel 18 

Gewährung der Leistungen an Arbeitnehmer und 
deren Familienangehörige, wenn sie im Hoheits- 
gebiet eines anderen als des zuständigen Trägers 
wohnen 

Artikel 18 entspricht Artikel 20 und Artikel 17 
Absatz (1) letzter Unterabsatz der Verordnung Nr. 3; 
der Artikel ist zudem durch die Grundbestimmun- 
gen der Artikel 6 und 7 der Verordnung Nr. 36/63 
ergänzt worden. 

Dieser Artikel betrifft alle Arbeitnehmer und deren 
Familienangehörigen, die im Hoheitsgebiet eines 
anderen als des zuständigen Mitgliedstaats (oder 
Versicherungslandes) wohnen. Aus dem Kreis dieser 
Arbeitnehmer sind vor allem die Grenzgänger, die 
Saisonarbeiter, Handelsvertreter, im Hoheitsgebiet 
zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten gleichzeitig 
tätige Personen und die Arbeitnehmer bei Bot- 
schaften und Konsulaten, welche sich für die An- 
wendung der Rechtsvorschriften ihres Herkunfts- 
landes entschieden haben, zu erwähnen, sowie die 
Arbeitnehmer eines von einer Grenze durchschnit- 
tenen Betriebes, die den Rechtsvorschriften des Lan- 
des unterliegen, in dem das Unternehmen seinen 
Sitz hat, und die ihren Wohnsitz und ihre Beschäf- 
tigung in dem angrenzenden Mitgliedstaat haben. 

Die beiden ersten Absätze regeln die Voraussetzun- 
gen für die Gewährung der Leistungen im Wohn- 
land, während die drei anderen Absätze die Mög- 
lichkeit für die betroffenen Personen schaffen, die 
Leistungen auch bei einem Aufenthalt im zustän- 
digen Land zu empfangen. 

— Leistungsgewähmng im Wohnland 

Ein Arbeitnehmer, der die nach den Rechtsvorschrif- 
ten des zuständigen Landes für den Leistungs- 
anspruch erforderlichen Voraussetzungen erfüllt, er- 
hält diese Leistungen in seinem Wohnland wie 


folgt: Die Sachleistungen werden ihm vom Träger 
des Wohnorts nach den für diesen geltenden Rechts- 
vorschriften und zu Lasten des Trägers, bei dem er 
im zuständigen Land versichert ist, gewährt; die 
Geldleistungen werden ihm nach den letztgenann- 
ten Rechtsvorschriften durch den Träger, bei dem er 
versichert ist oder durch Vermittlung des Trägers 
des Wohnorts gewährt (Absatz 1). 

Die Familienangehörigen erhalten die Sachleistun- 
gen in ihrem Wohnland auf die gleiche Art und 
Weise, es sei denn, das sie gleichfalls nach den 
Rechtsvorschriften dieses Landes Anspruch auf diese 
Leistungen hätten (Absatz 2). 

— Leistungsgewährung im zuständigen Land 

Die Grenzgänger sind ebenfalls im zuständigen Land 
zum Bezug der Leistungen berechtigt; das gilt auch 
für ihre Familienangehörigen, jedoch vorbehaltlich 
einer Vereinbarung zwischen den beteiligten Staa- 
ten oder den zuständigen Behörden dieses Landes 
und des Wohnlandes oder — einer vorherigen Ge- 
nehmigung seitens des Trägers, bei dem die Ver- 
sicherung besteht; dies gilt nicht für Fälle unbeding- 
ter Dringlichkeit (Absatz 3). 

Die sonstigen Arbeitnehmer und Familienangehöri- 
gen, die nicht im zuständigen Land wohnen, kön- 
nen ebenfalls Leistungen in diesem Lande erhalten, 
wenn sie sich dort auf halten (Absatz 4). 

Ferner haben alle Arbeitnehmer und ihre Familien- 
angehörigen, die ihren Wohnsitz in das zuständige 
Land verlegen, einen Anspruch auf Leistungen in 
diesem Lande (Absatz 5). 


Artikel 19 

Leistungsgewährung an Arbeitnehmer und ihre 
Familienangehörigen, die sich im Hoheitsgebiet 
eines anderen als des zuständigen Mitgliedstaats 
auf halten, ihren Wohnsitz dorthin verlegen, dorthin 
zurückkehren oder sidi zur Behandlung dorthin 
begeben 

Dieser Artikel greift die hauptsächlichen Bestim- 
mungen des Artikels 19 der Verordnung Nr. 3 wie- 
der auf; die vorgeschlagenen Änderungen betref- 
fen die Erteilung der Genehmigung, die zur Erhal- 
tung des Leistungsanspruchs erforderlich ist, und die 
Gewährung von Körperersatzstücken und anderen 
Sachleistungen von erheblicher Bedeutung. 

Die ersten beiden Absätze betreffen die Arbeitneh- 
mer, die anderen beiden die Familienangehörigen. 

— Leistungsgewährung an Arbeitnehmer 

Absatz 1 : Sofern die nach den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Staates zur Erlangung des Lei- 
stungsanspruchs erforderlichen Voraussetzungen er- 
füllt sind, kann der Arbeitnehmer diese Leistungen 
unter folgenden Bedingungen in einem anderen 
Mitgliedstaat erhalten: 

— Sein Zustand muß eine Behandlung während 
seines Aufenthalts in diesem Land unbedingt 
erfordern oder 
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— nachdem die Leistungen ihm zuerkannt worden 
sind, wird ihm vom zuständigen Träger gestattet, 
zurückzukehren (ein Saisonarbeiter, der zur Be- 
handlung in sein Herkunftsland zurückkehrt) 
oder seinen Wohnsitz in dieses Land zu verlegen 
oder 

— es wird ihm vom zuständigen Träger gestattet, 
sich in dieses Land zu begeben, um sich dort 
einer geeigneten Behandlung zu unterziehen. 

In allen diesen Fällen erfolgt die Gewährung der 
Sach- und Geldleistungen an die Arbeitnehmer, die 
im Hoheitsgebiet eines anderen als des zuständigen 
Mitgliedstaats wohnen, nach dem in Artikel 18 an- 
gegebenen Verfahren; bezüglich der Dauer der Ge- 
währung der Sachleistungen gilt jedoch, daß diese 
im Aufenthaltsland oder im neuen Wohnland nicht 
über die gegebenenfalls in den Rechtsvorschriften 
des zuständigen Mitgliedstaates festgelegte Dauer 
hinaus gewährt werden können. 

Es muß noch darauf hingewiesen werden, daß die 
Gewährung von Körperersatzstücken und anderen 
Sachleistungen von erheblicher Bedeutung im 
Aufenthaltslande oder im Lande des neuen Wohn- 
ortes nicht mehr von der Genehmigung des zustän- 
digen Trägers abhängig ist, um das Verwaltungs- 
verfahren zu vereinfachen. Die Rechtsvorschriften 
machen nämlich im allgemeinen die Gewährung die- 
ser Leistungen von der vorherigen Zustimmung des 
Versicherungsträgers abhängig, so daß die betref- 
fenden Personen derartige Leistungen im Aufent- 
haltslande oder in dem Lande, in das sie ihren 
Wohnort verlegen, ohne Genehmigung des Trägers 
dieses Landes nicht erhalten können. Es ist auch 
nicht erforderlich, weiter die Genehmigung des zu- 
ständigen Trägers zu verlangen, weil das Verfahren 
dadurch sehr komplizierter wird. Um jedoch Miß- 
bräuchen bei der Gewährung von Körperersatzstük- 
ken und besonders bei Heilverfahren vorzubeugen, 
sollen entsprechende Maßnahmen in der Durchfüh- 
rungsverordnung vorgesehen werden. 

Absatz 2; Die Genehmigung, die für den Arbeit- 
nehmer erforderlich ist, damit er seinen Leistungs- 
anspruch nach seiner Rückkehr oder nach der Ver- 
legung seines Wohnortes in einen anderen Mitglied- 
staat behält, kann vom zuständigen Träger nur ver- 
weigert werden, wenn der Wohnortwechsel für die 
betreffende Person aus triftigen ärztlichen Gründen 
nicht angezeigt erscheint. 

Die Genehmigung für die Behandlung in einem 
anderen Lande, die erforderlich ist, darf vom zustän- 
digen Träger nicht verweigert werden, wenn der 
betreffenden Person die in Frage kommende Be- 
handlung in ihrem Wohnortland nicht gewährt wer- 
den kann. 

Es handelt sich also nicht mehr um eine Ermessens- 
entscheidung des zuständigen Trägers, wie das auf 
Grund der derzeitigen Fassung des Artikels 19 der 
Verordnung Nr. 3 der Fall ist. 

— Leistungsgewährung an Familienangehörige 

Absatz 3: Die Familienangehörigen erhalten die 
Sachleistungen unter den gleichen Gegebenheiten 
sowie auf die gleiche Art und Weise. 


Absatz 4: Es wird eindeutig geklärt, daß ihr 
Leistungsanspruch in keiner Weise durch die Tat- 
sache beeinträchtigt wird, daß der Arbeitnehmer im 
Hoheitsgebiet eines anderen als des zuständigen 
Mitgliedstaates nach diesem Artikel Leistungen be- 
zieht. 


Artikel 20 

Berechnung der Geldleistungen 

Abgesehen von den rein formellen Änderungen ent- 
spricht dieser Artikel dem Inhalt des Artikels 18 
der Verordnung Nr. 3, und zwar in der Fassung der 
dem Rat zur Zeit vorliegenden Ergänzungsvorlage. 
Die beiden ersten Absätze stellen klar, welches Ent- 
gelt im zuständigen Land bei denjenigen Arbeitneh- 
mern zu berücksichtigen ist, die vorher in einem 
anderen Land beschäftigt waren, wenn die Berech- 
nung nach den Rechtsvorschriften dieses Landes auf 
einem durchschnittlichen oder pauschalen Entgelt 
beruht; Absatz 3 bestimmt, daß die Familienange- 
hörigen, die in einem anderen Land wohnen, eben- 
falls zu berücksichtigen sind, wenn die Höhe des 
Leistungsbetrags von der Zahl der Familienange- 
hörigen abhängt. 

Artikel 21 

Gewährung von Sachleistungen an Arbeitslose 

Durch diesen Artikel wird ein allgemeiner Anspruch 
eingeräumt, der bisher nur für Grenzgänger vorge- 
sehen war (Artikel 10 der Verordnung Nr. 36/63). 

Alle Arbeitslosen, die nicht in dem Lande wohnen, 
dessen Rechtsvorschriften während ihrer letzten Be- 
schäftigung für sie galten, oder die ihren Wohnsitz 
in das Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaates 
verlegen und die den in den Rechtsvorschriften des 
Staates geforderten Voraussetzungen für den Er- 
werb eines Anspruchs auf Sachleistungen entspre- 
chen, zu dessen Lasten die Leistungen bei Arbeits- 
losigkeit gehen, d. h. des Staates der letzten Be- 
schäftigung oder, in bestimmten, in Artikel 56 vor- 
gesehenen Fällen, des Staates, in dessen Hoheitsge- 
biet sie wohnen, haben für sich und ihre Familien- 
angehörigen Anspruch auf Sachleistungen nach den 
Rechtsvorschriften des Wohnlandes. Diese Leistun- 
gen werden ihnen vom Träger des Wohnorts ge- 
währt, sie gehen zu dessen Lasten, wenn die Lei- 
stungen wegen Arbeitslosigkeit zu Lasten dieses 
Landes gehen; anderenfalls gehen sie zu Lasten des 
zuständigen Trägers des Landes, dessen Rechtsvor- 
schriften für den Arbeitslosen zuletzt galten. 

Artikel 22 

Gewährung von Sachleistungen an Rentenantrag- 
steller 

Es wird vorgeschlagen, die Gewährung von Sach- 
leistungen an Rentenantragsteller oder deren Hin- 
terbliebene neu zu regeln. Erlischt für diese Per- 
sonen der Anspruch auf diese Leistungen nach den 
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates während 
der Bearbeitung ihres Rentenantrags, so werden 
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ihnen diese Leistungen nach den Rechtsvorschriften 
des Wohnlandes gewährt. 

Zur Geltendmachung dieses Rechts muß der Ver- 
sicherte in seiner Eigenschaft als Antragsteller für 
eine Rente entweder nach den Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaats Anspruch haben, in dessen 
Hoheitsgebiet er wohnt, oder nach den Rechtsvor- 
schriften eines der Mitgliedstaaten, denen er früher 
unterstand, als ob er im Hoheitsgebiet dieses Staa- 
tes wohnte (Absatz 1). 

Hängt der Leistungsanspruch von der Entrichtung 
von Beiträgen durch den Antragsteller ab, so muß 
dieser sie entrichten; anderenfalls erlischt sein Lei- 
stungsanspruch nach Ablauf der letzten beiden Mo- 
nate, für die er keine Beiträge mehr abgeführt hat 
(Absatz 2). 

Die Leistungen gehen zu Lasten des Trägers, der die 
Beiträge erhalten hat oder, falls Absatz 2 nicht an- 
wendbar ist, zu Lasten des Trägers, der gemäß 
Artikel 23 die Kosten für die Sachleistungen nach 
der Rentenfeststellung zu übernehmen hat (Ab- 
satz 3), 

Artikel 23 

Gewährung von Sachleistungen an Rentenberechtigte 

Die derzeit nach Artikel 22 der Verordnung Nr. 3 
festgelegte Voraussetzung, der zufolge der Anspruch 
auf Sachleistungen auf Grund der Rechtsvorschriften 
des Wohnlandes des Rentenberechtigten gegeben 
sein muß, wenn dieses Land eine Rente schuldet, 
oder daß ein derartiger Anspruch bestehen würde, 
wenn die nach den Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaats zustehende Rente auf Grund der 
Rechtsvorschriften des Wohnlandes geschuldet 
würde, hat zur Folge, daß eine gewisse Anzahl von 
Rentenberechtigten ihren Anspruch auf Sachleistun- 
gen verliert, da die Rechtsvorschriften verschiedener 
Länder nicht allen Rentenberechtigten einen An- 
spruch auf diese Leistungen zubilligen. 

In diesem Artikel wird deshalb vorgeschlagen, nicht 
weiter auf dieser Voraussetzung zu bestehen und 
den Rentenberechtigten sowie ihren Familienange- 
hörigen die Gewährung von Sachleistungen im 
Hoheitsgebiet eines jeden Mitgliedstaats zuzubilli- 
gen, wenn nach den Rechtsvorschriften eines ein- 
zigen Mitgliedstaats ein Anspruch auf diese Leistun- 
gen gegeben ist. 

Absatz 1 regelt den Fall eines Rentenberechtigten, 
der in einem Lande wohnt, das ihm eine Rente zahlt, 
auf Grund der er nach den Rechtsvorschriften dieses 
Landes Anspruch auf Sachleistungen hat. Die Lei- 
stungen werden ihm und seinen Familienangehöri- 
gen vom Träger des Wohnorts gewährt, als ob er 
nur einen Rentenanspruch nach den Rechtsvorschrif- 
ten nur des Wohnlandes hätte; die Leistungen gehen 
allein zu Lasten dieses Trägers. 

Absatz 2 regelt den Fall eines Rentenberechtigten, 
der in einem Lande wohnt, nach dessen Rechtsvor- 
schriften er keinen Anspruch auf Sachleistungen hat, 
weil dieses Land ihm keine Rente gewährt oder weil 
auf Grund der von ihm gewährten Rente kein An- 
spruch auf diese Leistungen begründet wird. Unge- 


achtet dessen werden ihm und seinen Familienange- 
hörigen diese Leistungen vom Träger des Wohn- 
ortes gewährt, wenn er nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaates, der ihm eine Rente 
zahlt, Anspruch auf die besagten Leistungen hat. 

Die Kostenübernahme für die in diesen Fällen ge- 
währten Sachleistungen wird in Absatz 3 auf die 
gleiche Weise geregelt, wie dies in Artikel 22 der 
Verordnung Nr. 3 geschehen ist. Die Kosten gehen 
zu Lasten des zuständigen Trägers des Landes, nach 
dessen Rechtsvorschriften der Rentenberechtigte An- 
spruch auf diese Leistungen hat; ist ein solcher An- 
spruch nach den Rechtsvorschriften mehrerer Mit- 
gliedstaaten gegeben, so werden die Kosten von 
dem zuständigen Träger des Landes getragen, in 
dem der Rentenberechtigte die längste Zeit oder 
zuletzt versichert war. 

Absatz 4 regelt die Ansprüche der Familienange- 
hörigen, die nicht im gleichen Lande wohnen wie 
der Rentenberechtigte. Die Gewährung der Sach- 
leistungen wird ihnen vom Träger ihres Aufenthalt- 
ortes gewährleistet, während die Kosten zu Lasten 
des Trägers des Wohnortes des Rentenberechtigten 
gehen. 

Absatz 5 wiederum sichert den Familienangehörigen 
die Erhaltung des Anspruchs auf Sachleistungen zu, 
wenn sie ihren Wohnort in das Land verlegen, in 
dem der Rentenberechtigte wohnt. 

Absatz 6 regelt die Fälle, in denen sich der Renten- 
berechtigte oder einer seiner Familienangehörigen 
in einem anderen als dem Lande aufhalten, in dem 
sie wohnen. Auch in diesem Falle erfolgt die Ge- 
währung der Sachleistungen im Aufenthaltslande. 
Die Kosten für diese Leistungen werden vom Trä- 
ger des Wohnortes des Rentenberechtigten getragen; 
um das Verfahren zu vereinfachen, sind die derzeit 
noch geltenden Abweichungen fallen gelassen wor- 
den. 

Absatz 7 sieht eine Ausnahme von der in den Ab- 
sätzen 1 bis 6 für die Kosten der Leistungen vorge- 
sehenen Regelung vor, die auf Grund dieser Ab- 
sätze an einen ehemaligen Grenzgänger oder an 
Hinterbliebene eines Grenzgängers und an ihre 
Familienangehörige gewährt worden sind, soweit 
es sich um eine Regelung im Rahmen der Beziehun- 
gen zwischen Belgien und Frankreich handelt; eben- 
so wie in der derzeitigen Fassung des Artikels 13 
der Verordnung Nr. 36 vorgesehen ist, werden diese 
Kosten je zur Hälfte von dem Träger des Wohn- 
ortes und dem Träger, bei dem der Grenzgänger 
zuletzt versichert war, getragen. 

Absatz 8 enthält eine Artikel 22 Absatz 7 der Ver- 
ordnung Nr. 3 entsprechende Bestimmung, die vor- 
schreibt, daß in den Fällen, in denen die Rechtsvor- 
schriften des zur Kostenübernahme verpflichteten 
Landes die Einbehaltung von Beiträgen von der 
Rente zur Deckung der Kosten für die Sachleistun- 
gen vorsehen, diese Beiträge von dem Träger dieses 
Landes einbehalten werden können. 

Absatz 9 enthält schließlich eine Artikel 25 Absatz 6 
der Verordnung Nr. 4 entsprechende Bestimmung, 
die einen Doppelanspruch auf Sachleistungen ver- 
meiden soll. Hat der Rentenberechtigte oder seine 
Familienangehörigen einen Anspruch auf Sachlei- 
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stungen nach den Rechtsvorschriften eines Mitglied- 
staats wegen der Ausübung einer Erwerbstätigkeit, 
so gilt für ihn nicht dieser Artikel, sondern die 
dieses Kapitels für die Arbeitnehmer und ihre Fami- 
lienangehörigen. 

Artikel 24 

Anwendung gewisser Sonderbestimmungen der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften 

Dieser Artikel greift auf die Bestimmungen von 
Artikel 17 Absatz (2), Artikel 19 Absatz (4) der Ver- 
ordnung Nr. 3 sowie auf Artikel 6 Absatz (3) und (4) 
und Artikel 7 Absatz (3) der Verordnung Nr. 36/63 
zurück. 

In Anbetracht der Besonderheiten der Rechtsvor- 
schriften verschiedener Mitgliedstaaten wird zu die- 
sem Artikel klargestellt, daß in den Fällen, in denen 
es in einem Lande mehrere Versicherungssysteme 
für den Fall der Krankheit und der Mutterschaft gibt, 
auf Personen, die sich in diesem Lande aufhalten 
oder dort wohnen und deren Anspruch auf Grund 
der Rechtsvorschriften eines anderen Landes be- 
steht, das System zur Anwendung kommt, das für 
die Arbeiter der Stahlindustrie gilt bzw. die Knapp- 
schaftsversicherung, wenn die betreffenden Personen 
dieser Arbeitnehmerkategorie angehören (Absatz 1); 
ferner wird geklärt, daß keinerlei Voraussetzung 
über das Entstehen der Krankheit gegen Personen, 
auf welche die Verordnung Anwendung findet, gel- 
tend gemacht werden kann (Absatz 2); schließlich 
wird bestimmt, daß in den Fällen, in denen die 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaats eine Höchst- 
dauer für den Betrag von Leistungen vorsehen, ge- 
gebenenfalls der Zeitraum angerechnet werden 
kann, für den bereits Leistungen auf Grund der 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaats ge- 
währt worden sind (Absatz 3). 

Artikel 25 

Erstattung der Sachleistungen, die von einem Träger 
eines Mitgliedstaats für Rechnung eines Trägers 
eines anderen Mitgliedstaats gewährt worden sind 

Es wird vorgeschlagen, den Grundsatz der vollen 
Erstattung an Stelle der Dreiviertelerstattung, wie 
in Verordnung Nr. 3 niedergelegt, auch auf die Sach- 
leistungen auszudehnen, die den Familienangehöri- 
gen eines Arbeitnehmers oder einem Rentenberech- 
tigten von ihrem Wohnortträger für Rechnung des 
zuständigen Trägers gewährt werden. 

Die Dreiviertelerstattung war damit begründet wor- 
den, der Wohnortträger der Familienangehörigen 
müsse an den Aufwendungen beteiligt werden, um 
eine zu großzügige und nicht einwandfrei kontrol- 
lierbare Gewährung dieser Leistungen zu vermei- 
den. Das erscheint unberechtigt, denn: 

* — Die Erstattungen beruhen in diesen Fällen auf 
Pauschbeträgen, die an Hand der Durchschnitts - 
kosten ermittelt werden, die für Sachleistungen 
an die Familienangehörigen aller Arbeitnehmer 
bzw. aller Rentner entstanden sind; die Höhe der 
Kosten für die den genannten Personenkreisen 


gewährten Leistungen hat keinen erheblichen Ein- 
fluß auf die Höhe der Gesamtdurchschnittskosten. 

— Der Träger des zuständigen Staates hat die Bei- 
träge, die zur Deckung auch der Kosten für Lei- 
stungen an diese Personen bestimmt sind, in 
vollem Umfang eingezogen. 

Eine einzige Ausnahme vom Grundsatz der vollen 
Erstattung besteht also gemäß Artikel 23 Absatz (7) 
nur in den Beziehungen zwischen Belgien und Frank- 
reich für Sachleistungen an Bezieher von Grenz- 
gängerrenten [Absatz (1)]. 

Die Erstattungen sollen entweder nach den nachge- 
wiesenen tatsächlichen Ausgaben oder auf der 
Grundlage von Pauschalsätzen erfolgen; nähere Ein- 
zelheiten für die Erstattung werden von der Ver- 
waltungskommission bestimmt [Absatz (2)]. 

In Vereinbarungen können andere Erstattungsver- 
f ähren sowie der Verzicht auf jegliche Erstattung 
vorgesehen werden [Absatz (3)]. 


Kapitel 2 — Invalidität 

Dieses Kapitel regelt die Feststellung der Leistungen 
bei Invalidität für die Arbeitnehmer, für die nach- 
einander oder abwechselnd die Rechtsvorschriften 
zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten galten. 

Für die Leistungsfeststellung werden, je nach dem, 
ob für die Versicherten ausschließlich Rechtsvor- 
schriften galten oder nicht, nach denen die Höhe 
der Leistungen bei Invalidität von der Dauer der 
zurückgelegten Versicherungszeiten abhängig ist, 
verschiedene Verfahren vorgeschlagen. 

Die erheblichen Abweichungen zwischen den Rechts- 
vorschriften dieser Art und den Rechtsvorschriften, 
nach denen die Leistungen auf Grund zurückgelegter 
Versicherungszeiten berechnet werden, haben be- 
kanntlich dazu geführt, die zwischen beiden Arten 
von Rechtsvorschriften bestehenden Abweichungen 
in der Verordnung Nr. 3 beizubehalten. Angesichts 
der Entwicklung der Rechtsvorschriften der ersten 
Art aber wird vorgeschlagen, auf Gemeinschafts- 
ebene ein Feststellungsvefahren einzuführen, das 
sich den Vorstellungen anpaßt, auf denen diese 
Rechtsvorschriften beruhen, und das auf alle Arbeit- 
nehmer anwendbar ist, die ausschließlich nach sol- 
chen Rechtsvorschriften versichert waren. 

In allen Fällen, in denen die Rechtsvorschriften zu- 
mindest eines Mitgliedstaates, die für die Versicher- 
ten galten, die Höhe der Leistungen bei Invalidität 
von zurückgelegten Versicherungszeiten abhängig 
machen, werden diese Leistungen wegen der Ähn- 
lichkeit der zugrunde liegenden Begriffe zwischen 
Invaliditätsversicherung einerseits und Alters- und 
Hinterbliebenenversicherung andererseits in den 
Ländern mit Rechtsvorschriften dieser Art weiterhin 
in gleicher Weise wie die Leistungen bei Alter und 
Tod festgestellt werden. Für die Anerkennung des 
von einem Träger festgestellten Tatbestandes der 
Invalidität wird jedoch eine Zusatzbestimmung vor- 
geschlagen. . 

Dieses Kapitel regelt ferner die Leistungsfeststellung 
bei Verschlimmerung der Invalidität und ergänzt die 
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geltenden Bestimmungen für die Umwandlung der 
Leistungen bei Berufs- oder Erwerbsunfähigkeit 
(Invalidität) in Altersruhegeld. 


Artikel 26 

Bestimmungen für die Leistungsfeststellung, wenn 
für den Arbeitnehmer ausschließlich Rechtsvorschrif- 
ten galten, nadi denen die Leistungshöhe unab- 
hängig von der Dauer der Versicherungszeiten ist 

Dieser Artikel bestimmt grundsätzlich, daß die Lei- 
stungen bei Invalidität nach Artikel 27 und 28 zu 
gewähren sind, wenn für einen Arbeitnehmer nach- 
einander die Rechtsvorschriften zweier oder meh- 
rerer Mitgliedstaaten galten und die Höhe der 
Leistungen nach allen diesen Rechtsvorschriften 
unabhängig von der Dauer der Versicherungszeiten 
ist. Es wird jedoch darauf aufmerksam gemacht, daß 
die Rentenzuschüsse und -Zulagen für Kinder durch 
Artikel 62 geregelt werden und nicht unter die Vor- 
schriften der folgenden Artikel fallen [Absatz (1)]. 

Die in den Mitgliedstaaten geltenden Rechtsvor- 
schriften dieser Art werden in einem Anhang V auf- 
geführt [Absatz (2)]. 

Zur Zeit bestehen folgende Rechtsvorschriften, auf 
Grund deren die Höhe der Leistungen unabhängig 
von der Dauer der zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten ist (Pauschalbetrag oder Vomhundertsatz des 
Arbeitseinkommens) : 

— die belgischen Rechtsvorschriften über das allge- 
meine Invaliditätssystem und das Sondersystem 
für Arbeiter und ihnen Gleichgestellte im Berg- 
bau; 

— die französischen Rechtsvorschriften über das all- 
gemeine System und die Sondersysteme mit Aus- 
nahme des Systems der Sozialen Sicherheit im 
Bergbau; 

— die Übergangsregelung in den Niederlanden (Ge- 
setz vom 19. Dezember 1962). 

Ferner wird die von den Niederlanden auf dem 
Gebiet der Arbeitsunfähigkeit erwogene neue Rege- 
lung gleichfalls dieser Art sein. 

Alle Arbeitnehmer, die entweder ausschließlich in 
Belgien, in Frankreich und den Niederlanden oder 
in zweien dieser Länder nach diesen Rechtsvorschrif- 
ten versichert waren, erhalten also im Falle der 
Invalidität Leistungen gemäß Artikel 27 und 28. 


Artikel 27 

Berücksichtigung der von den in Artikel 26 genann- 
ten Arbeitern zurückgelegten Versicherungszeiten 
zum Erwerb, der Aufrechterhaltung oder des Wie- 
derauflebens ihres Leistungsanspruchs 

In diesem Artikel sind zugunsten der in Artikel 26 
bezeichneten Arbeitnehmer die gleichen Bestimmun- 
gen vorgesehen wie in Artikel 34 Abs. (1) und (2) 
des Kapitels „Alter und Tod (Renten)''; damit wird 
diesen Arbeitnehmern die Möglichkeit gegeben, 
einen Leistungsanspruch durch Berücksichtigung von 
Versicherungszeiten zu erwerben, die nach den 


Rechtsvorschriften mehrerer Länder zurückgelegt 
wurden. 

Artikel 28 

Feststellung der Invaliditätsleistungen für die in 
Artikel 26 genannten Arbeitnehmer 

Das vorgeschlagene System ist an den Bestimmun- 
gen der Allgemeinen Abkommen über die Soziale 
Sicherheit vom 17. Januar 1948 ausgerichtet, das 
zwischen Belgien und Frankreich getroffen wurde 
und das durch Aufnahme in Anhang D der Verord- 
nung Nr. 3 weiterhin in Kraft ist. 

In allen Fällen, in denen sämtliche Rechtsvorschrif- 
ten, die für den Arbeitnehmer galten, die Höhe der 
Leistungen nicht von der Dauer der zurückgelegten 
Versicherungszeiten abhängig machen, wird eine 
Vollrente nach einer dieser gesetzlichen Regelungen 
gewährt, die ganz zu Lasten des Versicherungs- 
trägers geht, der diese Rechtsvorschriften anwendet. 
Absatz 1 und 2; In der Regel sind die Rechtsvor- 
schriften für die Gewährung der Rente anzuwenden, 
die für den Versicherten bei Eintritt der Arbeits- 
unfähigkeit mit nachfolgender Invalidität galten: 

— Der Träger, der diese Rechtsvorschriften an- 
wendet, bestimmt, ob die Voraussetzungen für 
den Leistungsanspruch erfüllt sind, wobei gege- 
benenfalls die Versicherungszeiten zu berück- 
sichtigen sind, die der Arbeitnehmer nach ande- 
ren Rechtsvorschriften zurückgelegt hat. 

— Ist dieser Rechtsanspruch gegeben, so werden 
die Leistungen ausschließlich von diesem Träger 
nach den Bestimmungen der für ihn geltenden 
Rechtsvorschriften gewährt; Der Arbeitnehmer 
erhält also die in diesen Rechtsvorschriften vor- 
gesehene Vollrente und hat keinen Anspruch auf 
Leistungen nach anderen Rechtsvorschriften, die 
früher einmal für ihn galten, selbst für den Fall, 
daß er lediglich nach diesen Rechtsvorschriften 
Ansprüche hätte geltend machen können. 

Absatz 3: Wenn der Arbeitnehmer dagegen die Vor- 
aussetzungen der Rechtsvorschriften, die für ihn im 
Zeitpunkt des Eintritts der Arbeitsunfähigkeit gal- 
ten, nicht erfüllt (weil der Invaliditätsgrad nicht 
die vorgeschriebene Mindesthöhe erreicht oder weil 
die Gesamtdauer seiner Versicherungszeiten niedri- 
ger ist als die geforderte Dauer), er jedoch Anspruch 
auf Leistungen auf Grund einer anderen gesetz- 
lichen Regelung als der für ihn früher gegoltenen 
hat, oder er bei Berücksichtigung seiner sämtlichen 
Versicherungszeiten hätte, so erhält er die nach die- 
sen Rechtsvorschriften vorgesehenen Leistungen. 

Absatz 4: Wenn die Rechtsvorschriften, auf Grund 
deren die Leistungen gewährt werden, vorsehen, 
daß ihre Höhe von der Zahl der Familienangehöri- 
gen abhängt, so werden auch die Angehörigen be- 
rücksichtigt, die in einem anderen Lande wohnen; 
dies gilt nicht, wenn gemäß Artikel 62 die Familien- 
zuschläge auf Grund anderer Rechtsvorschriften zu 
zahlen sind. 

Dieses System, demzufolge die Leistungen aus- 
schließlich nach einer einheitlichen gesetzlichen 
Regelung festgestellt werden, hat den Vorteil, daß 


41 



Drucksache V/197 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


seine Anwendung einfach ist und die Schwierig- 
keiten vermieden werden, die bei der Einschaltung 
mehrerer gesetzlicher Regelungen — die insbeson- 
dere hinsichtlich des Begriffs der Invalidität und der 
Wartezeit voneinander abweichen — für die Fest- 
stellung der Leistungen entstehen. Dieses System 
gewährleistet dem Arbeitnehmer darüber hinaus 
einen vollständigen Schutz, denn: wenn er nicht den 
Voraussetzungen genügt, die bei Eintritt des Ver- 
sicherungsfalles nach den für ihn in diesem Zeit- 
punkt geltenden Rechtsvorschriften zu erfüllen sind, 
so behält er seine bereits erworbenen Ansprüche 
bzw. die Anwartschaft auf solche Rechte auf Grund 
einer anderen rechtlichen Regelung, die früher ein- 
mal für ihn galt. Schließlich entspricht dieses System 
am ehesten den Konzeptionen der in Rede stehenden 
Rechtsvorschriften, welche die Höhe der Leistungen 
nicht an die Dauer der Versicherungszeiten binden, 
sondern in der Regel den Leistungsanspruch davon 
abhängig machen, daß der Arbeitnehmer bei Eintritt 
des Versicherungsfalles versichert war. 

Artikel 29 

Für die Leistungsfeststellung geltende Bestimmun- 
gen, wenn die für den Arbeitnehmer geltenden 
Rechtsvorschriften zumindest eines Mitgliedstaates 
die Höhe der Leistungen von der Dauer der Ver- 
sicherungszeiten abhängig machen 

Artikel 29 Absatz (1) behält die in Artikel 26 Ab- 
satz (1) der Verordnung Nr. 3 festgelegte Regelung 
bei: Galten für einen Arbeitnehmer nacheinander 
oder abwechselnd die Rechtsvorschriften zweier oder 
mehrerer Mitgliedstaaten und ist die Höhe der Lei- 
stungen nach den Rechtsvorschriften zumindest einer 
dieser Staaten von der Dauer der Versicherungs- 
zeiten abhängig, so werden die Leistungen bei Inva- 
lidität gemäß den im folgenden Kapitel festgelegten 
Bestimmungen für die Alters- und Hinterbliebenen- 
renten festgestellt; sie werden also auf Grund der 
Rechtsvorschriften der verschiedenen Staaten, die 
für den Arbeitnehmer galten, im Verhältnis der in 
jedem Mitgliedstaat zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten gewährt. 

In Anbetracht der Begriffsgleichheit auf dem Gebiet 
der Invaliditätsversicherung und auf dem Gebiet der 
Alters- und Hinterbliebenenversicherung in den Mit- 
gliedstaaten, nach deren Rechtsvorschriften die Höhe 
der Leistungen bei Invalidität von der Dauer der 
Versicherungszeiten abhängt, ist ein einheitliches 
Feststellungsverfahren für beide Leistungsarten tat- 
sächlich vorzuziehen, und zwar auch dann, wenn 
nach den im Zeitpunkt des Eintritts der Invalidität 
geltenden Rechtsvorschriften Leistungen unabhängig 
von der Dauer der Versicherungszeiten gewährt 
werden, so daß weder die Träger, die Rechtsvor- 
schriften dieser Art anwenden, ungerechtfertigt be- 
lastet werden, noch die Versicherten ihre Ansprüche 
auf Grund der Rechtsvorschriften der anderen Mit- 
gliedstaaten verlieren. 

Die zum folgenden Kapitel vorgeschlagenen Ände- 
rungen bringen gleichfalls eine Verbesserung der 
Leistungsfeststellung bei Invalidität zum Ausdruck. 

Tritt jedoch die Arbeitsunfähigkeit und anschlie- 
ßende Invalidität zu einem Zeitpunkt ein, in dem 


für den Arbeitnehmer die Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats galten, nach denen die Leistungshöhe 
nicht von der Versicherungsdauer abhängt und zur 
Anspruchsbegründung keine nach Rechtsvorschriften 
anderer Art zurückgelegte Versicherungszeiten her- 
angezogen zu werden brauchen, so wird die Leistung 
nach Artikel 27 und 28 festgestellt und gewährt 
[Absatz (2)]. 

Um die bei der Feststellung der Invalidität aufge- 
tretenen Schwierigkeiten weitestgehend zu vermei- 
den, wenn die Träger mehrerer Mitgliedstaaten an 
der Leistungsfeststellung beteiligt sind, wird ferner 
in Absatz 2 vorgeschlagen, daß die vom Träger eines 
Mitgliedstaates anerkannte Invalidität auch für die 
Träger der übrigen beteiligten Staaten gilt, deren 
Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer ebenfalls 
galten, wenn die Vorschriften über die Wesensmerk- 
male der Invalidität übereinstimmen; ein Anhang IV, 
der durch eine Verordnung des Rates auf Vorschlag 
der Kommission binnen 6 Monaten nach Veröffent- 
lichung dieser Verordnung zu erstellen ist, wird die 
Rechtsvorschriften der Länder enthalten, zwischen 
denen Übereinstimmung der Vorschriften über die 
Wesensmerkmale der Invalidität besteht. 

Artikel 30 

Leistungsfeststellung bei Verschlimmerung der 
Invalidität 

Es wird vorgeschlagen, Bestimmungen für die Lei- 
stungsfeststellung bei Verschlimmerung einer Inva- 
lidität, für die ein Arbeitnehmer Leistungen auf 
Grund der Rechtsvorschriften eines oder mehrerer 
Mitgliedstaaten erhält, vorzusehen, insbesondere 
wegen des verhältnismäßig niedrigen Satzes 
(15 V. H.), ab welchem der niederländische Entwurf 
für die Versicherung für den Fall der Arbeitsun- 
fähigkeit Leistungsgewährung vorsieht. 

Die vorgeschlagenen Bestimmungen lehnen sich an 
die in Artikel 31 und 31 a der Verordnung Nr. 3 
festgelegten Bestimmungen für den Fall der Ver- 
schlimmerung einer Berufskrankheit an, die in Arti- 
kel 50 dieses Vorschlags übernommen wurden. 

Absatz (1) behandelt den Fall der Verschlimmerung 
einer Invalidität, für die ein Arbeitnehmer Leistun- 
gen nach den Rechtsvorschriften nur eines Mitglied- 
staates erhält: 

— Galten für den Arbeitnehmer seit dem Leistungs- 
beginn keine Rechtsvorschriften eines anderen 
Mitgliedstaates, so übernimmt der Träger des 
ersten Staates die Aufwendungen unter Berück- 
sichtigung der Verschlimmerung nach den Rechts- 
vorschriften dieses Staates [Buchstabe (a)]. 

— Galten dagegen für den Arbeitnehmer die Rechts- 
vorschriften eines oder mehrerer anderer Mit- 
gliedstaaten, so werden ihm die Leistungen unter 
Berücksichtigung der Verschlimmerung gemäß 
Artikel 26 Absatz (1) gewährt, wenn die Höhe 
der Leistungen in keinem Mitgliedstaat, dessen 
Rechtsvorschriften für ihn galten, von der Dauer 
der Versicherungszeiten abhängt oder gemäß 
Artikel 29 Absatz (1) oder (2), wenn die Rechts- 
vorschriften zumindest eines dieser Staaten 
anderer Art sind [Buchstabe (b)]. 
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Daher hat die Verschlimmerung der Invalidität eines 
Arbeitnehmers, sofern für diesen nach Erwerb des 
Leistungsanspruchs auf Grund der Rechtsvorschrif- 
ten eines Staates die Rechtsvorschriften eines oder 
mehrerer anderer Staaten galten, eine neue Lei- 
stungsfeststellung zur Folge, als habe eine solche 
zuvor nicht stattgefunden. 

Diese Neufeststellung darf den Arbeitnehmer jedoch 
nicht benachteiligen: 

— Erhielt er früher höhere Leistungen, so muß der 
Träger, der sie schuldete, eine Zulage in Höhe 
des Unterschiedsbetrags gewähren [Buchstabe (c)]. 

— Hat der Arbeitnehmer keinen Anspruch auf Lei- 
stungen zu Lasten des Trägers eines anderen 
Mitgliedstaats, so ist der Träger, der diese Lei- 
stungen vor Eintritt der Verschlimmerung schul- 
dete, verpflichtet, die Kosten hierfür nach den 
für ihn geltenden Rechtsvorschriften unter Be- 
rücksichtigung der Verschlimmerung zu über- 
nehmen und Versicherungszeiten, die der Arbeit- 
nehmer nach den Rechtsvorschriften anderer Mit- 
gliedstaaten zurückgelegt hat, soweit erforder- 
lich zu berücksichtigen, damit der Arbeitnehmer 
Anspruch auf Leistungen entsprechend seinem 
neuen Invaliditätsgrad erwerben kann [Buch- 
stabe (d)]. 

Absatz (2) betrifft den Fall der Verschlimmerung 
einer Invalidität, für die der Arbeitnehmer Leistun- 
gen nach den Rechtsvorschriften zweier oder mehre- 
rer Mitgliedstaaten erhält: Die Leistungen bei Inva- 
lidität werden ihm unter Berücksichtigung der Ver- 
schlimmerung gemäß Artikel 29 Absatz (1) gewährt. 
Die dem neuen Invaliditätsgrad entsprechenden Lei- 
stungen werden von denselben Trägern und in dem- 
selben Umfang gewährt, wenn für den Arbeitnehmer 
keine Rechtsvorschriften anderer Mitgliedstaaten 
galten. War er jedoch nach den Rechtsvorschriften 
zweier oder mehrerer Staaten leistungsberechtigt 
und galten für ihn danach die Rechtsvorschriften 
anderer Mitgliedstaaten, so wird die Feststellung 
der dem neuen Invaliditätsgrad entsprechenden Lei- 
stungen von den Trägern aller Staaten vorgenom- 
men, deren Rechtsvorschriften für den Arbeitnehmer 
galten, und zwar im Verhältnis zu den nach den 
Rechtsvorschriften jedes dieser Länder zurückgeleg- 
ten Zeiten. 

Artikel 31 

Wiederaufleben des Anspruchs nach Ruhen und 
Entzug der Leistungsgewährung bei Invalidität 

Die Bestimmungen der Absätze (1) und (2) entspre- 
chen denjenigen des Artikels 26 Absatz (3) der Ver- 
ordnung Nr. 3 vorbehaltlich rein formeller Ände- 
rungen: 

— Haben Leistungen geruht und sind erneut zu ge- 
währen, da die Ursache des Rühens nicht mehr 
besteht, sind der oder die im Zeitpunkt des Ent- 
zugs zur Zahlung verpflichtet gewesenen Träger 
erneut zur Zahlungsaufnahme verpflichtet, es sei 
denn, die Leistungen bei Invalidität müssen nach 
den Rechtsvorschriften dieser Träger in Alters- 
ruhegeld umgewandelt werden, weil der Ver- 


sicherte die Altersgrenze erreicht hat; in diesem 
Fall werden ihm die Leistungen nach Maßgabe 
des folgenden Kapitels gewährt [Absatz (1)]. 

— Rechtfertigt der Zustand des Arbeitnehmers, dem 
die Leistungen entzogen worden waren, erneut 
die Gewährung von Leistungen bei Arbeits- oder 
Erwerbsunfähigkeit, so werden diese je nach 
Sachlage gemäß Artikel 26 Absatz (1) oder ge- 
mäß Artikel 29 Absatz (1) oder (2) festgestellt; 
und zwar bestimmt sich die Sachlage danach, ob 
für den Leistungsempfänger ausschließlich Rechts- 
vorschriften galten, nach denen die Höhe der 
Leistungen unabhängig von der Dauer der Ver- 
sicherungszeiten ist [Absatz (2)], oder ob keine 
derartigen Rechtsvorschriften für ihn galten. 

Artikel 32 

Umwandlungen der Leistungen bei Invalidität in 
Leistungen bei Alter 

In Absatz (1) dieses Artikels wird der in Artikel 26 
Absatz (5) der Verordnung Nr. 3 enthaltene Grund- 
satz beibehalten: ^Jede Leistung bei Invalidität, die 
nach Maßgabe der Rechtsvorschriften eines Landes 
gewährt wird, nach denen bei Erreichen der Alters- 
grenze durch den Leistungsberechtigten die Um- 
wandlung der Invaliditätsrente in eine Altersrente 
vorgesehen ist, wird nach diesen Rechtsvorschriften 
und gemäß Kapitel 3 in eine Altersrente umge- 
wandelt. 

Absatz (2) enthält außerdem eine neue Bestimmung, 
mit der gewisse Nachteile beseitigt werden sollen, 
die sich bei der Anwendung der Verordnung Nr. 3 
dadurch ergaben, daß die Altersgrenze nicht in allen 
Systemen die gleiche ist: Erfüllt der Empfänger von 
Leistungen bei Invalidität, für den die Rechtsvor- 
schriften mehrerer Mitgliedstaaten galten, gleichzei- 
tig die Voraussetzungen der Rechtsvorschriften zwar 
nicht aller, wohl aber eines oder mehrerer dieser 
Mitgliedstaaten für den Anspruch auf Leistungen bei 
Alter und macht er seine Ansprüche aus diesen 
Rechtsvorschriften gemäß Artikel 38 geltend, so 
werden die ihm nach den Rechtsvorschriften jedes 
anderen Mitgliedstaats gezahlten Leistungen bis zu 
dem Zeitpunkt weiterhin gewährt, an dem sie nach 
diesen Rechtsvorschriften in eine Altersrente umge- 
wandelt werden müssen. 

Hieraus ergibt sich zum Beispiel, daß ein Arbeitneh- 
mer, der auf Grund des allgemeinen belgischen 
Systems eine Invaliditätsrente bezieht und unter die- 
sem System sowie unter dem allgemeinen französi- 
schen System versichert gewesen ist, diese Rente 
bis zum 65. Lebensjahr weiterhin erhält, und zwar 
ungeachtet der Tatsache, daß ihm von seinem 
60. Lebensjahr an eine Altersrente nach dem fran- 
zösischen System gewährt wird. Erst nach Erreichen 
der nach dem belgischen System üblichen Alters- 
grenze von 65 Jahren wird die Invaliditätsrente ge- 
mäß den Bestimmungen dieses Systems in eine 
Altersrente umgewandelt, die in Übereinstimmung 
mit den Bestimmungen des Kapitels 3 berechnet 
wird. 

Um jedoch die völlige Zusammenrechnung einer 
Invaliditätsrente, deren Höhe nicht proportional der 
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Versicherungsdauer ist, mit einem Teil der Alters- 
rente auszuschließen, ist in Absatz (3) vorgesehen, 
daß der Schuldnerträger einer solchen Invaliditäts- 
rente sie im Verhältnis der unter den für ihn gelten- 
den Rechtsvorschriften zurückgelegten Versiche- 
rungszeiten so kürzen kann, als ob es sich um eine 
scheinbare Altersrente handele. 


Kapitel 3 — Alter und Tod (Renten) 

Die Bestimmungen dieses Kapitels legen fest, wie 
die Altersrente und die Leistungen an die Hinter- 
bliebenen in den Fällen festzustellen sind, in denen 
für den Arbeitnehmer nacheinander oder abwech- 
selnd die Rechtsvorschriften zweier oder mehrerer 
Mitgliedstaaten galten. Wie bereits oben erwähnt, 
gelten diese Vorschriften ebenfalls für die Feststel- 
lung der Leistungen bei Invalidität in allen Fällen, 
in denen nach den Rechtsvorschriften zumindest 
eines Mitgliedstaates, die für den Arbeitnehmer 
galten, die Höhe dieser Leistungen von der Dauer 
der Versicherungszeiten abhängig ist. 

Beibehalten wird der derzeitige Grundsatz der Fest- 
stellung der Leistungen nach Maßgabe der Rechts- 
vorschriften aller Länder, die für den Arbeitnehmer 
galten, sowie die Art und Weise der Prorata tempo- 
ris-Berechnung der Leistungen. 

Neben den formellen Änderungen zur Verdeut- 
lichung der Bestimmungen über die Feststellung der 
Leistungen, bei der die Besonderheiten der einzel- 
nen Systeme berücksichtigt werden, wurde jedoch 
vorgeschlagen, verschiedene Berichtigungen vorzu- 
nehmen, um in der Praxis aufgetretene Nachteile 
und Schwierigkeiten auszuschalten. 

Insbesondere wird vorgeschlagen, die Zulagenrege- 
lung zu verbessern und gegebenenfalls Leistungen 
in einer Höhe zu garantieren, die zumindest der in 
den Rechtsvorschriften des Wohnlandes festgelegten 
Mindestleistung gleidikommt. 

Artikel 33 

Bestimmungen über die Feststellung der Leistungen 
in den Fällen, in denen für den Arbeitnehmer die 
Rechtsvorschriften zweier oder mehrerer Mitglied- 
staaten galten 

Dieser Artikel greift in seinem ersten Absatz den 
in Artikel 28 Absatz (4) der Verordnung Nr. 3 ent- 
haltenen Grundsatz in klarerer Fassung wieder auf. 
Zweck dieses Artikels ist die Beseitigung aller Un- 
klarheiten in den Bestimmungen zur Leistungsfest- 
stellung in den Fällen, in denen für den Arbeit- 
nehmer nacheinander oder abwediselnd die Rechts- 
vorschriften zweier oder mehrerer Mitgliedstaaten 
galten: 

Die Leistungen, die der Arbeitnehmer oder seine 
Hinterbliebenen beanspruchen können, sind nach 
Maßgabe dieses Kapitels zu gewähren, und zwar 
selbst in den Fällen, in denen sie Leistungsansprüche 
lediglich nach den Rechtsvorschriften eines oder 
mehrerer Mitgliedstaaten geltend machen könnten. 
Bei Leistungen im Falle des Alters und des Todes 


(Renten) und Leistungen bei Invalidität gilt dieser 
Grundsatz in allen Fällen, in denen nach den Rechts- 
vorschriften zumindest eines Mitgliedstaates, die für 
den Arbeitnehmer galten, die Höhe dieser Leistun- 
gen von der Dauer der Versicherungszeiten ab- 
hängig ist. 

In Absatz (2) wird zur Vermeidung von Zweifeln 
ausdrücklich gesagt, daß die Rentenzulagen für Kin- 
der und die Waisenrenten nach Artikel 62 und 63 
geregelt werden, und daß sie nicht als Renten oder 
Rentenbestandteile im Sinne dieses Kapitels anzu- 
sehen sind. 

Artikel 34 

Berücksichtigung der vom Arbeitnehmer nach den 
Rechtsvorschriften, die für ihn galten, zurückgeleg- 
ten Versicherungszeiten für den Erwerb, die Auf- 
rechterhaltung und das Wiederaufleben des Lei- 
stungsanspruchs 

In diesem Artikel werden alle Versicherungszeiten, 
die der Arbeitnehmer nach den Rechtsvorschriften, 
die für ihn galten, zurückgelegt hat, gleichgestellt, 
wenn die nach den Rechtsvorschriften jedes einzel- 
nen Staates zurückgelegten Versicherungszeiten 
allein nicht für den Erwerb des Leistungsanspruchs 
ausreichen. 

Absatz (1) übernimmt, von einigen reinen Form- 
änderungen abgesehen, die Be$timmungen des Ar- 
tikels 27 Absatz (1) der Verordnung Nr. 3; er be- 
stimmt, daß die nadi den Rechtsvorschriften mehre- 
rer Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten, soweit erforderlich, ebenfalls zu berücksichti- 
gen sind, wenn gegen den Nachweis einer längeren 
Versicherungslaufbahn höhere Leistungen gewährt 
werden können. 

In Absatz (2) werden die geltenden Bestimmungen 
des Artikels 27 Absatz (2), des Artikels 13 Absatz (3) 
und des Artikels 28 Absatz (1) der Verordnung Nr. 4 
über die Versicherungszeiten zusammengefaßt, die 
für den Erwerb des Anspruchs auf Leistungen be- 
rücksichtigt werden können, deren Gewährung da- 
von abhängt, daß der Arbeitnehmer in einem Beruf, 
für den ein Sondersystem galt, oder in einer be- 
stimmten Beschäftigung versichert war. 

Absatz (3) behandelt die sogenannten Risikover- 
sicherungen, welche die Gewährung von Leistungen 
lediglich davon abhängig machen, daß der Arbeit- 
nehmer bei Eintritt des Versicherungsfalles ver- 
sichert war. In solchen Systemen, in denen der Lei- 
stungsanspruch nicht an die Bedingung geknüpft ist, 
daß eine bestimmte Versicherungszeit zurückgelegt 
sein muß, ist ein Leistungsanspruch von dem Zeit- 
punkt an nicht mehr gegeben, in dem man nicht 
mehr versichert ist. Ein Arbeitnehmer, dessen Mit- 
gliedschaft in einem solchen Versicherungssystem 
erloschen ist, wird gleichwohl noch als Mitglied an- 
gesehen, wenn er im Zeitpunkt des Versicherungs- 
falles den Rechtsvorschriften eines anderen Mitglied- 
staates unterstand oder — • in Ermangelung der Zu- 
gehörigkeit — wenn er Ansprüche auf Grund der 
Rechtsvorschriften eines der Mitgliedstaaten geltend 
machen kann bzw. diese Ansprüche für Versiche- 
rungszeiten unter einem Jahr hätte geltend machen 
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können, die nach Artikel 37 nicht berücksichtigt 
werden. Die sogenannten Risikoversicherungen 
nehmen dann zum Ausgleich für fehlende Versiche- 
rungszeiten an der in Artikel 35 vorgesehenen Pro- 
ratisierung teil, die in Anhang VI im einzelnen ge- 
regelt wird. 

Absatz (4) bestimmt hinsichtlich des Erwerbs der 
Aufrechterhaltung oder des Wiederauflebens des 
Leistungsanspruchs nach den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaates die Berücksichtigung von Zei- 
ten, in denen eine Rente nach den Rechtsvorschriften 
eines anderen Mitgliedstaates gewährt worden ist, 
soweit solche Zeiten auf Grund der Rechtsvorschrif- 
ten des ersten Mitgliedstaates den Versicherungs- 
zeiten gleichgestellt sind. 

Artikel 35 

Feststellung der Leistungen nach den Rechtsvor- 
schriften, die für den Arbeitnehmer galten 

Dieser Artikel enthält die wichtigsten Bestimmun- 
gen über die Feststellung der Leistungen. 

Absatz (1), der Artikel 28 Absatz (1) Buchstabe (a) 
der Verordnung Nr. 3 eiitspricht, betrifft die Vor- 
aussetzungen für den Erwerb des Leistungsan- 
spruchs. 

Der Träger jedes Mitgliedstaates, dessen Rechtsvor- 
schriften für den Versicherten galten, bestimmt, ob 
dieser (Arbeitnehmer oder seine Hinterbliebenen) 
den Voraussetzungen für den Leistungsanspruch 
nach diesen Rechtsvorschriften, gegebenenfalls unter 
Berücksichtigung nach den Rechtsvorschriften an- 
derer Staaten, zurückgelegter Versicherungszeiten 
entspricht. 

Die Absätze (2) bis (5) betreffen die Ermittlung der 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften jedes Staa- 
tes, die für den Arbeitnehmer galten. 

Diese Bestimmungen gelten sowohl in den Fällen, 
in denen ein Leistungsanspruch nur unter Berück- 
sichtigung der nach anderen Rechtsvorschriften zu- 
rückgelegten Versicherungszeiten erworben werden 
konnte, als auch in den Fällen, in denen solche 
Zeiten nicht berücksichtigt zu werden brauchen. 

Im allgemeinen werden die nach den Rechtsvor- 
schriften jedes Staates geschuldeten Leistungen nach 
dem Zeitenverhältnis berechnet, d. h. nach dem 
Verhältnis, das zwischen den nach diesen Rechtsvor- 
schriften zurückgelegten Versicherugszeiten und den 
nach den für den Arbeitnehmer anzuwenden ge- 
wesenen Rechtsvorschriften aller Mitgliedstaaten 
zurückgelegten Versicherungszeiten besteht; jedoch 
können in den Fällen, in denen nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaates die Höhe der 
Leistungen oder bestimmter Leistungsteile streng 
verhältnisgleich den zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten ist, diese Leistungen allein auf der Grund- 
lage der nach diesen Rechtsvorschriften zurückge- 
legten Versicherungszeiten direkt berechnet werden. 

1. Berechnung der Leistungen nach dem Zeitenver- 
hältnis: Absätze (2) bis (4) 

Diese Berechnungsmethode ist aus Artikel 28 Ab- 
satz (1) Buchstabe (b) der Verordnung Nr. 3 über- 
nommen worden. 


Jeder Träger, der Rechtsvorschriften anwendet, 
deren Voraussetzungen erfüllt sind, bestimmt die 
von ihm geschuldeten Leistungen wie folgt: 

— - Er berechnet zunächst den scheinbaren Betrag 
der Leistung, auf die der Versicherte Anspruch 
hätte, wenn dieser seine gesamte Versidierungs- 
laufbahn nach den Rechtsvorschriften dieses Trä- 
gers zurückgelegt hätte; falls nach diesen Rechts- 
vorschriften die Höhe der Leistungen unabhän- 
gig von der Dauer der Versicherungszeiten ist 
(Pauschbetrag oder Vomhundertsatz des Arbeits- 
einkommens), so gilt dieser Betrag als schein- 
barer Betrag [Absatz (2)]; 

— auf Grund dieses scheinbaren Betrages legt der 
Träger dann den tatsächlich geschuldeten Betrag 
fest, indem er den scheinbaren Betrag im Ver- 
hältnis der Dauer der vor Eintritt des Versiche- 
rungsfalles nach den von ihm anzuwendenden 
Rechtsvorschriften zurückgelegten Versiche- 
rungszeiten zur Gesamtdauer der vor Eintritt des 
Versicherungsfalles nach den Rechtsvorschriften 
aller Staaten, die für den Arbeitnehmer galten, 
zurückgelegten Versicherungszeiten kürzt (Ab- 
satz [3]). Ist der betreffende Träger ein Träger 
des holländischen Systems der Allgemeinen Wit- 
wen- und Waisenversicherung, so sind die in 
Anlage VI genannten Zeiten zu berücksichtigen. 

Wenn jedoch die Gesamtdauer der vor Eintritt des 
Versicherungsfalles zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten die nach den Rechtsvorschriften eines Mit- 
gliedstaates für den Anspruch auf die vollständige 
Leistung erforderliche Höchstversicherungsdauer 
überschreitet, berücksichtigt der Träger, der diese 
Rechtsvorschriften anwendet, bei der Festlegung des 
tatsächlich geschuldeten Betrags nur die dieser 
Höchstversicherungszeit entsprechenden Zeiten. Da- 
bei wird davon ausgegangen, daß dieser Betrag 
nicht höher sein darf als die vollständige Leistung, 
die in den genannten Rechtsvorschriften vorgesehen 
ist (Absatz [4]). Mit dieser neuen Bestimmung soll 
verhindert werden, daß eine nach den Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaates geschuldete Leistung 
deswegen gekürzt wird, weil für die Festlegung 
ihrer Höhe Versicherungszeiten berücksichtigt wer- 
den, die nach anderen Rechtsvorschriften über die 
Höchstversicherungszeit hinaus zurückgelegt worden 
sind. 

2. Direkte Berechnung der Leistungen: Absatz (5) 

Die direkte Berechnung der nach den Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaates geschuldeten Leistun- 
gen auf der Grundlage der nur nach diesen Rechts- 
vorschriften zurückgelegten Versicherungszeiten ist 
z. Z. gemäß Artikel 29 Absatz (2) der Verordnung 
Nr, 4 nur zulässig, wenn diese Methode zum glei- 
chen Ergebnis führt wie die Prorata-Berechnung und 
wenn es sich um von der Verwaltungskommission 
bestimmte Rechtsvorschriften und Leistungsarten 
handelt. 

Die Praxis hat allerdings gezeigt, daß die beiden 
Rechnungsmethoden mitunter zu einem nicht glei- 
chen Ergebnis führen, obwohl die Leistungen nach 
den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates den 
Versicherungszeiten streng verhältnisgleich sind, 
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(z. B. deutsche Altersrenten, bei denen der Unter- 
schied von 2 bis 3 DM darauf zurückzuführen ist, 
daß die Versicherungszeiten abgerundet werden); 
andererseits werden nach bestimmten Rechtsvor- 
schriften die Leistungen nur bei bestimmten Ver- 
hältnissen und nicht generell im Verhältnis zu den 
Versicherungszeiten gewährt (z. B. deutsche Leistun- 
gen bei Invalidität, die nur bei den Arbeitnehmern 
von mindestens 55 Jahren genau im Verhältnis zu 
den Versicherungszeiten gewährt werden) oder nur 
bestimmte Leistungsteile entsprechen genau dem 
Verhältnis (z, B. Erhöhungen in den luxemburgi- 
schen Rentensystemen). 

Um die Feststellung der Leistungen zu beschleuni- 
gen, gibt Absatz 5 den Trägern die Befugnis, die 
geschuldete Leistung direkt zu berechnen, d. h. aus- 
schließlich auf Grund der Zeiten, die unter den für 
diese Träger geltenden Rechtsvorschriften zurück- 
gelegt worden sind. 

Diese Befugnis ist allerdings in zweierlei Hinsicht 
begrenzt: 

a) Die Ermittlung der Zulage nach Artikel 39 kann 
die Berechnung von scheinbaren Beträgen erfor- 
derlich machen und damit die automatische An- 
wendung des direkten Berechnungsverfahrens 
ohne Zuhilfenahme einer anderen Methode hin- 
dern; 

b) die Verwaltungskommission bleibt ermächtigt, 
die Fälle zu bestimmen, in denen die Direkt- 
methode anwendbar ist. 

Artikel 36 

Zusätzlidie Bestimmungen für die Berechnung der 
Leistungen 

Dieser Artikel entspricht Artikel 28 Absatz (1) Buch- 
staben (c) und (d) der Verordnung Nr. 3 gemäß dem 
Vorschlag zu ihrer Ergänzung durch den. Entwurf 
zur Verordnung für die Seeleute. Es erschien ange- 
zeigt, diese Bestimmungen, die die Einzelheiten der 
Leistungsberechnung in den verschiedenen z. Z. in 
Kraft befindlichen Systemen betreffen, in einem be- 
sonderen Artikel zusammenzufassen, um Artikel 35 
zu entlasten und dieses Kapitel im Einklang mit den 
anderen Kapiteln dieses Titels zu gestalten. 

Absatz 1 bestimmt, welche Faktoren auf Grund der 
nach den Rechtsvorschriften anderer Länder zurück- 
gelegten Versicherungszeiten für die Berechnung 
des in Artikel 35 Absatz (2) genannten scheinbaren 
Betrages zugrunde zu legen sind, wenn nach den in 
Betracht kommenden Rechtsvorschriften die Berech- 
nung der Leistungen auf einem durchschnittlichen 
Entgelt oder Beitrag oder auf dem Verhältnis be- 
ruht, das zwischen dem Arbeitsentgelt des Arbeit- 
nehmers und dem Durchschnittsentgelt aller Ver- 
sicherten bestanden hat [Buchstabe (a)], entweder 
auf dem Betrag des Arbeitsverdienstes oder der ent- 
richteten Beträge [Buchstabe (b)] oder auf einem 
Pauschalentgelt oder -betrag [Buchstabe (c)] oder 
auf der Höhe des Arbeitsverdienstes während be- 
stimmter Zeiten und einem Pauschalentgelt während 
anderer Zeiten [Buchstabe (d)] (die letztere Bestim- 
mung ist neu und bezweckt die Anwendung der 


belgischen Rechtsvorschriften, wenn die Versicher- 
ten vor und nach 1955 versichert gewesen sind). 

Absatz 2 bestimmt, daß die auf Grund der Ver- 
sicherungszeiten, die nach den Rechtsvorschriften 
anderer Staaten zurückgelegt worden sind, für die 
Berechnung des scheinbaren Betrags zugrunde ge- 
legten Faktoren entsprechend den Bestimmungen 
der Rechtsvorschriften, nach denen dieser scheinbare 
Betrag berechnet ist, in den Fällen, in denen diese 
Faktoren sich auf Zeiten beziehen, für die diese 
Anpassungsbestimmungen gelten, anzupassen sind. 

Absatz 3 schließlich enthält eine dem Artikel 28 
Absatz (4) des Kapitels 2 entsprechende Bestim- 
mung (vgl. Artikel 28). 

A r t i k e 1 37 

Versicherungszeiten unter einem Jahr 

Dieser Artikel enthält besondere Bestimmungen 
über die Feststellung der Leistungen, wenn die Ge- 
samtdauer der nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaats zurückgelegten Versicherungszeiten 
zwölf Monate nicht erreicht und diese Zeiten allein 
keinen Leistungsansprudi nach diesen Rechtsvor- 
schriften begründen. 

Gleichartige Bestimmungen enthält schon Artikel 29 
Absatz (2) der Verordnung Nr. 4: Es wird jedoch 
vorgeschlagen, die darin genannte Mindestdauer von 
sechs Monaten auf zwölf Monate zu verlängern und 
gleichzeitig eine zusätzliche Schutzklausel zur bes- 
seren Wahrung der Interessen der Berechtigten ein- 
zufügen. 

Mit diesen Bestimmungen soll vermieden werden, 
daß der kostspielige Verwaltungsapparat für gering- 
fügige Leistungen in Bewegung gesetzt wird, wobei 
jedoch dafür gesorgt ist, daß dadurch die Ansprüche 
der Versicherten aus den von ihnen zurückgelegten 
Versicherungszeiten nicht gemindert werden. 

Nach Absatz (1) ist der Träger eines Staates, wenn 
die Gesamtdauer der nach den Rechtsvorschriften 
dieses Mitgliedstaats zurückgelegten Versicherungs- 
zeiten zwölf Monate nicht erreicht und diese Zeiten 
allein keinen Leistungsanspruch begründen, nach 
diesen Rechtsvorschriften nicht zur Leistungsgewäh- 
rung verpflichtet. 

Um aber jeden Nachteil für den Versicherten aus- 
zuschließen, sind zwei Schutzbestimmungen vorge- 
sehen: 

Nach Absatz (2) werden die Leistungen auf Grund 
dieser Zeiten von den Trägern der anderen Staaten 
gewährt, nach deren Rechtsvorschriften der Arbeit- 
nehmer Versicherungszeiten von mindestens zwölf 
Monaten zurückgelegt hat: Jeder dieser Träger soll 
diese Zeiten bei Anwendung des Artikels 35, aus- 
genommen Absatz (5), berücksichtigen, d. h. jeder 
dieser Träger berücksichtigt diese Zeiten bei der 
Ermittlung der Versichertenansprüche nach den von 
ihm anzuwendenden Rechtsvorschriften sowie bei 
der Berechnung des scheinbaren Leistungsbetrags, 
den er beanspruchen könnte, wenn er seine gesamte 
Versicherungslaufbahn nach den Rechtsvorschriften 
dieses Staates zurückgelegt hätte. Bei der prorata 
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temporis-Kürzung dieses Betrags bleiben diese Zei- 
ten jedoch unberücksichtigt. 

Nach Absatz (3) sollen in den Fällen, in denen der 
Arbeitnehmer Zeiten von weniger als zwölf Mona- 
ten nach den Rechtsvorschriften der Staaten, die für 
ihn gegolten haben, zurückgelegt hat, und nach de- 
nen er auf der Grundlage lediglich dieser Zeiten 
keinen Anspruch erworben hat, die Leistungen aus- 
schließlich durch den Träger, bei dem der Arbeit- 
nehmer zuletzt versichert war, nach den von ihm an- 
zuwendenden Rechtsvorschriften unter Berücksichti- 
gung aller seiner Versicherungszeiten gemäß Arti- 
kel 34 gewährt werden. Wenn die Bedingungen für 
den Erwerb des Anspruchs nach den Rechtsvorschrif- 
ten des letzten Staates, selbst unter Berücksichti- 
gung von Artikel 34, nicht erfüllt sind, so werden 
die Leistungen auf Grund der letzten Rechtsvor- 
schriften gewährt, denen der Arbeitnehmer unter- 
stand und deren Bedingungen erfüllt sind. 

Artikel 38 

Berechnung der Leistungen, wenn der Versicherte 
die Voraussetzungen der Rechtsvorschriften sämt- 
licher Länder, nach denen er Versicherungszeiten 
zurückgelegt hat, nicht gleichzeitig erfüllt 

Dieser Artikel betrifft die Fälle, in denen die Fest- 
stellung der Leistungen nach den Rechtsvorschriften 
der verschiedenen Staaten, die für den Arbeitneh- 
mer gegolten haben, nicht gleichzeitig erfolgen kann, 
weil die Voraussetzungen nach den Rechtsvorschrif- 
ten aller dieser Staaten nicht gleichzeitig erfüllt sind. 

Diese Bestimmungen entsprechen Artikel 28 Ab- 
satz (1) Buchstaben (e), (f) und (g) der Verordnung 
Nr. 3 vorbehaltlich rein formeller Änderungen. 

Absatz (1) bestimmt das Verfahren für die Berech- 
nung der Leistungen, die auf Grund der Rechtsvor- 
schriften geschuldet werden, deren Voraussetzungen 
erfüllt sind: Diese Berechnung ist je nach Sachlage 
[Buchstabe (a)] gemäß Artikel 35 Absatz (2) bis (4) 
(Prorata-temporis-Berechnung) oder Absatz (6) Di- 
rektberechnung) vorzunehmen f sind aber die An- 
sprüche begründet, ohne Zeiten heranziehen zu müs- 
sen, die nach Rechtsvorschriften zurückgelegt wur- 
den, deren Vorausestzungen nicht erfüllt sind, so 
bleiben diese Zeiten bei der Berechnung der Leistun- 
gen unberücksichtigt [Buchstabe (b)]. 

Absatz (2) sieht eine Neuberechnung der gewährten 
Leistungen von Amts wegen in dem Maße vor, wie 
die Voraussetzungen der Rechtsvorschriften eines 
oder mehrerer anderer Länder, die für den Arbeit- 
nehmer gegolten haben, erfüllt sind. 

Absatz (3) bestimmt eine Neuberechnung von Amts 
wegen für die Fälle, in denen diese Voraussetzun- 
gen nicht mehr gegeben sind. 


A r t i k e 1 39 

Gewährung einer Zulage, wenn der Betrag der Lei- 
.stung, die der Versicherte nach den Rechtsvorschrif- 
ten eines Mitgliedstaates beanspruchen könnte. 


niedriger ist als der Betrag, der nach den Bestim- 
mungen dieses Kapitels errechnet wird 

Es wird vorgeschlagen, das Zulagensystem nach Ar- 
tikel 28 Absatz (3) der Verordnung Nr. 3 zu verbes- 
sern, damit der Leistungsbetrag, den der Versicherte 
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
nach Artikel 31 bis 38, erhalten könnte, nicht niedri- 
ger wird als der Betrag, den er ohne Anwendung 
dieser Bestimmungen nach diesen Rechtsvorschriften 
beanspruchen könnte. In diesem Fall wird dem Ver- 
sicherten eine Zulage nach Absatz 1 gewährt. 

Absatz 2: Für den Fall jedoch, daß der Gesamt- 
betrag der bei Anwendung der Bestimmungen die- 
ses Kapitels einschließlich der Zulagen der geschul- 
deten Leistungen höher sein sollte als der höchste 
nach Artikel 35 Absatz 2 ermittelte scheinbare Be- 
trag wird jede dieser Zulagen verhältnisgleich ge- 
kürzt. 

Ferner wird im Absatz 3 zur Vereinfachung vorge- 
schlagen, daß die Zulage als Bestandteil der von 
dem Schuldner-Träger oder den Schuldner-Trägern 
gewährten Leistungen angesehen und daher nach 
den von diesem Träger bzw. diesen Trägern ange- 
wendeten Verfahren neu festgestellt wird. Die Höhe 
soll aber nur dann neu berechnet werden, wenn die 
bereits gewährten Leistungen gemäß Artikel 38 Ab- 
satz 2 neu ermittelt werden müssen, weil der Ver- 
sicherte, die nach den Rechtsvorschriften eines ande- 
ren Staates, unter der er Versicherungszeiten zu- 
rückgelegt hat, für den Erwerb eines Anspruches ge- 
forderten Bedingungen erfüllt hat. 


Artikel 40 

Gewährung einer Zulage, wenn der Gesamtbetrag 
der nach den Rechtsvorschriften der verschiedenen 
Mitgliedstaaten zu gewährenden Leistungen die 
Mindestrente nach den Rechtsvorschriften des Mit- 
gliedstaates, in dessen Hoheitsgebiet der Rentner 
wohnt, nicht erreicht 

War die Versicherungslaufbahn des Arbeitnehmers 
sehr kurz, und konnte der Anspruch auf Leistungen 
bei Invalidität, Alter oder Tod nach den Rechtsvor- 
schriften der Mitgliedstaaten, die für ihn galten, nur 
unter Berücksichtigung aller seiner Versicherungs- 
zeiten erworben werden, so kommt es häufig vor, 
daß der Gesamtbetrag der von diesen Staaten ge- 
schuldeten Leistungen nicht die Mindestrente nach 
den Rechtsvorschriften eines oder mehrerer Mitglied- 
staaten erreicht, obgleich der in Artikel 35 erwähnte 
Scheinbetrag bereits auf diese Mindestrente gebracht 
worden ist. 

Es wird daher vorgeschlagen, eine Zulage zu gewäh- 
ren, um die dem Versicherten zu gewährenden Lei- 
stungen bis zur Mindestrente zu erhöhen, die nach 
den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in dem 
der Versicherte wohnt, vorgeschrieben ist, wenn die 
Voraussetzungen für die Gewährung dieser Mindest- 
rente durch die Anrechnung sämtlicher Versiche- 
rungszeiten erfüllt sind (Absatz 1). 

Diese Bestimmung gilt für die drei Mitgliedstaaten, 
nach deren Rechtsvorschriften gegenwärtig Mindest- 
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reuten zu gewähren sind: Frankreich, Italien und 
Luxemburg. 

Die Zulage soll so hoch sein wie der Unterschieds- 
betrag zwischen dem Gesamtbetrag der Leistungen 
bei Invalidität, Alter oder Tod, die nach Kapitel 2 
oder 3 auf Grund der Rechtsvorschriften der Mit- 
gliedstaaten zu gewähren sind, in denen der Arbeit- 
nehmer versichert war, und der jeweiligen Mindest- 
rente nach den Rechtsvorschriften des betreffenden 
Mitgliedstaates, in dem der Rentner wohnt, unter 
Berücksichtigung der nach den Rechtsvorschriften 
anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten Zeiten, 
wenn diese Mindestrente je nach der Versicherungs- 
laufbahn des Arbeitnehmers verschieden hoch ist. 

Diese Zulage soll von dem Träger gewährt werden, 
der diese Rechtsvorschriften anwendet und aus- 
schließlich zu seinen Lasten gehen, solange der Ver- 
sicherte seinen Wohnsitz im Hoheitsgebiet dieses 
Mitgliedstaates behält. Verlegt der Rentner seinen 
Wohnsitz in das Hoheitsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates, der einen Teil dieser Leistungen schul- 
det und dessen Rechtsvorschriften gleichfalls eine 
Mindestrente vorschreiben, so soll der Rentner von 
dem Träger, von dem diese Rechtsvorschriften anzu- 
wenden sind, gegebenenfalls eine neue Zulage er- 
halten. 

Absatz 2 dieses Artikels bestimmt, daß für jeden be- 
teiligten Mitgliedstaat Mindestbeträge der Leistun- 
gen bei Invalidität und Alter sowie der Leistungen 
für die Hinterbliebenen in einem Anhang vermerkt 
werden. 


Kapitel 4 — Arbeitsunfälle und Berufskrank- 
heiten 

Die Bestimmungen dieses Kapitels unterscheiden sich 
nicht von den in der Verordnung Nr. 3 enthaltenen 
Regelungen und den in der Verordnung Nr. 36 auf- 
gestellten Grundsätzen. Sie sind jedoch umfangrei- 
cher, weil die Hinweise auf die Vorschriften des 
Kapitels 1 (Krankheit und Mutterschaft) vermieden 
worden sind, um diese Kapitel klarer abzufassen. 
Ferner wird vorgeschlagen, den Anwendungsbereich 
auf die Bestimmungen über die Entschädigung von 
Wegeunfällen, die im Hoheitsgebiet eines anderen 
Staates eingetreten sind, und über die Übernahme 
der Kosten für den Transport, zu erweitern. 

Artikel 41 

Leistungsgewährung an Arbeitnehmer, die im Ho- 
heitsgebiet eines anderen als des zuständigen Mit- 
gliedstaates wohnen 

Dieser Artikel entspricht den Bestimmungen, die in 
Artikel 29 Absätze 1, 2 und 7 der Verordnung Nr. 3 
für Arbeitnehmer, die keine Grenzgänger sind und 
nicht im zuständigen Lande wohnen, sowie in Arti- 
kel 15 und 16 Absatz 1 der Verordnung Nr. 36 für 
Grenzgänger vorgesehen sind. Es wird jedoch vor- 
geschlagen, daß die Bezugsdauer für Sachleistungen 
an Nichtgrenzgänger in ihrem Wohnortland sich 
nach der von den Rechtsvorschriften dieses Landes 


bestimmten Dauer richtet, um zu den gleichen Be- 
stimmungen für alle Arbeitnehmer zu gelangen, und 
ferner um diese Bestimmungen auch mit denjenigen 
über die Leistungsgewährung in der Versicherung 
für den Fall der Krankheit und der Mutterschaft zu 
vereinheitlichen. Ferner wird eine Klarstellung vor- 
geschiagen, daß die Nichtgrenzgänger, die nicht im 
zuständigen Lande wohnen, bei einem vorüber- 
gehenden Aufenthalt in diesem Lande dort Leistun- 
gen erhalten können-, das soll ebenfalls für alle Ar- 
beitnehmer gelten, die ihren Wohnort in dieses Land 
verlegen. 

— Leistungsgewährung im Wohnortland 

Die Gewährung der Sach- und Geldleistungen im 
Wohnortland des Arbeitnehmers erfolgt nach der 
gleichen Regelung, die in Artikel 18 für die Gewäh- 
rung der Leistungen aus der Versicherung für den 
Fall der Krankheit und der Mutterschaft vorgesehen 
ist: 

— Die Sachleistungen werden nach den Rechtsvor- 
schriften über Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten 
des Wohnortlandes vom Träger des Wohnortes zu 
Lasten des Trägers gewährt, bei dem der Arbeitneh- 
mer im zuständigen Land versichert ist; 

— die Geldleistungen (oder Verletztengeid bei Ar- 
beitseinstellung) werden nach den Rechtsvorschrif- 
ten über Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten des 
letztgenannten Landes von dem Träger, bei dem der 
Verletzte versichert ist, oder durch Vermittlung des 
Trägers des Wohnortes .gewährt (Absatz 1). 

— Leistungsgewährung im zuständigen Land 

Die Grenzgänger sind außerdem im zuständigen 
Land zum Bezug der Leistungen berechtigt (Ab- 
satz 2). 

Die sonstigen Arbeitnehmer, die nicht im zuständi- 
gen Lande wohnen, können ebenfalls bei einem vor- 
übergehenden Aufenthalt in diesem Lande Leistun- 
gen beziehen (Absatz 3). 

Schließlich hat jeder Arbeitnehmer, der seinen 
Wohnort in das zuständige Land verlegt, dort einen 
Leistungsanspruch (Absatz 4). 

A r t i k e 1 42 

Entsdiädigung der Arbeitnehmer, die im Hoheits- 
gebiet eines anderen als des zuständigen Mitglied- 
staates einen Wegeunfall erlitten haben 

Dieser Artikel verleiht einer Bestimmung umfas- 
sende Bedeutung, die nach der augenblicklichen Re- 
gelung ausdrücklich auf Grenzgänger beschränkt ist 
(Artikel 17 Absatz 1 der Verordnung Nr. 36): Ein 
Wegeunfall, den ein Arbeitnehmer im Hoheitsgebiet 
eines anderen als des zuständigen Mitgliedstaates 
erleidet, wird einem Wegeunfall gleichgestellt, der 
im Hoheitsgebiet des letztgenannten Staates einge- 
treten ist. 

Außer den Wegeunfällen, die Grenzgängern auf dem 
Wege zwischen ihrem Wohnort und der Grenze zu- 
stoßen, zielt diese Vorschrift vor allem auf die 
Wegeunfälle, die entsandte Arbeitnehmer im Ho- 
heitsgebiet ihrer vorübergehenden Beschäftigung er- 
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leiden, sowie die Wegeunfälle, die bei Arbeitneh- 
mern von Botschaften und Konsulaten, welche sich 
für die Anwendung der Rechtsvorschriften ihres Her- 
kunftslandes entschieden haben, in ihrem Beschäfti- 
gungsland eintreten. 

Artikel 43 

Leistungsgewährung an Arbeitnehmer, die sich im 
Hoheitsgebiet eines anderen als des zuständigen 
Mitgliedstaates auf halten, ihren Wohnort dorthin 
verlegen, dorthin zurückkehren oder sich zur Be- 
handlung dorthin begeben 

Dieser Artikel enthält die gleichen Bestimmungen, 
die für diese Fälle in Artikel 29 Absätze 1, 2 und 7 
der Verordnung Nr. 3 vorgesehen sind, mit Aus- 
nahme der Bestimmungen über die Erteilung der 
Genehmigung, die für die Erhaltung des Leistungs- 
anspruches sowie die Gewährung von Körperersatz- 
stücken und anderen Sachleistungen von erheblicher 
Bedeutung erforderlich ist. 

Anspruch auf Sach- und Geldleistungen (oder Ver- 
letztengeld bei Arbeitseinstellung) im Hoheitsgebiet 
eines anderen als des zuständigen Mitgliedstaates 
haben die Arbeitnehmer, die einen Arbeitsunfall er- 
litten oder sich eine Berufskrankheit zugezogen ha- 
ben, wenn sie sich in diesem Staat aufhalten, vom 
zuständigen Versicherungsträger zur Verlegung 
ihres Wohnsitzes dorthin berechtigt worden sind 
oder dorthin zurückkehren (Fall der Saisonarbeiter), 
nachdem dieser Träger ihnen die Gewährung der 
Leistungen zu seinen Lasten bewilligt hat; das gilt 
ebenfalls für die Personen, denen die Genehmigung 
erteilt worden ist, sich zur Behandlung in diesen 
Staat zu begeben (Absatz 1). In diesen verschiede- 
nen Situationen erfolgt die Gewährung der Leistun- 
gen nach dem gleichen Verfahren, das in Artikel 19 
für die Gewährung der Leistungen im Falle von 
Krankheit und Mutterschaft vorgesehen ist: die 
Sachleistungen werden nach den Rechtsvorschriften 
über Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten des Auf- 
enthaltslandes oder des Wohnlandes vom Träger 
dieses Landes für Rechnung des zuständigen Trägers 
gewährt, wobei gegebenenfalls eine in den Rechts- 
vorschriften des zuständigen Staates für den Lei- 
stungsbezug festgesetzte Höchstdauer zu beachten 
ist; die Geldleistungen werden ebenfalls nach den 
letztgenannten Rechtsvorschriften gewährt, und zwar 
durch den zuständigen Versicherungsträger oder 
durch Vermittlung des Trägers des Aufenthalts- oder 
Wohnlandes. 

Es muß noch darauf hingewiesen werden, daß, eben- 
so wie in der Versicherung für den Fall der Krank- 
heit und der Mutterschaft sowie aus den gleichen 
Gründen vorgeschlagen wird, die Gewährung von 
Körperersatzstücken und anderen Sachleistungen 
von erheblicher Bedeutung im Aufenthalts- oder 
neuen Wohnlande nicht von der vorherigen Geneh- 
migung des zuständigen Trägers abhängig zu 
machen. 

Desgleichen wird vorgeschlagen, daß die für die Er- 
haltung des Leistungsanspruches im Falle der Ver- 
legung des Wohnortes oder der Rückkehr des Ver- 
letzten in ein anderes Land erforderliche Genehmi- 


gung vom zuständigen Träger nur verweigert wer- 
den kann, wenn von der Verlegung des Wohnortes 
aus angemessen dargelegten ärztlichen Gründen ab- 
zuraten ist; weiter wird vorgeschlagen, daß die für 
eine angemessene Behandlung in einem anderen 
Staat erforderlichen Genehmigung von dem gleichen 
Träger nicht verweigert werden kann, wenn die be- 
treffende Person diese angemessene Behandlung in 
ihrem Wohnortland nicht erhalten kann (Absatz 2). 

Artikel 44 

Übernahme der Kosten für den Transport des Ver- 
letzten in das Hoheitsgebiet des Mitgliedstaates, in 
dem er wohnt 

Dieser Artikel erstreckt die Vorteile der in Arti- 
kel 29 Absätze 8 und 9 der Verordnung Nr. 3 für 
Saisonarbeiter und in Artikel 18 der Verordnung 
Nr. 36 für Grenzgänger vorgesehenen Bestimmungen 
auf alle Arbeitnehmer, welche einen Arbeitsunfall 
erlitten oder sich eine Berufskrankheit zugezogen 
sowie ihren Wohnort nicht im zuständigen Mitglied- 
staat haben und in das Hoheitsgebiet ihres Wohnort- 
landes überführt werden. 

Absatz 1 behandelt die Kosten der Überführung des 
Verunglückten bis zum Wohnort oder bis zum Kran- 
kenhaus: 

Sehen die Rechtsvorschriften des zuständigen Staates 
die Übernahme derartiger Kosten vor, so werden 
die für die Überführung des Verletzten bis zum ent- 
sprechenden Ort in seinem Wohnortland angefalle- 
nen Kosten vom zuständigen Träger gemäß diesen 
Rechtsvorschriften übernommen, sofern er vorher 
der Überführung zugestimmt hat. 

Absatz 2 regelt die Kosten für die Überführung bis 
zur Begräbnisstätte: 

Unter dem Vorbehalt, daß die Rechtsvorschriften des 
zuständigen Staates die Übernahme derartiger Ko- 
sten vorsehen, werden die Kosten der Leichenüber- 
führung bis zur Begräbnisstätte im Wohnortland des 
Verletzten nach diesen Rechtsvorschriften vom zu- 
ständigen Träger übernommen; die Hälfte der Ko- 
sten für die Überführung von der Grenze des zustän- 
digen Landes bis zur Begräbnisstätte im Wohnland 
wird diesem Träger vom Wohnland erstattet. 

Absatz 3 hält die für Grenzgänger in Artikel 18 der 
Verordnung Nr. 36 festgelegten Bestimmungen auf- 
recht: Die Übernahme der Kosten für die Überfüh- 
rung des Verletzten bis zum Wohnort oder bis zum 
Krankenhaus wird nicht davon abhängig gemacht, 
daß der zuständige Träger vorher der Überführung 
zustimmt; desgleichen gehen die Kosten für die 
Überführung der Leiche bis zur Begräbnisstätte in 
vollem Umfange zu Lasten des zuständigen Trägers, 
gegebenenfalls jedoch nur für die Strecke innerhalb 
des Grenzgebietes. 

Artikel 45 

Anwendung verschiedener Sonderbestimmungen der 
innerstaatlichen Rechtsvorschriften 

Von einigen rein formellen Änderungen abgesehen 
entspricht dieser Artikel den Bestimmungen des Ar- 
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tikels 29 Absätze 3, 4 und 5 und des Artikels 30 
Absatz 1 der Verordnung Nr. 3. 

Unter Berücksichtigung der Besonderheiten der 
Rechtsvorschriften verschiedener Mitgliedstaaten 
enthält dieser Artikel die für die Durchführung die- 
ser Rechtsvorschriften im Rahmen der von der Ver- 
ordnung erfaßten Fälle notwendigen Klarstellungen: 

Absatz 1 regelt den Fall, in dem es im Aufenthalts- 
oder Wohnland keine Versicherung gegen die Fol- 
gen von Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten gibt 
sowie den Fall, in dem es eine derartige Versiche- 
rung gibt, jedoch keinen verantwortlichen Träger für 
die Gewährung der Sachleistungen: 

In diesem Falle müssen diese Leistungen von dem 
Träger der Krankenversicherung des Aufenthalts- 
oder Wohnortes gewährt werden. 

Absatz 2 regelt den Fall, in dem die Rechtsvorschrif- 
ten des zuständigen Landes die vollständig kosten- 
lose Gewährung der Sachleistungen von der Inan- 
spruchnahme des vom Arbeitgeber eingerichteten 
ärztlichen Dienstes abhängig machen: In diesem 
Falle gelten die im Wohn- oder Aufenthaltsland ge- 
währten Leistungen gemäß der Verordnung als durch 
einen solchen ärztlichen Dienst gewährt. 

Absatz 3 behandelt den Fall, in dem die Rechtsvor- 
schriften des zuständigen Staates ein System der Un- 
ternehmerhaftung vorsehen: Die im Wohn- oder 
Aufenthaltslande gewährten Sachleistungen gelten 
in diesem Falle gemäß der Verordnung als auf An- 
trag des Unternehmers oder des an dessen Stelle 
tretenden Versicherers gewährt. 

Absatz 4 erfaßt den Fall, in dem die Rechtsvorschrif- 
ten eines Mitgliedstaates vorsehen, daß früher ein- 
getretene Arbeitsunfälle oder zugezogene Berufs- 
krankheiten bei der Bemessung des Grades der Er- 
werbsunfähigkeit zu berücksichtigen sind: In diesem 
Falle werden Arbeitsunfälle und Berufskrankheiten, 
die unter den Rechtsvorschriften eines anderen Mit- 
gliedstaates eingetreten sind, ebenfalls berücksich- 
tigt. 


Artikel 46 

Dieser Artikel entspricht inhaltlich den Bestimmun- 
gen des Artikels 24 Absätze 1 und 3 des Kapitels 1 
„Krankheit — Mutterschaft"; auf die Ausführungen 
unter Artikel 24 wird verwiesen. 

Absatz 1 entspricht inhaltlich Artikel 29 Absatz 2 
der Verordnung Nr. 3; Absatz 2 dagegen entspricht 
Artikel 16 Absatz 1 der Verordnung Nr. 36, jedoch 
wird vorgeschlagen, seinen Anwendungsbereich auf 
alle Arbeitnehmer auszudehnen. 

Artikel 47 

Berechnung der Geldleistungen 

Dieser Artikel enthält die gleichen Bestimmungen 
wie Artikel 20 des Kapitels 1 „Krankheit — Mutter- 
schaft"; auf die Ausführungen zu Artikel 20 wird 
verwiesen. Sie entsprechen den Bestimmungen von 
Artikel 30 Absatz 2 der Verordnung Nr. 3. 


A r t i k e 1 48 

Erstattung der Kosten für Sachleistungen, die von 
einem Träger eines Mitgliedstaates für Rechnung 
des Trägers eines anderen Mitgliedstaates gewährt 
worden sind 

Die Bestimmungen dieses Artikels entsprechen den 
Bestimmungen des Artikels 29 Absatz 6 der Verord- 
nung Nr. 3 und des Artikels 16 der Verordnung 
Nr. 36. 

Der zuständige Träger ist verpflichtet, die für seine 
Rechnung vom Träger des Wohn- oder Aufenthalts- 
landes gewährten Sachleistungen in vollem Umfang 
zu erstatten (Absatz 1); diese Erstattungen werden 
nach den von der Verwaltungskommission festge- 
legten näheren Einzelheiten anhand von Pausch- 
beträgen bestimmt und durchgeführt (Absatz 2); es 
können Vereinbarungen abgeschlossen werden, in 
denen andere Erstattungsverfahren oder der Ver- 
zicht auf jegliche Erstattung vorgesehen sind (Ab- 
satz 3). 

Artikel 49 

Entschädigung der Arbeitnehmer, die sich eine Be- 
rufskrankheit zugezogen und im Hoheitsgebiet meh- 
rerer Mitgliedstaaten eine gefährdende Tätigkeit 
ausgeübt haben 

Vorbehaltlich einiger rein formeller Änderungen 
entsprechen die Bestimmungen dieses Artikels den 
Bestimmungen des Artikels 31 Absätze 1 bis 6 der 
Verordnung Nr. 3. 

Absatz 1 stellt den Grundsatz auf, daß in dem Falle, 
in dem sich ein Arbeitnehmer, der sich eine Berufs- 
krankheit zugezogen hat, in mehreren Mitgliedstaa- 
ten eine Tätigkeit ausgeübt hat, die geeignet ist, seine 
Krankheit zu verursachen, so werden die diesem Ar- 
beitnehmer oder seinen Hinterbliebenen zustehen- 
den Leistungen nach den Rechtsvorschriften des letz- 
ten dieser Staaten, in dem ein Anspruch gegeben 
ist, gegebenenfalls unter Berücksichtigung folgender 
Bestimmungen gewährt: 

— Muß die Krankheit ärztlich erstmalig im Hoheits- 
gebiet dieses Mitgliedstaates festgestellt worden 
sein, so gilt diese Voraussetzung als erfüllt, wenn 
diese Feststellung erstmalig im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates erfolgt ist (Absatz 2); 

— muß die betreffende Krankheit innerhalb einer 
bestimmten Frist nach Beendigung der letzten Tätig- 
keit festgestellt worden sein, die eine solche Krank- 
heit verursachen kann, so werden auch im Hoheits- 
gebiet anderer Mitgliedstaaten ausgeübte gleich- 
artige Tätigkeiten berücksichtigt (Absatz 3); 

■ — muß die Tätigkeit, welche die betreffende Krank- 
heit verursachen kann, während einer bestimmten 
Dauer ausgeübt worden sein, so werden auch die 
Zeiten berücksichtigt, in denen eine solche Tätig- 
keit im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten aus- 
geübt worden ist (Absatz 4). 

Absatz 5 beschränkt die Anwendung dieser beiden 
letztgenannten Vorschriften jedoch auf Verletzte, 
die an einer sklerogenen Phneumokoniose erkrankt 
sind; Absatz 6 sieht aber die Möglichkeit vor, daß 


50 



Drucksache V/197 


Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


diese Bestimmungen später auch auf Arbeitnehmer 
angewendet werden, die von einer anderen Berufs- 
krankheit, deren Liste vom Rat zu beschließen ist, 
betroffen sind. 

Absatz 7 sieht eine Aufteilung der Lasten für die 
Geldleistungen vor, die einem an einer sklerogenen 
Pneumokoniose erkrankten Arbeitnehmer oder sei- 
nen Hinterbliebenen gewährt worden sind, wenn nur 
unter Berücksichtigung der in anderen Mitgliedstaa- 
ten zurückgelegten gefährdenden Tätigkeiten ein 
Anspruch begründet werden konnte: Die Aufteilung 
erfolgt auf alle Staaten, in denen eine Tätigkeit aus- 
geübt worden ist, die geeignet war, diese Krankheit 
zu verursachen, und zwar nach dem Verhältnis der 
nach den Rechtsvorschriften der einzelnen Mitglied- 
staaten in der Versicherung für den Fall des Alters 
zurückgelegten Zeiten. 

Artikel 50 

Leistungsgewährung bei Verschlimmerung einer 
Berufskrankheit 

Von einigen rein formellen Änderungen abgesehen 
bringt dieser Artikel in seinem Absatz 1 die Bestim- 
mungen, die auch in Artikel 31 a und in seinem Ab- 
satz 2 die Bestimmungen des Artikels 30 Absatz 7 
der Verordnung Nr. 3 enthalten sind. 

Absatz 1 regelt den Fall der Verschlimmerung einer 
Berufskrankheit, für die der Arbeitnehmer zu Lasten 
eines einzigen Mitgliedstaates Leistungen bezogen 
hat oder bezieht: 

— Ist in keinem anderen Mitgliedstaat eine Tätig- 
keit ausgeübt worden, die geeignet ist, die Krank- 
heit zu verursachen oder zu verschlimmern, so über- 
nimmt der Träger des ersten Staates die Kosten der 
Leistungen auch unter Berücksichtigung der Ver- 
schlimmerung (Buchstabe a); 

— ist dagegen im Hoheitsgebiet eines anderen Mit- 
gliedstaates eine solche Tätigkeit ausgeübt worden, 
so übernimmt der Träger des ersten Staates die Ko- 
sten der Leistungen ohne Berücksichtigung der Ver- 
schlimmerung, während der Träger des zweiten Staa- 
tes eine Zulage gewährt, deren Höhe dem Unter- 
schiedsbetrag zwischen der nach der Verschlimme- 
rung gemäß seinen Rechtsvorschriften geschuldeten 
Leistung und der Leistung entspricht, die vor der 
Verschlimmerung geschuldet worden wäre, wenn die 
Krankheit in seinem Hoheitsgebiet eingetreten wäre 
(Buchstabe b); 

— hat der Arbeitnehmer, der an einer sklerogenen 
Pneumokoniose erkrankt ist, trotz der Ausübung 
einer derartigen Tätigkeit in einem anderen Mit- 
gliedstaat nach den Rechtsvorschriften dieses Staates 
keinen Leistungsanspruch, so trägt der zuständige 
Träger des ersten die Kosten der Leistungen unter 
Berücksichtigung der Verschlimmerung; der Träger 
des zweiten Staates übernimmt jedoch den Betrag 
der Leistung, der mit Rücksicht auf die Verschlim- 
merung gewährt wird (Buchstabe c). 

Absatz 2 behandelt den Fall der Verschlimmerung 
einer Krankheit, für welche der Arbeitnehmer in 
Anwendung des Artikels 49 letzter Absatz Leistun- 


gen zu Lasten mehrerer Mitgliedstaaten bezogen 
hat oder bezieht: 

— der zuständige Träger, welcher die Leistungen 
gewährt hat, ist weiterhin verpflichtet, die Leistun- 
gen unter Berücksichtigung der Verschlimmerung zu 
gewähren (Buchstabe a); 

— die Kosten dieser Leistungen werden in Anwen- 
dung des Artikels 49 letzter Absatz weiterhin auf 
die gleichen Mitgliedstaaten verteilt; hat der Arbeit- 
nehmer jedoch erneut eine Tätigkeit ausgeübt, die 
ihrer Natur nach geeignet war, seine Krankheit zu 
verschlimmern, gleichgültig ob diese Tätigkeit in 
einem dieser Staaten oder in einem anderen Staat 
ausgeübt worden ist, so trägt der Träger dieses Staa- 
tes die Kosten der Leistungen, die mit Rücksicht auf 
die Verschlimmerung gewährt werden (Buchstabe b). 


Kapitel 5 — Sterbegelder 

Außer den Artikel 32 der Verordnung Nr. 3 entspre- 
chenden Bestimmungen enthält dieses Kapitel eine 
Vorschrift, durch welche die Zahlung der Sterbegel- 
der, die auf Grund der zur Zeit geltenden Regelung 
nicht vorgenommen werden konnte, ermöglicht wird. 

Artikel 51 

Erwerb des Anspruchs auf Sterbegeld 

Vorbehaltlich einiger rein formeller Änderungen 
entspricht dieser Artikel inhaltlich Artikel 32 Ab- 
satz 1 der Verordnung Nr. 3; er stellt den Grundsatz 
auf, daß in den Fällen, in denen die Rechtsvorschrif- 
ten eines Mitgliedstaates den Anspruch auf Sterbe- 
geld von der Erfüllung von Versicherungszeiten oder 
Beschäftigungszeiten abhängig machen, entspre- 
chende Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften aller 
anderen Mifgliedstaaten zurückgelegt worden sind, 
so weit wie nötig berücksichtigt werden. 

Artikel 52 

Gewährung der Sterbegelder 

Von einigen rein formellen Änderungen abgesehen, 
entsprechen die Bestimmungen dieses Artikels den 
Vorschriften des Artikels 32 Absätze 2 bis 4 der Ver- 
ordnung Nr. 3: Die Sterbegelder müssen gewährt 
werden, selbst wenn der Tod im Hoheitsgebiet eines 
anderen als des zuständigen Mitgliedstaates einge- 
treten ist (Absatz 1) und auch, wenn der Empfangs- 
berechtigte im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied- 
staates wohnt (Absatz 2); in diese Regelung sind die 
Fälle eingeschlossen, in denen der Tod die Folge 
eines Arbeitsunfalles oder einer Berufskrankheit ist 
(Absatz 3). 

A r t i k e 1 53 

Sonderfall beim Tode eines Rentenberechtigten, der 
im Hoheitsgebiet eines anderen als des Mitglied- 
staates wohnte, der die Kosten der Sachleistungen 
bei Krankheit zu tragen hatte 

Es handelt sich hierbei um eine neue Bestimmung, 
welche die Schwierigkeiten beheben soll, die haupt- 
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sächlich für die luxemburgischen Träger bei der Ge- 
währung der Sterbegelder aufgetreten sind, da diese 
beim Tode eines nach den luxemburgischen Rechts- 
vorschriften berechtigten Rentenempfängers, der sei- 
nen Wohnort im Hoheitsgebiet der anderen Mit- 
gliedstaaten hat, den Charakter von Beerdigungs- 
kosten haben. 

Nach den luxemburgischen Rechtsvorschriften ergibt 
sich Anspruch auf diese Leistungen nämlich aus der 
Zugehörigkeit des Rentenberechtigten zu einer lu- 
xemburgischen Krankenkasse; infolgedessen können 
sie nicht gezahlt werden, wenn der Rentenberech- 
tigte seinen Wohnort in einem anderen Mitglied- 
staat hat, weil er infolge dieser Tatsache nicht bei 
einem luxemburgischen Träger, sondern beim Träger 
seines Wohnorts versichert war. 

Damit die betroffenen Personen zukünftig ihre An- 
sprüche nicht verlieren, wird eine Bestimmung vor- 
geschlagen, nach welcher der Träger, der die Kosten 
der Sachleistungen aus der Versicherung für den 
Fall der Krankheit und der Mutterschaft getragen 
hat, die für einen Rentenberechtigten gewährt wor- 
den sind, der seinen Wohnort im Hoheitsgebiet eines 
anderen Mitgliedstaates hatte, die Sterbegelder 
zahlt, die nach den für ihn geltenden Rechtsvorschrif- 
ten geschuldet werden, und zwar so, als ob der Ren- 
tenberechtigte im Zeitpunkt seines Todes im Ho- 
heitsgebiet des Staates gewohnt hätte, in dem er 
seinen Sitz hat. 


Kapitel 6 — Arbeitslosigkeit 

Auf dem Gebiet der Leistungen für den Fall der 
Arbeitslosigkeit werden wichtige Änderungen vor- 
geschlagen, um eine bessere Anwendung der in 
Artikel 51 des Vertrages niedergelegten Grund- 
sätze zu gewährleisten. 

In diesem Kapitel werden die Einschränkungen der 
derzeitigen Fassung gegenüber den Arbeitnehmern, 
die nicht anerkannte Kohle- und Stahlfacharbeiter 
sind, nicht mehr beibehalten, so daß es für alle 
Arbeitnehmer gilt, die arbeitslos werden. 

Ferner wird vorgeschlagen, daß die Zahlung der 
Leistungen bei Vollarbeitslosigkeit grundsätzlich 
nach den Sätzen erfolgt, die im Hoheitsgebiet des 
Staates in Kraft sind, in dem sich der Arbeitslose 
aufhält, und die Leistungen solange gewährt wer- 
den, wie die Rechtsvorschriften dieses Staates es 
ermöglichen. 

Artikel 54 

Erwerb des Leistungsanspruches 

Vorbehaltlich einiger rein formeller Änderungen, 
die hauptsächlich den Zweck verfolgen, eine Über- 
einstimmung des Textes mit den entsprechenden 
Artikeln diei^er Vorlage zu schaffen, entspricht die- 
ser Artikel dem Artikel 33 Absätze (1) bis (5) der 
Verordnung Nr. 3. 

Die beiden ersten Absätze behandeln die Anrech- 
nung von Zeiten, die nach den Rechtsvorschriften 


mehrerer Mitgliedstaaten zurückgelegt worden 
sind, für den Erwerb, die Aufrechterhaltung oder 
das Wiederaufleben des Leistungsanspruchs. Da die 
Rechtsvorschriften über das Leistungssystem im 
Falle der Arbeitslosigkeit teils auf dem Versiche- 
rungs-, teils auf dem Fürsorgeprinzip beruhen, wird 
vorgeschrieben, daß in den Fällen, in denen der 
Leistungsanspruch nach den Rechtsvorschriften eines 
Mitgliedstaates von der Erfüllung von Versicherungs- 
zeiten abhängig ist, die nach den Rechtsvorschrif- 
ten anderer Mitgliedstaaten zurückgelegten Versiche- 
rungszeiten, soweit wie notwendig, berücksichtigt 
werden müssen; das gilt gleichfalls für Beschäfti- 
gungszeiten, soweit diese Zeiten nach den Rechts- 
vorschriften des betreffenden Staates als Versiche- 
rungszeiten angesehen werden können (Absatz 1); 
ferner wird aus diesem Grunde bestimmt, daß in 
den Fällen, in denen ein solcher Anspruch nach den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates vom Nach- 
weis von Beschäftigungszeiten oder Wohnzeiten 
abhängig ist, die nach den Rechtsvorschriften ande- 
rer Mitgliedstaaten zurückgelegten Versicherungs- 
oder Beschäftigungszeiten, soweit wie notwendig 
berücksichtigt werden müssen, als ob es sich um 
Beschäftigungszeiten oder Wohnzeiten nach diesen 
Rechtsvorschriften handele (Absatz 2). 

Um in den Genuß dieser Vorteile zu gelangen, müs- 
sen für den Arbeitnehmer während seiner letzten 
Beschäftigung die Rechtsvorschriften gegolten haben, 
auf Grund der er Leistungen wegen Arbeitslosig- 
keit beantragt; diese Voraussetzung ist jedoch nicht 
erforderlich, wenn es sich um einen vollarbeits- 
losen Grenzgänger oder um einen vollarbeitslosen 
Saisonarbeiter handelt, der sich nach Rückkehr zum 
Abschluß der Saison, für die er eingestellt war, in 
seinem Wohnland aufhält [Absatz (3)]. 

Ferner wird klargestellt, daß bei einem Arbeit- 
nehmer, der seinen Wohnort in einen anderen Staat 
verlegt, dessen Rechtsvorschriften den Leistungs- 
anspruch vom Nachweis einer bestimmten Wohnzeit 
abhängig machen, keine längeren Wohnzeiten ver- 
langt werden dürfen, als bei den Arbeitnehmern, 
die ihren Wohnort im Innern des Hoheitsgebietes 
dieses Staates verlegen (Absatz [4]). 

Der Absatz berücksichtigt die französischen Rechts- 
vorschriften, nach denen für Vollarbeitslose, die 
ihren Wohnsitz innerhalb Frankreichs verlegen, 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit unter bestimmten 
Voraussetzungen in bezug auf ihren Wohnsitz ge- 
währt werden* 

Artikel 55 

Erhaltung des Leistungsanspruchs bei Verlegung 
des Wohnortes 

Ebenso wie Artikel 35 Absatz (1) der Verordnung 
Nr. 3 stellt dieser Artikel den Grundsatz auf, daß 
der Anspruch auf Leistungen wegen Arbeitslosig- 
keit erhalten bleibt, wenn der Arbeitslose, der den 
Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates genügt, sei- 
nen Wohnort in das Hoheitsgebiet eines anderen 
Mitgliedstaates verlegt. 

Hinsichtlich der Voraussetzungen für die Erhaltung 
dieses Anspruchs und die Gewährung der Leistun- 
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gen im neuen Wohnland wird vorgeschlagen, die 
Regelung zugrunde zu legen, die im deutsch-belgi- 
schen Abkommen über Arbeitslosenversicherung 
enthalten ist; dieses Abkommen ist durch die Auf- 
nahme in den Anhang D zur Verordnung Nr. 3 in 
Kraft geblieben. 


Voraussetzungen für die Erhaltung des Leistungs- 
anspruchs 

Artikel 55 macht die Erhaltung des Anspruchs auf 
Leistungen bei Arbeitlosigkeit im neuen Wohnland 
von der Voraussetzung abhängig, daß sich der 
Arbeitslose innerhalb von dreißig Tagen nach der 
Verlegung seines Wohnortes an den Träger dieses 
Landes wendet. Diese Frist, die ebenfalls in den 
vorgenannten Abkommen vorgesehen ist, soll die 
Schwierigkeiten vermeiden, die bei der Anwen- 
dung des Artikels 35 der Verordnung Nr. 3 auf 
Arbeitslose aufgetreten sind, welche sich erst sehr 
lange nach der Verlegung ihres Wohnortes auf die 
Bestimmungen dieses Artikels berufen haben. 

Aus Vereinfachungsgründen wurde nach dem Vor- 
bild des deutsch-belgischen Abkommens auf die 
doppelte Genehmigung, nämlich des zuständigen 
Trägers und des Trägers in dem Lande, in dem der 
Arbeitslose seinen neuen Wohnsitz hat, verzichtet; 
die Erfüllung dieser Voraussetzung wird bisher nach 
Art. 35 Abs. 2 der Verordnung Nr. 3 verlangt. 
Gleichfalls muß betont werden, daß diese Vorlage 
die Ausnahmen vom Grundsatz der Erhaltung des 
Leistungsanspruchs, die in Artikel 35 Absatz (4) 
niedergelegt waren, nicht wieder aufgreift. Folglich 
kann jeder Arbeitslose, der einen Leistungsanspruch 
bei Arbeitslosigkeit nach den Rechtsvorschriften 
eines Staates erworben hat, diesen Anspruch bei 
Verlegung des Wohnortes in einem anderen Staat 
erhalten, selbst dann, wenn er weniger als drei 
Monate im ersten Land beschäftigt war und selbst 
auch dann — sofern die Rechtsvorschriften des 
neuen Wohnlandes dies zulassen — , wenn ihm 
diese Leistungen unbeschadet der Tatsache gewährt 
worden sind, daß er freiwillig arbeitslos ist oder 
daß er wegen Verletzung des Arbeitsvertrags zu 
Recht entlassen worden ist. 


Gewährung der Leistungen im neuen Wohnland 

Es wird vorgeschlagen, daß die Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit im Land des neuen Wohnorts nach 
den in diesem Land geltenden Sätzen und für die in 
diesen Rechtsvorschriften vorgesehene Dauer ge- 
währt werden. 

Die Leistungen würden also nicht mehr gemäß den 
im letzten Beschäftigungsland geltenden Sätzen und 
höchstens für den kürzesten der folgenden Zeit- 
räume gewährt: vier Monate von der Verlegung 
des Wohntortes an, fünf Monate vom Erwerb des 
Leistungsanspruches an oder für den Zeitraum, für 
den ihm nach den Rechtsvorschriften des Staates, in 
dem er zuletzt beschäftigt war, ein Leistungsan- 
spruch zustehen würde, wenn dieser Zeitraum noch 
kürzer ist. 


Diese Änderungen verfolgen in erster Linie das 
Ziel, den betreffenden Personen die Möglichkeit zu 
geben, im Land ihres neuen Wohnortes gleiche 
Leistungen zu erhalten wie die Arbeitslosen dieses 
Landes, und zwar unter Berücksichtigung dessen, 
daß ihre Lebensbedingungen die gleichen sind so- 
wie unter Berücksichtigung der Tatsache, daß sie 
dem Arbeitsmarkt dieses Landes ebenfalls zur Ver- 
fügung stehen. Sie sollen gleichfalls das Verfahren 
für die Gewährung der Leistungen vereinfachen, 
indem der Träger des neuen Wohnortes nicht ver- 
pflichtet wird, andere Leistungen zu gewähren, als 
sie in den für ihn geltenden Rechtsvorschriften vor- 
gesehen sind. 


Artikel 56 

Gewährung der Leistungen an Arbeitslose, die wäh- 
rend ihrer letzten Beschäftigung in einem anderen 
als dem zuständigen Staate wohnten 

Dieser Artikel bestimmt die Voraussetzungen für 
die Gewährung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit 
an Grenzgänger und sonstige Arbeitnehmer ein- 
schließlich der Saisonarbeiter, die während ihrer 
letzten Beschäftigung nicht im Hoheitsgebiet des 
Mitgliedstaates wohnten, dessen Rechtsvorschriften 
für sie galten, jedoch vorbehaltlich der Bestimmun- 
gen des Artikels 55, der gegebenenfalls auch auf 
diese Arbeitnehmer Anwendung findet. 

Gewährung der Leistungen an Grenzgänger: 

Absatz (1) Buchstabe a) 

Von einigen rein formellen Änderungen abgesehen 
entsprechen die vorgeschlagenen Bestimmungen Ar- 
tikel 19 der Verordnung Nr. 36. 

Die Grenzgänger erhalten bei Kurzarbeit oder bei 
technisch bedingter Arbeitslosigkeit Leistungen we- 
gen Arbeitslosigkeit nach den Rechtsvorschriften des 
Beschäftigungslandes (Unterabsatz i). Ihre An- 
sprüche richten sich nadi den Rechtsvorschriften 
dieses Landes, gegebenenfalls unter Berücksichti- 
gung des Artikels 54 Absatz (1) und (2); die nach 
diesen Rechtsvorschriften vorgesehenen Leistungen 
werden ihnen gewährt, als ob sie in diesem Lande 
wohnen würden. 

Bei Vollarbeitslosigkeit haben die Grenzgänger nach 
den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in des- 
sen Hoheitsgebiet sie wohnen, Anspruch auf Lei- 
stungen wegen Arbeitslosigkeit, als ob sie ihre 
letzte Beschäftigung im Hoheitsgebiet dieses Staates 
ausgeübt hätten; die Leistungen gehen auch zu La- 
sten dieses Staates (Unterabsatz ii). Ein arbeitsloser 
Grenzgänger muß also die nach den Rechtsvorschrif- 
des Wohnlandes erforderlichen Voraussetzungen 
erfüllen; zur Prüfung, ob diese Voraussetzungen er- 
füllt sind, berücksichtigt der Träger dieses Landes 
die Beschäftigungszeiten, die von dem Grenzgänger 
in dem angrenzenden Staat zurückgelegt worden 
sind, und soweit notwendig, ebenfalls Beschäfti- 
gungszeiten oder Versicherungszeiten, die der 
Grenzgänger gegebenenfalls früher nach den Rechts- 
vorschriften anderer Mitgliedstaaten zurückgelegt 
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hat; besteht danach ein Anspruch, so werden ihm 
die Leistungen wegen Arbeitslosigkeit nach den 
Sätzen, für die Dauer sowie auf die Art und Weise 
gewährt, die in den Rechtsvorschriften des Wohn- 
landes bestimmt sind. 

Gewährung der Leistungen an sonstige Arbeit- 
nehmer, einschließlich Saisonarbeiter^ die im Laufe 
ihrer letzten Beschäftigung nicht im Hoheitsgebiet 
des zuständigen Staates gewohnt haben: 

Absatz (1) Buchstabe b) 

Die Unterabsätze i), ii) und iii) entsprechen inhalt- 
lich Artikel 33 Absatz (6) bzw. Artikel 35 Absätze 
(6) und (7) der Verordnung Nr. 3. 

Sie behalten für diese Arbeitnehmer die Möglichkeit 
bei, im Hoheitsgebiet des Staates Leistungen zu be- 
ziehen, dessen Rechtsvorschriften während ihrer 
letzten Beschäftigung auf sie Anwendung fanden 
(zuständiger Staat) oder im Hoheitsgebiet des Staa- 
tes, in dem sie ihren Wohnort haben; für die Ge- 
währung der Leistungen im letztgenannten Land 
werden jedoch Änderungen vorgeschlagen (Unter- 
absatz ii); es handelt sich hierbei um die gleichen 
Änderungen, die zu Artikel 55 vorgeschlagen wor- 
den sind, und zwar auch aus den gleichen Erwä- 
gungen. 

Es ist zu betonen, daß mit dem Ausdruck „sonstige 
Arbeitnehmer" nicht nur die Saisonarbeiter erfaßt 
werden sollen, sondern auch gewisse Grenzfälle, 
wie z. B. der Fall der Arbeitnehmer in Unternehmen 
nahe der Landesgrenze oder Personen im diplomati- 
schen oder konsularischen Dienst. 

Im Hoheitsgebiet des zuständigen Staates (Unter- 
absatz i) können diese Arbeitnehmer Leistungen 
nach den Rechtsvorschriften dieses Staates erhalten, 
wenn sie Kurzarbeit verrichten oder durch technisch 
bedingte Umstände arbeitslos sind oder wenn sie 
arbeitslos sind und der Arbeitsverwaltung dieses 
Landes oder ihren Arbeitgebern zur Verfügung 
stehen. Ihre Ansprüche bestimmen sich nach den 
Rechtsvorschriften dieses Landes, gegebenenfalls 
unter Berücksichtigung des Artikels 54 Absatz (1) 
und (2), und die nach diesen Rechtsvorschriften vor- 
gesehenen Leistungen werden ihnen gewährt, als 
ob sie in diesem Lande wohnen würden. 

Im Hoheitsgebiet des Staates, in dem sie ihren 
Wohnsitz haben [Unterabsatz ii)]. Hier ist folgende 
Alternative gegeben: Den sonstigen Arbeitnehmern 
(also Nicht-Grenzgänger) werden die Leistungen 
nach dem System ihres letzten Beschäftigungslandes 
gewährt, oder solche Leistungen werden nicht ge- 
währt. 

1. Fall: Wenn die Arbeitslosen, die sich den Ar- 
beitsverwaltungen dieses Landes zur Verfügung 
stellen oder die in dieses Land zurückkehren, Lei- 
stungen des zuständigen Landes nicht erhalten ha- 
ben, so erhalten sie von ihrem Wohnland die Lei- 
stungen bei Arbeitslosigkeit, als ob sie dort ihre 
letzte Beschäftigung ausgeübt hätten, gegebenen- 
falls unter Berücksichtigung von Artikel 54 Absatz 
(1) oder (2); wenn sie Ansprüche hinsichtlich dieser 
Rechtsvorschriften erworben haben, werden die Lei- 
stungen für die Dauer der Arbeitslosigkeit zu den 


Sätzen und nach den Einzelvorschriften ihres Wohn- 
landes gewährt; diese Leistungen gehen zu Lasten 
des Trägers ihres Wohnlandes. 

2. Fall: Wenn dagegen Ansprüche dieser Arbeitneh- 
mer auf Leistungen im zuständigen Lande anerkannt 
sind, so werden ihnen diese Leistungen nach den 
Bestimmungen des Artikels 55 gewährt, und zwar so, 
als ob sie ihren Wohnsitz verlegt hätten. Diese Lei- 
stungen gehen zu Lasten des Trägers des Landes, 
dessen Rechtsvorschriften für sie zuletzt gültig wa- 
ren; für Saisonarbeiter gilt dies für die restliche Zeit 
bis Saisonschluß. 

Artikel 56 enthält in Absatz 2 eine Vorschrift, die 
Artikel 35 Absatz 5 der Verordnung Nr. ähnelt. 
Durch diese Vorschrift soll das Zusammenfallen 
mehrerer Leistungen vermieden werden: so lange 
wie ein Arbeitsloser Leistungen nach den Rechts- 
vorschriften erhält, die für ihn während seiner letz- 
ten Beschäftigung galten, hat er keinen Anspruch 
auf Leistungen auf Grund der Rechtsvorschriften 
seines Wohnlandes. 

Artikel 57 

Berechnung der Leistungen 

Vorbehaltlich einiger rein formeller Änderungen, 
die eine Übereinstimmung mit dem Wortlaut der 
entsprechenden Artikel dieser Vorlage herbeiführen 
sollen, entsprechen die beiden ersten Absätze im 
wesentlichen den entsprechenden Absätzen des Ar- 
tikels 34 der Verordnung Nr. 3. 

Absatz 1 bestimmt, welches Entgelt zu berücksichti- 
gen ist, wenn nach den Rechtsvorschriften, nach 
denen die Leistungen gewährt werden müssen, die 
Berechnung der Leistungen auf dem vorher bezo- 
genen Entgelt beruht. 

Grundsätzlich legt der Träger das Entgelt zugrunde, 
das der Arbeitnehmer während seiner letzten Be- 
schäftigung erhalten hat. Hat der Arbeitnehmer je- 
doch weniger als 4 Wochen in dem Land seines 
neuen Wohnsitzes gearbeitet, so gilt als Bezugs- 
entgelt dasjenige einer Beschäftigung, die der Be- 
schäftigung in etwa gleichkommt, die er zuletzt in 
einem anderen Mitgliedstaat gehabt hat. 

Absatz 2 bestimmt, daß Familienangehörige, die in 
einem anderen Staat wohnen, zu berücksichtigen 
sind, wenn die Höhe der Leistungen von der Zahl 
der Familienangehörigen abhängt. 

Schließlich enthält Absatz (3) eine Bestimmung, 
die der in Artikel 24 Absatz (3) und Artikel 45 
Absatz (2) dieser Vorlage niedergelegten Bestim- 
mung entspricht und verhindern soll, daß ein Ar- 
beitsloser, der bereits Leistungen nach den Rechts- 
vorschriften eines Mitgliedstaates erhalten hat, für 
den gleichen Fall der Arbeitslosigkeit erneut Lei- 
stungen beziehen kann, indem er seinen Wohnort 
in einen änderen Mitgliedstaat verlegt oder indem 
er in sein Wohnland zurückkehrt, so, als ob ihm 
vorher keinerlei Leistung gewährt worden sei. 
Sehen die Rechtsvorschriften des Wohnlandes eine 
Höchstdauer für den Bezug der Leistungen vor, so 
kann der Träger dieses Landes auf die Dauer die 
Zeit anrechnen, während der bereits Leistungen für 
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den, gleichen Fall der Arbeitslosigkeit nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates ge- 
währt worden sind. 

Absatz 4 bestimmt, daß Versicherungs- und Beschäf- 
tigungszeiten, die in anderen Staaten zurückgelegt 
worden sind, berücksichtigt werden müssen, wenn 
nach den Rechtsvorschriften eines Staates die 
Dauer, während der Leistungen gewährt werden, 
sich nacb den Versicherungs- oder Beschäftigungs- 
zeiten richtet. In jedem Falle aber erhält der Arbeit- 
nehmer Leistungen mindestens während einer Dauer 
von 13 Wochen. 


Artikel 58 

Erstattung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit, die 
von einem Träger eines Mitgliedstaates für Rech- 
nung eines Trägers eines anderen Mitgliedstaates 
gewährt worden sind 

Diese Vorlage hält an dem Grundsatz der Erstat- 
tung der Leistungen bei Arbeitslosigkeit fest und 
zwar: 

— Für die Leistungen, die den Arbeitslosen, die 
ihren Wohnort in das Hoheitsgebiet eines ande- 
ren Mitgliedstaates verlegt haben, nachdem sie 
nach den Rechtsvorschriften eines Mitgliedstaates 
einen Anspruch auf diese Leistungen erworben 
hatten, auf Grund des Artikels 55 im Land ihres 
neuen Wohnortes gewährt worden sind; 

— für die Leistungen, die den sonstigen Arbeit- 
nehmern, außer Grenzgängern, die während 
ihrer letzten Besdiäftigung nicht im Hoheits- 
gebiet des Mitgliedstaates wohnten, dessen 
Rechtsvorschriften für sie galten, bei Arbeits- 
losigkeit auf Grund des Artikels 56 Absatz (1) 
Buchstabe b) Unterabsatz ii) zweiter Satz ge- 
währt worden sind. 

Für die Erstattung dieser Leistungen wird jedoch 
vorgeschlagen, auf ein anderes als das in Artikel 37 
der Verordnung Nr, 3 festgelegte Verfahren, das 
sich als zu kompliziert erwiesen hat, zurückzugrei- 
fen: In Anbetracht der Tatsache, daß einerseits in 
Zukunft im Wohnland des Arbeitslosen die Leistun- 
gen nach den Sätzen dieses Landes gewährt werden 
sollen sowie andererseits der Tatsache, daß die 
Rechtsvorschriften hinsichtlich der Dauer der im 
Falle der Arbeitslosigkeit zu gewährenden Leistun- 
gen grundverschieden sind, bestimmt dieser Artikel, 
daß der zuständige Träger den Gesamtbetrag der für 
seine Rechnung gewährten Leistungen erstattet, je- 
doch für längstens sechs Monate vom Tage des Be- 
ginns der Leistungen an. Die Leistungen, die bei 
Arbeitslosigkeit für einen kürzeren Zeitraum ge- 
währt worden sind, müssen also vom zuständigen 
Träger in vollem Umfange erstattet werden; dage- 
gen bleiben die Leistungen, die über die ersten sechs 
Monate hinaus gewährt worden sind, zu Lasten des 
Trägers des Wohnortes (Absatz 1, Buchstabe a). 

Die während einer geringfügigen Dauer gewährten 
Leistungen bei Arbeitslosigkeit sollen in voller 
Höhe von dem zuständigen Träger erstattet werden; 
die Leistungen, die über die ersten 6 Monate hinaus 


gewährt werden, bleiben zu Lasten des Trägers ihres 
Wohnsitzes. 

Für Saisonarbeiter braucht der zuständige Träger 
jedoch Leistungen bei Arbeitslosigkeit nur bis zum 
Ende des Zeitraumes zu erstatten, der noch bis zum 
Ende der Saison verbleibt (Absatz 1 Buchstabe b). 

Diese Erstattungen erfolgen gegen Nachweis der 
tatsächlichen Ausgaben oder auf der Grundlage von 
Pauschbeträgen nach den von der Verwaltungskom- 
mission festgelegten näheren Einzelheiten (Ab- 
satz 2). 

Es können Vereinbarungen geschlossen werden, die 
andere Erstattungsverfahren oder den Verzicht auf 
jegliche Erstattung vorsehen (Absatz 3). 


Kapitel 7 — Familienleistungen 

Da in den verschiedenen Ländern der Gemeinschaft 
die Bindung zwischen den Familienleistungen und 
den Löhnen lockerer werden sowie in Anbetracht 
von speziellen Familienleistungen, deren Gewäh- 
rung von Tatbeständen abhängig ist, die vom Aus- 
land her schwer nachprüfbar sind, wird vorgeschla- 
gen, daß die Familienangehörigen, die nicht in dem 
Lande wohnen, in dem der Arbeitnehmer versichert 
ist, zukünftig die Familienleistungen nach den 
Rechtsvorschriften ihres Wohnlandes erhalten. Die 
Anwendung dieser Rechtsvorschriften würde es er- 
möglichen, die derzeitigen Beschränkungen hinsicht- 
lich der Leistungen, die gewährt werden können und 
hinsichtlich der Kategorien von Familienangehöri- 
gen, welche diese Leistungen erhalten können, fal- 
len zu lassen; sie würde ferner die Gleichbehand- 
lung der in ein und demselben Land wohnenden 
Familien gewährleisten. 

Weiter wird die Aufnahme von Bestimmungen vor- 
geschlagen, auf Grund der den Arbeitslosen, die 
ihren Wohnort verlegen oder die im Laufe ihrer 
letzten Beschäftigung nicht in dem Lande wohnten, 
dessen Rechtsvorschriften für sie galten, die Mög- 
lichkeit gegeben wird, Familienleistungen für ihre 
Familienangehörigen zu beanspruchen. 

Im Sinne der Entwicklung, die mit den Änderungen 
eingeleitet worden ist, die durch die Verordnung 
Nr. 1/64 am Artikel 42 der Verordnung Nr. 3 vor- 
genommen worden ist, sieht diese Vorlage die glei- 
chen Regeln sowohl für die Gewährung von Fami- 
lienleistungen, der Erhöhungen sowie der Kinder- 
zuschläge für die Rentenberechtigten, als auch für 
die Gewährung von Familienleistungen, Zuschlägen, 
Sonderzuschlägen und Waisenrenten vor. Bekannt- 
lich beruhen die Rechtsvorschriften der Mitglied- 
staaten in diesem Bereich auf unterschiedlichen Kon- 
zeptionen. Die vorgeschlagenen Bestimmungen lau- 
fen darauf hinaus, daß die Gewährung von vollstän- 
digen Leistungen* auf Grund der Rechtsvorschriften 
nur eines Mitgliedstaates erfolgt, so als habe der 
Arbeitnehmer seine ganze Laufbahn unter den 
Rechtsvorschriften dieses Staates zurückgelegt. Dies 
gilt allerdings nicht für die Rentenzuschläge und 
die Waisenrenten im Bereich der Versicherungen 
bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten; für 
diese letzteren gelten weiterhin die Bestimmungen 
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des Kapitels 4, weil es sich bei diesen Leistungen 
um Schadenersatz handelt. 

Die Anwendung der Artikel 60 und 61 hinsichtlich 
der Arbeitnehmer und der Arbeitslosen, denen zu- 
folge die Familienleistungen nach den Bestimmun- 
gen in den Rechtsvorschriften des Wohnlandes der 
Familie erfolgen, hätte in den Fällen zu unlösbaren 
Schwierigkeiten geführt, in denen die Rechtsvor- 
schriften des besagten Landes die Gewährung von 
Rentenzuschlägen oder Waisenrenten vorsieht, und 
wenn der Arbeitnehmer keinerlei Versicherungszeit 
in dem besagten Land zurückgelegt hat. 

Artikel 59 

Erwerb des Anspruchs auf Familienleistungen 

Dieser Artikel entspricht, von einigen rein formel- 
len Änderungen abgesehen, die in der Hauptsache 
den Zweck haben, eine sprachliche Übereinstimmung 
mit den entsprechenden Artikeln dieser Vorlage 
herbeizuführen, dem Artikel 3 der Verordnung 
Nr. 3; er schreibt vor, daß Beschäftigungszeiten, die 
in anderen Staaten zurückgelegt worden sind, soweit 
wie notwendig angerechnet werden müssen, damit 
der Arbeitnehmer einen Anspruch auf Leistungen 
nach den Rechtsvorschriften des Staates erwirbt, 
nach denen er versichert ist. 

Artikel 60 

Gewährung der Familienleistungen für Familienan- 
gehörige, die im Hoheitsgebiet eines anderen als 
des Mitgliedstaates wohnen, dessen Rechtsvor- 
schriften für den Arbeitnehmer gelten 

Die Familienangehörigen erhalten im allgemeinen 
die in den Rechtsvorschriften ihres Wohnlandes vor- 
gesehenen Leistungen; in dem Sonderfall, in dem 
die Familienangehörigen eines entsandten Arbeit- 
nehmers diesen in das Hoheitsgebiet des Staates 
begleiten, in das er entsandt ist, werden die Fami- 
lienleistungen jedoch weiterhin nach den Rechts- 
vorschriften des Staates gewährt, nach denen der 
Arbeitnehmer versichert ist. 

Gewährung der in den Rechtsvorschriften des Wohn- 
landes der Familienangehörigen vorgesehenen Fa- 
milienleistungen 

Erfüllt ein Arbeitnehmer die nach den Rechtsvor- 
schriften eines Mitgliedstaates für den Anspruch auf 
Leistungen erforderlichen Voraussetzungen, so er- 
halten seine Familienangehörigen, die im Hoheits- 
gebiet eines anderen Staates wohnen, auf Grund des 
Absatzes 1 die nach den Rechtsvorschriften dieses 
Staates vorgesehenen Familienleistungen, als ob der 
Arbeitnehmer nach diesen Rechtsvorschriften lei- 
stungsberechtigt wäre; diese Leistungen werden den 
Familienangehörigen vom Träger ihres Wohnortes 
nach den für diesen geltenden Rechtsvorschriften für 
Rechnung des zuständigen Trägers des ersten Staa- 
tes gewährt. 

Diese Vorschriften gelten einheitlich für die Fami- 
lienangehörigen eines Grenzgängers, eines Saison- 
arbeiters oder jedes anderen Arbeitnehmers, 


Vorbedingung ist also, daß für den Arbeitnehmer 
Rechtsvorschriften gelten, die die Gewährung der 
Familienleistungen an sämtliche Einheimischen vor- 
sehen, oder, wenn für ihn Rechtsvorschriften gelten, 
deren Anwendungsbereich berufsbedingt ist, daß die 
Beschäftigungsbedingungen nach diesen Rechtsvor- 
schriften und gegebenenfalls unter Berücksichtigung 
des Artikels 59 erfüllt sind (Ausübung einer Tätig- 
keit, gegebenenfalls während einer bestimmten 
Dauer, Bezug von Krankengeld wegen Arbeitsun- 
fähigkeit nach den Rechtsvorschriften dieses Staa- 
tes), selbst wenn ein Arbeitnehmer, der sich in der 
gleichen Lage befindet, nach den Rechtsvorschriften 
des Wohnlandes keinen Leistungsanspruch hat. 

Zum Bezug der Familienleistungen sind also die- 
jenigen Familienangehörigen berechtigt, für die nach 
den Rechtsvorschriften des Wohnlandes ein An- 
spruch besteht: Nachkommen des Arbeitnehmers 
oder seines Ehegatten, gegebenenfalls seine Ge- 
schwister, Neffen und Nichten, die von ihm aufge- 
nommenen Kinder, sein Ehegatte und seine Ver- 
wandten der aufsteigenden Linie, soweit sie die 
nach diesen Rechtsvorschriften erforderlichen Vor- 
aussetzungen erfüllen (Alter, Schulbesuch, Einkom- 
men usw.). 

Sie erhalten alle Leistungen, die nach diesen Rechts- 
vorschriften vorgesehen sind: die Familienbeihilfen 
„im engen Sinn" und gegebenenfalls auch die ande- 
ren Sonderleistungen wie die Beihilfe bei Alleinver- 
dienst, die vorgeburtlichen Beihilfen, die Woh- 
nungsbeihilfe, die besondere Erziehungsbeihilfe für 
kranke minderjährige Kinder (Leistungen, die nach 
den französischen Rechtsvorschriften vorgesehen 
sind), die Ausbildungszulage (eine nach den deut- 
schen Rechtsvorschriften vorgesehene Leistung), die 
Beihilfen für den Ehegatten oder die in direkter 
Linie verwandten Ascendenten (nach den italieni- 
schen Rechtsvorschriften vorgesehenen Leistungen). 

Diese Regelung soll an die Stelle des in Artikel 40 
Absätze (1) bis (3) der Verordnung Nr. 3 beschlos- 
senen Verfahrens treten, das auf Grund der Ver- 
ordnung Nr. 36 ebenfalls auf Grenzgänger Anwen- 
dung findet. 

Sie ist vorteilhafter, weil sie die Möglichkeit bietet, 
außer den Nachkommen des Arbeitnehmers oder 
seines Ehegatten gegebenenfalls weitere Familien- 
angehörige in den Leistungsbezug einzubeziehen, 
sowie die Gewährung weiterer Familienleistungen 
als nur die Familienbeihilfen „im engen Sinne" und 
schließlich wird den betroffenen Personen die Ge- 
währ gegeben, daß sie im Wohnland alle Leistungen 
erhalten, welche die Familienangehörigen der Ar- 
beitnehmer beziehen, die in diesem Lande ver- 
sichert sind. 

Auf verwaltungsmäßigem Gebiet ist diese Regelung 
zudem einfacher. Die Höhe der Leistungen richtet 
sich nur mehr nach den Rechtsvorschriften eines ein- 
zigen Staates; dadurch entfällt der Vergleich der 
Leistungssätze im Wohnland und im Land, in dem 
der Arbeitnehmer versichert ist; diese Maßnahme ist 
um so schwieriger, als die meisten Rechtsvorschrif- 
ten unterschiedliche Sätze nach Alter und Geburts- 
reihenfolge vorsehen. Ferner kann die Überwachung 
der Leistungsempfänger an Ort und Stelle durchge- 
führt werden, ohne daß die Verwaltungshilfe eines 
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Trägers eines anderen Landes in Anspruch genom- 
men werden muß. 

Sonderfall der Familienangehörigen eines entsand- 
ten Arbeitnehmers, die diesen Arbeitnehmer in das 
Land begleiten, in das er entsandt ist 

Dieser Artikel hält in seinem Absatz (2) an der in 
Artikel 40 Absatz (6) der Verordnung Nr. 3 vorge- 
sehenen Abweichung fest; er erfaßt jedoch allgemein 
die Familienangehörigen und die Familienleistun- 
gen. Begleiten die Familienangehörigen eines in Ar- 
tikel 14 Absatz (1) Buchstabe (a) bezeichneten Ar- 
beitnehmers diesen Arbeitnehmer in das Land, in 
das er entsandt ist, so erhalten sie die Familien- 
leistungen weiterhin nach den Rechtsvorschriften des 
Staates, nach denen der Arbeitnehmer für die Dauer 
seiner Entsendung versichert bleibt, als ob sie ihren 
Wohnort im Hoheitsgebiet dieses Staates beibehal- 
ten hätten. 

Artikel 61 

Gewährung der Familienleistungen an die Familien- 
angehörigen eines Arbeitslosen, die im Hoheits- 
gebiet eines anderen als des Mitgliedstaats wohnen, 
dessen Rechtsvorschriften während seiner letzten 
Beschäftigung für ihn galten 

Dieser Artikel geht auf eine in Artikel 22 der Ver- 
ordnung Nr. 36 für arbeitslose Grenzgänger vorge- 
sehene Bestimmung zurück, ändert diese Bestim- 
mung jedoch so, daß alle Arbeitslosen, die Leistun- 
gen wegen Arbeitslosigkeit namentlich auf Grund 
des Artikels 55 (ein Arbeitsloser, der den Anspruch 
auf diese Leistungen nach der Verlegung seines 
Wohnorts in ein anderes Land behält) oder auf 
Grund des Artikels 56 (ein Arbeitsloser, der wäh- 
rend seiner letzten Beschäftigung nicht in dem Lande 
wohnte, dessen Rechtsvorschriften für ihn galten) 
dieser Vorlage beziehen, erfaßt werden; auf Grund 
dieser Änderung soll das gleiche System für die Ge- 
währung der Familienleistungen gelten, das in Ar- 
tikel 60 Absatz (1) dieser Vorlage vorgeschlagen 
wird. Sind in den Rechtsvorschriften des Mitglied- 
staats, zu dessen Lasten die Leistungen bei Arbeits- 
losigkeit gehen, ausdrücklich Familienleistungen für 
die Arbeitslosen vorgesehen, oder stillschweigend 
vorgesehen, wenn es sich um Rechtsvorschriften 
handelt, die die gesamte Bevölkerung erfassen, so 
hat der Arbeitslose, der nicht im Land seiner letzten 
Beschäftigung wohnt, Anspruch auf die in den 
Rechtsvorschriften seines Wohnlandes vorgesehenen 
Familienleistungen; diese Leistungen werden ihnen 
vom Träger ihres Wohnorts nach den für ihn gelten- 
den Bestimmungen, jedoch zu Lasten des zuständi- 
gen Trägers des Staates, der die Kosten der Lei- 
stungen wegen Arbeitslosigkeit zu tragen hat, ge- 
währt. 

Artikel 62 

Familienleistungen für die Kinder der Rentenbe- 
rechtigten 

Dieser Artikel übernimmt in mehr zusammenhän- 
gender Form die Regelung nach Artikel 42 Absatz 


1 — 4 der Verordnung Nr. 3. Als Leistungen gelten 
die Familienleistungen, allerdings hier mit Aus- 
nahme der Erhöhungen oder der Rentenzulagen bei 
Arbeitsanfällen oder Berufskrankheiten. 

Die so bestimmten Leistungen werden auf Grund 
der Rechtsvorschriften eines einzigen Mitglied- 
staates gewährt, gleichgültig in welchem Mitglied- 
staat die Kinder wohnen. Welche Rechtsvorschriften 
anzuwenden sind, bestimmt sich nach ähnlichen Kri- 
terien wie sie in Artikel 23 Absatz 3 für die Über- 
nahme der Sachleistungen in der Krankenversiche- 
rung für Rentenberechtigte vorgesehen sind: 

a) Wenn eine Rente nach den Rechtsvorschriften 
des Mitgliedstaates geschuldet wird, in dessen 
Hoheitsgebiet der Berechtigte wohnt, so werden 
die Leistungen nach den Rechtsvorschriften die- 
ses Staates gewährt; 

b) Wird nach den Rechtsvorschriften des Mitglied- 
staates, in dessen Hoheitsgebiet der Berechtigte 
wohnt, keinerlei Rente geschuldet, so werden die 
Leistungen nach den Rechtsvorschriften eines an- 
deren Mitgliedstaates geschuldet, nach dessen 
Rechtsvorschriften eine Rente zu gewähren ist; 

c) Sind mehrere Mitgliedstaaten beteiligt, so sind 
die Rechtsvorschriften des Staates anzuwenden, 
in dem die längste Versicherungszeit zurückge- 
legt worden ist; sind diese Zeiten gleich, so 
gelten die Rechtsvorschriften des Staates, in dem 
der Arbeitnehmer zuletzt versichert war. 

Die Rentenzuschläge werden so gewährt und gege- 
benenfalls berechnet, als ob der Arbeitnehmer seine 
gesamte Laufbahn in dem betreffenden Staat zurück- 
gelegt hätte. 

Die Zuschläge bei Arbeitsunfall oder Berufskrank- 
heit, die von diesem Artikel nicht berührt werden, 
sind nach den Artikeln 41 und 49 unter Berücksichti- 
gung von Artikel 47 Absatz 3 zahlbar. 

„Geben die in diesem Artikel bezeichneten Kinder 
Anspruch auf die Familienleistungen auf Grund 
einer Berufstätigkeit, so gelten sie wie bei den Sach- 
leistungen für Rentenberechtigte und ihre Familien- 
angehörigen als Kinder von Arbeitnehmern. 

Diese Ausnahme gilt auch für die in Artikel 63 
bezeichneten Waisen". 

Artikel 63 

Leistungen für Waisen 

So wie die Leistungen nach dem vorhergehenden 
Artikel werden auch die Leistungen für Waisen, 
(Familienzulagen, Sonderzulagen und Waisenrenten 
mit Ausnahme der Leistungen der Versicherung bei 
Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten) nach den 
Rechtsvorschriften eines einzigen Mitgliedstaates 
gewährt, als ob der verstorbene Arbeitnehmer seine 
gesamte Laufbahn unter diesen Rechtsvorschriften 
zurückgelegt hätte: 

a) Unterlag der verstorbene Arbeitnehmer den 
Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in dessen 
Hoheitsgebiet die Waise wohnt, nach den Rechts- 
vorschriften dieses Staates; 
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b) Unterlag der verstorbene Arbeitnehmer nicht 
den Rechtsvorschriften des Mitgliedstaates, in 
dessen Hoheitsgebiet die Waise wohnt, nach den 
Rechtsvorschriften eines anderen Mitgliedstaates, 
in dem der Arbeitnehmer versichert war; handelt 
es sich um mehrere Mitgliedstaaten, so bestim- 
men sich die anzuwendenden Rechtsvorschriften 
wie im vorhergehenden Artikel nach dem Krite- 
rium der längsten oder der letzten Versicherung; 

c) In den Fällen, in denen die Leistungen auf Grund 
von Artikel 62 gewährt wurden, sind auch die 
Waisenleistungen uach denselben Rechtsvor- 
schriften zu gewähren. 

Damit ist eine Lücke in der Verordnung Nr. 3 ge- 
schlossen worden: Artikel 42 Absatz 5 und 6 war 
nur für Familienleistungen für Waisen anwendbar, 
wonach entweder nur die Gewährung von gemin- 
derten Leistungen möglich war, oder umgekehrt zu 
einem Zusammentreffen von Teil- oder Gesamtlei- 
stungen je nach dem Wohnland der Waisen führen 
konnte, wenn der verstorbene Arbeitnehmer wäh- 
rend seiner Laufbahn Rechtsvorschriften unterlegen 
hatte, von denen die einen die Zahlung einer Rente 
und die anderen die Gewährung von Familienlei- 
stungen an die Waisen vorsahen. 

Artikel 64 

Erstattung der von dem Träger eines Staates für 
Rechnung des Trägers eines anderen Staates ge- 
währten Familienleistungen 

Es wird vorgeschlagen, die Erstattung der Familien- 
leistungen vorzusehen, die von dem Träger des 
Wohnsitzes der Familienangehörigen für Rechnung 
des zuständigen Trägers des Staates gewährt wer- 
den, in dem der Arbeitnehmer versichert ist, oder, 
nach Lage des Falles, des Staates, zu dessen Lasten 
die Leistungen bei Arbeitslosigkeit gehen. Diese 
Erstattungen werden in Form von Pauschbeträgen 
vorgenommen, die von der Verwaltungskommission 
nach den in der Durchführungsverordnung vorge- 
sehenen Einzelvorschriften auf der Grundlage der 
Durchschnittskosten der Leistungen bestimmt wer- 
den, die in den Rechtsvorschriften des Staates vor- 
gesehen sind, zu dessen Lasten die Leistungen 
gehen. 

In den Fällen, in denen die Familienangehörigen 
Anspruch auf Leistungen nach den Rechtsvorschrif- 
ten des Mitgliedstaates haben, in dessen Hoheits- 
gebiet sie wohnen, ist keinerlei Erstattung vorge- 
sehen. Diese Bestimmung entspricht derjenigen nach 
Artikel 40 Absatz 8 der Verordnung Nr. 3. 

Es können auch Abkommen getroffen werden, in 
denen andere Erstattungsverfahren vereinbart oder 
auf jegliche Erstattung verzichtet wird. 


Titel IV — Verwaltungskommission 

Dieser Titel entspricht dem Titel III Kapitel 8 der 
Verordnung Nr. 3, abgesehen davon, daß die Rei- 
henfolge der Artikel in der Weise geändert wurde, 
daß der Artikel über den Aufbau der Verwaltungs- 


kommission dem Artikel vorangestellt wurde, in 
dem die Aufgaben der Verwaltungskommission fest- 
gelegt sind. 

Artikel 65 

Aufbau der Verwaltungskommission 

Dieser Artikel übernimmt die Bestimmungen des 
Artikels 44 der Verordnung Nr. 3 abgesehen von 
den folgenden Änderungen: 

— Artikel (1) bestimmt, daß nunmehr an den Arbei- 
ten der Verwaltungskommission auch Vertreter 
der Berufsverbände beteiligt werden. Zugegen 
sind nunmehr mit beratender Stimme: ein Ver- 
treter der Arbeitgeber, ein Vertreter der Land- 
wirte sowie zwei Vertreter der Arbeitnehmer; 
diese Vertreter werden auf Vorschlag der Berufs- 
verbände — auf europäischer Ebene — von der 
Kommission berufen; 

— Entsprechend einem Ratbeschluß aus dem Jahre 
1959 wird in Absatz 4 bestimmt, daß das Sekre- 
tariat der Verwaltungskommission von den 
Dienststellen der Kommission gestellt wird. 

A r t i k e 1 66 

Aufgaben der Verwaltungskommission 

Im wesentlichen werden nach diesem Artikel der 
Verwaltungskommission dieselben Aufgaben zuge- 
wiesen wie sie schon in Artikel 43 der Verordnung 
Nr. 3 festgelegt sind. Eine Ausnahme: die Aufrech- 
nung der Erstattungen zwischen den beteiligten 
Trägern der Mitgliedstaaten wird nach den neuen 
Bestimmungen nicht mehr durch die Verwaltungs- 
kommission vorgenommen; die Mitgliedstaaten ha- 
ben sich für den Weg der direkten Erstattung ent- 
schieden. Der Verwaltungskommission verbleibt 
aber die Aufgabe, die Art und Weise der Erstattun- 
gen im einzelnen festzulegen, ferner zu bestimmen, 
welche Unterlagen für die Rechnungslegung heran- 
zuziehen sind, sowie den beteiligten Trägern zu 
Ende jedes Jahres eine Aufstellung über ihre Gut- 
haben bzw. Schulden gegenüber den anderen Trä- 
gern vorzulegen. 


Titel V — Verschiedene Bestimmungen 

Dieser Titel entspricht vollinhaltlich den Bestim- 
mungen des Titels IV der Verordnung Nr. 3; für die 
ärztlichen Begutachtungen, die außerhalb des zustän- 
digen Staates durchgeführt werden sollen, ist jedoch 
eine neue Bestimmung vorgesehen. 

Artikel 67 

Organisation der Verwaltungskommission 

Dieser Artikel greift die Bestimmungen des Arti- 
kels 44 der Verordnung Nr. 3 auf und stellt klar, 
daß das Sekretariat der Verwaltungskommission 
gemäß der vom Rat im Jahre 1959 getroffenen Ent- 
scheidung von den Dienststellen der Kommission 
getragen wird. 
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A r t i k e 1 68 

Gegenseitige Unterrichtung der zuständigen Behör- 
den — Amtshilfe 

Dieser Artikel greift die Bestimmungen des Artikels 
45 der Verordnung Nr. 3 über den gegenseitigen 
Informationsaustausch der zuständigen Behörden, 
die gegenseitige Amtshilfe und die Annahme von 
Anträgen und sonstigen Unterlagen, die in einer 
anderen Sprache der Gemeinschaft vorgelegt wer- 
den, wobei ferner klargestellt wird, daß auch die 
Gerichte die bei ihnen eingereichten Anträge und 
sonstigen Schriftstücke nicht deshalb zurückweisen 
dürfen, weil sie in einer anderen Sprache der Ge- 
meinschaft abgefaßt sind und daß sie sich für die 
notwendigen Übersetzungen auf Artikel 66 beru- 
fen können, wieder auf. 

A r t i k e 1 69 

Befreiung oder Ermäßigung von Steuernr Stempel- 
nder Gerichtsgebühren sowie Befreiung von der 
Legalisierung 

Dieser Artikel, der inhaltlich voll den Bestimmun- 
gen des Artikels 46 der Verordnung Nr. 3 ent- 
spricht, erstreckt den Vorteil der Befreiung oder 
Ermäßigung von Steuern, Stempel-, Gerichts- oder 
Eintragungsgebühren, die in den Rechtsvorschriften 
eines Mitgliedstaates vorgesehen sind, auf entspre- 
chende Schriftstücke, die in Anwendung der Rechts- 
vorschriften eines anderen Mitgliedstaates oder 
dieser Verordnung vorzulegen sind. 

Artikel 70 

Ärztliche Begutachtungen außerhalb des zustän- 
digen Staates 

Dieser neue Artikel soll die Streitigkeiten über die 
Rechtmäßigkeit einer ärztlichen Begutachtung ver- 
meiden, die im Falle eines Streites ärztlicher Natur 
über den Zustand eines Versicherten, der bei einem 
Träger eines anderen Landes versichert ist, dessen 
Rechtsvorschriften ein Verfahren für die ärztliche 
Begutachtung sowie eine Verfahrensregelung für 
derartige Streitfälle vorsehen, durchgeführt wird. 

Er stellt den Grundsatz auf, daß die nach den Rechts- 
vorschriften des zuständigen Staates vorgesehenen 
ärztlichen Begutachtungen auf Ersuchen des Trägers 
dieses Staates im Hoheitsgebiet des Staates durch- 
geführt werden können, in dem sich der Leistungs- 
berechtigte befindet, und zwar durch den Träger sei- 
nes Wohn- oder Aufenhaltsortes; die Vorausset- 
zungen, unter denen derartige Begutachtungen 
durchgeführt werden können, sollen in der Durch- 
führungsverordnung festgelegt werden oder in Er- 
mangelung einer derartigen Regelung, im Wege 
einer Vereinbarung zwischen den zuständigen Be- 
hörden der beteiligten Staaten {Absatz 1). 

Die unter diesen Voraussetzungen durchgeführten 
Begutachtungen gelten als im Hoheitsgebiet des 
zuständigen Staates durchgeführt, d. h., daß sie 
die gleiche Wirkung haben wie die, die nach dem in 
den Rechtsvorschriften dieses Staates festgelegten 


Verfahren durchgeführten ärztlichen Begutachtungen 
(Absatz 2). 

Artikel 71 

Zahlungen an Träger oder Berechtigte im Hoheits- 
gebiet eines anderen Mitgliedstaates 

Dieser Artikel, der inhaltlich mit Artikel 48 der 
Verordnung Nr. 3 übereinstimmt, behandelt die Zah- 
lungen, die auf Grund der Verordnung an Träger 
oder Personen zu leisten sind, die sich in einem 
anderen Land der Gemeinschaft befinden. Absatz (1) 
ist unbeschadet der erleichterten Überweisung für 
Leistungen der sozialen Sicherheit ergänzt worden, 
um den Schuldnerträger die Zahlungen in der Wäh- 
rung des einen oder anderen Staates zu ermög- 
lichen. 

Artikel 72 

Streitigkeiten zwischen den Mitgliedstaaten 

Dieser Artikel, der inhaltlich mit Artikel 49 der Ver- 
ordnung Nr. 3 übereinstimmt, sieht ein Verfahren 
vor, das vor der Klageerhebung vor dem Gerichts- 
hof für alle Fälle zur Anwendung kommt, in denen 
Streitigkeiten zwischen zwei oder mehr Mitglied- 
staaten über die Auslegung oder Anwendung der 
Verordnung auftreten. 

A r t i k e 1 73 

Sonderbestimmungen über die Anwendung der 
Rechtsvorschriften verschiedener Mitgliedstaaten 

Dieser Artikel bestimmt die Aufnahme der Son- 
derbestimmungen über die Anwendung der Rechts- 
vorschriften verschiedener Mitgliedstaaten in einem 
Anhang. 

Artikel 74 

Beitragseinzug in einem anderen Mitgliedstaat 

Dieser Artikel hält an dem in Artikel 51 der Ver- 
ordnung Nr. 3 festgelegten Grundsatz fest, daß die 
einem Träger eines Mitgliedstaates geschuldeten 
Beiträge in einem anderen Mitgliedstaat nach dem 
Verwaltungsverfahren und mit den Sicherungen und 
Vorrechten, die in den Rechtsvorschriften dieses an- 
deren Staates vorgesehen sind, eingezogen werden 
können. Einzelheiten für die Anwendung dieses 
Grundsatzes sollen aber nur soweit wie nötig im 
Wege zweiseitiger Vereinbarungen geregelt wer- 
den. 

Artikel 76 

Ersatzanspruch bei Schadensfällen, die im Hoheits- 
gebiet eines anderen als des zuständigen Mitglied- 
staates verursacht wurden oder eingetreten sind. 

Dieser Artikel greift in seinem Absatz 1, von eini- 
gen rein formellen Änderungen abgesehen, auf den 
ersten Absatz des Artikels 53 der Verordnung Nr. 3 
zurück, und zwar hinsichtlich der Anerkennung des 
Anspruchsübergangs oder des unmittelbaren An- 
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Spruchsübergangs oder des unmittelbaren Anspruchs 
des Schuldnerträgers gegenüber dem nach den 
Rechtsvorschriften des zuständigen Staates ersatz- 
pflichtigen Dritten. 

In Anbetracht der Tatsache, daß ein Arbeitgeber 
oder seine Mitarbeiter nicht immer als Dritte gelten, 
stellt der Artikel in seinem Absatz 2 klar, daß Ab- 
satz (1) auch für Ersatzansprüche gilt, die in den 
Fällen gegen einen Arbeitgeber oder seine Mit- 
arbeiter geltend gemacht werden, in denen sie nicht 
von der Ersatzpflicht befreit sind; er bestimmt, daß 
die Fälle, in denen sie von der Ersatzpflicht befreit 
oder in denen sie ersatzpflichtig sind, nach dem 
Recht des zuständigen Staates bestimmt werden, 
d. h. des Staates, in dem der Arbeitnehmer im Zeit- 
punkt des Eintritts des Arbeitsunfalls oder der Be- 
rufskrankheit oder des Wegeunfalles versichert ist. 

Auf Grund der Urteile des Gerichtshofs in den 
Rechtssachen 31/64 und 33/64 schien es nicht erfor- 
derlich, wie in der Verordnung Nr. 3 festzulegen, 
daß die Durchführung dieser Bestimmungen durch 
zweiseitige Abkommen zu regeln sei. 


Titel VI — Übergangs- und Schlußbestimmungen 

Artikel 76 

Übergangsbestimmungen 

Dieser Artikel enthält die gleichen Bestimmungen 
wie Artikel 53 der Verordnung Nr. 3 in bezug auf 
Leistungen und erweitert ihre Geltung auf alle An- 
sprüche, die das Inkrafttreten dieser Verordnung 
berühren kann, die ihrerseits außer Leistungen auch 
Beiträge sowie die Ansprüche gegen Schadensersatz- 
pflichtige betreffen. 

Die ersten drei Absätze legen die allgemeinen 
Grundsätze für die zeitliche Anwendung dieser Ver- 
ordnung fest: sie begründet keinen Anspruch für 
Zeiträume vor ihrem Inkrafttreten (Absatz 1), wohl 
aber auf die Anwartschaftsrechte vor diesem Zeit- 
punkt ■ — • Versicherungs-, Beschäftigungs- und 
Wohnzeiten — (Absatz 2) — wonach der Eintritt 
eines Versicherungsfalles (Absatz 3) auch nach 
ihrem Inkrafttreten berücksichtigt wird. 

Die weiteren vier Absätze betreffen die nachträg- 
liche Änderung bereits vorher geregelter Versiche- 
rungsverhältnisse: auf Antrag der Versicherten kön- 
nen wegen der Staatsangehörigkeit oder des Wohn- 
sitzes nicht festgestellte oder zum Ruhen gebrachte 
Leistungen festgestellt oder zum Wiederaufleben 
gebracht [Absatz (4)], und bereits festgestellte Ren- 
ten neu festgestellt werden [Absatz (5)]. Die An- 
träge sind binnen zwei Jahren zu stellen, anderen- 
falls werden die Ansprüche nicht ab dem Tage des 
Inkrafttretens der Verordnung, sondern der Antrag- 
stellung und unbeschadet der innerstaatlichen Aus- 
schluß- und Verjährungsbestimmungen wirksam 
[Absätze (6) und (7)]. 

Eine Sonderbestimmung gewährleistet die Aufrecht- 
erhaltung der Ansprüche der Arbeitnehmer, die auf 
Grund früherer, durch Eintragung in den Anhang 
D der Verordnung Nr. 3 weiterhin geltender bilate- 
raler Abkommen, die nach den Rechtsvorschriften 


ihres Beschäftigungslandes vorgesehenen Familien- 
beihilfen ohne Begrenzung für Kinder erhalten, die 
im Hoheitsgebiet anderer Mitgliedstaaten wohnen. 
Da es sich um Leistungen handelt, die nicht wie 
die Renten zu einer endgültigen Feststellung Anlaß 
geben, ist eine Sonderbestimmung notwendig, um 
nach Inkrafttreten dieser Verordnung die Erhaltung 
der erworbenen Leistungen zu gewährleisten, näm- 
lich die Zahlung einer Ausgleichszulage durch die 
Träger des Wohnlandes in den Fällen, in denen 
der künftighin zu zahlende Betrag der in den 
Rechtsvorschriften dieses Landes vorgesehenen Lei- 
stungen niedriger ist als derjenige der vorher vom 
Beschäftigungsland gezahlten Leistungen. Die pau- 
schale Erstattung durch die Träger des Beschäfti- 
gungslandes an die Träger des Wohnlandes gemäß 
Artikel 64 soll so berechnet werden, daß sie ggf. den 
Wert dieser Zulage deckt. Aus Gründen der Ver- 
waltungsvereinfachung wird der Betrag dieser Zu- 
lage als Leistung des Wohnlandes angesehen und 
ist von späteren Änderungen, die sich ggf. in der 
Höhe der Leistungen des Beschäftigungslandes er- 
geben könnten, unabhängig. 

Artikel 77 

Dieser Artikel besagt, daß in einer Reihe von Arti- 
keln genannten Anhänge, die durch einer spätere 
Verordnung erlassen werden, Bestandteil dieser 
Verordnung sein sollen. Sie können daher nur in 
gleicher Weise geändert wie erlassen werden, d. h. 
durch eine Verordnung des Rats. 

Artikel 78 

Notifizierung der an den Anhängen vorzunehmen- 
den Änderungen 

Notifizierung der in Artikel 3 bezeichneten Er- 
klärungen 

Dieser Artikel sieht ein Verfahren für die Notifizie- 
rung der Rechtsvorschriften vor, für die diese Ver- 
ordnung gilt, das dem in der Verordnung Nr. 109/65 
vom 30, Juni 1965 für die Anhänge der Verordnung 
Nr. 3 aufgestellten Verfahren entspricht. 

Artikel 79 

Näheres zur Durchführung dieser Verordnung 

Dieser Artikel bestimmt, daß eine spätere Verord- 
nung die Anwendung dieser Verordnung im einzel- 
nen regelt. 

Artikel 80 

Inkrafttreten und Außerkrafttreten der Verordnun- 
gen Nr. 3 und Nr. 36/63 

Dieser Artikel bestimmt, daß diese Verordnung ein- 
schließlich Anhänge an die Stelle der Verordnungen 
Nr. 3 und 36/63 tritt und sie außer Kraft setzt; sie 
soll mit der dazugehörigen Durchführungsverord- 
nung zu einem Zeitpunkt in Kraft treten, der aus 
verwaltungsmäßigen Gründen auf den Ersten des 
siebenten Monats nach Veröffentlichung der Durch- 
führungsverordnung festgelegt wird. 
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Vorschlag einer Entscheidung des Rats 
über die Anwendung des Artikels 51 des Vertrages auf die 
französischen überseeischen Departements 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
WIRTSCHAFTSGEMEINSCHAFT — 

gestützt auf den Vertrag, insbesondere auf Arti- 
kel 227 Absatz (2), 

auf Vorschlag der Kommission 

und in Erwägung nachstehender Gründe: 

Nach Artikel 227 Absatz 2 Ziffer 2 ist es Aufgabe 
des Rats, für Algerien und die französischen über- 
seeischen Departements die Bedingungen für die 
Anwendung der nicht unter Buchstabe a) aufgeführ- 
ten Vertragsbestimmungen und insbesondere die 
Bestimmungen über die Freizügigkeit der Arbeit- 
nehmer festzulegen. 

Bei der Annahme der Verordnung Nr. 3 über die 
Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer hatte 
der Rat bereits beschlossen, Algerien und die fran- 
zösischen überseeischen Departements in den Ge- 
tungsbereich dieser Verordnung einzubeziehen. 

Es liegt ihm der Vorschlag für eine Verordnung 
zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicher- 
heit für Arbeitnehmer vor, die an die Stelle der in 
Kraft befindlichen Regelung treten soll. 


Durch die Verordnung Nr. 109/65 vom 30. Juni 
1965 wurde Algerien im Anhang A der Verordnung 
Nr. 3 gestrichen. 

Die Koordinierung der Systeme der sozialen 
Sicherheit für Arbeitnehmer ist auf die französischen 
überseeischen Departements weiterhin anzuwenden. 

Eine allgemeine Bestimmung, wonach Artikel 51 
des Vertrages auch für die französischen Übersee- 
Departements gilt, ist eine Festlegung des Geltungs- 
bereichs in jeder einzelnen Verordnung vorzu- 
ziehen. 

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN: 

Artikel 1 

Artikel 51 des Vertrages gilt für die französischen 
überseeischen Departements. 

Artikel 2 

Diese Entscheidung tritt am gleichen Tage in Kraft 
wie die Verordnung zur Koordinierung der Systeme 
der sozialen Sicherheit für Arbeitnehmer. 
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Europäische 

Wirtschaftsgemeinschaft 


Anwendungsbereich der Gemeinschaftsverordnungen 
auf dem Gebiet der sozialen Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 

Ergebnisse 1963 
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1. Zahl der Berechtigten — Sämtliche Versicherungsfälle 

A. Dauerbeschäftigte Arbeitnehmer 

(Aufschlüsselung nach Staatsangehörigkeit) 





Beschäftigungsland 




Belgien 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Staatsangehörigkeit 

(30. Juni 

(30. Juni 

(1. März 

(31. Dezem- 

(1. Oktober 

(30. Novem- 

1963) 

1963) 

1962) 

ber 1963) 

1963) 

ber 1963) 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

(7) 

Belgier 

— 

6 690 

22 040 

70 

3 340 


Deutsche 

3 960 

— 

23 620 

630 

3 470 

6 740 

Franzosen 

6 490 

20 060 

— 

420 

1 780 

470 

Italiener 

55 290 

299 230 

267 280 

— 

10 800 

6 200 

Luxemburger 

20 

860 

1 5 620 i 

— 

— 


Niederländer 

5 230 

58 130 

90 

310 

— 

Summe . . . 

70 990 

384 970 

318 560 

1 210 

19 700 

13410 

Staatenlose 

1 20 420 

10 740 

. 


630 

3 470 

Flüchtlinge 

1 990 



10 

1 830 

insgesamt . . , 

91 410 

397 700 

318 560 

1 210 

20 340 

18 710 


Quellen 

Belgien: 

Bundesrepublik Deutschland: 
Frankreich: 

Italien: 

Luxemburg: 

Niederlande: 


ingesamt . . . 


Institut National d'Assurance maladie-invalidite (INAMI) 

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (BAA) 
Institut National de la Statistique et des etudes economiques (INSEE) 
Ministro deli'Interno 
Caisses de maladie 
Rijksarbeidsbureau 


847 930 
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B. Grenzarbeiter 

(Aufschlüsselung nach Wohnland und nach Beschäftigungsland) 





Beschäftigungsland 




Belgien 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

Wohnland 

(Durch- 
schnitt 1963) 

(30. Septem- 
ber 1963) 

(30. Septem- 
ber 1963) 

(30. Septem- 
ber 1963) 

(30. Novem- 
ber 1963) 

(1) 

(2) 

(3) 

(4) 

(5) 

(6) 

P) 

Belgien 

— 

2 920 

34 550 




16 310 

Deutschland 

30 

— 

4 080 

— 

1 310 

910 

Frankreich 

800 

9 360 

— 

— 

. 

— 

Italien 


— 


— 

— 

— 

Luxemburg 


10 


— 

— 

— 

Niederlande 

2 610 

27 040 

— 

1 

— 

— 

insgesamt . . . 

3 440 

i 

39 330 

38 630 

— 

1 310 

17 220 


Quellen (nach Beschäftigungsland) 


ingesamt . . . 


Belgien: 

Bundesrepublik Deutschland; 
Frankreich: 

Luxemburg; 

Niederlande: 


Office National de l'Emploi 

Bundesanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung (BAA) 

Office Departemental de la Main-d'oeuvre — Lille 

BAA 

Rijksarbeidsbureau en Ziekenfondsraad 


99 930 
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C. Saisonarbeiter (Schätzung) 

(Gliederung nach Wohnland und Beschäftigungsland — Saison 1963) 



Beschäftigungsland 


Wohnland 



Insgesamt 


Deutschland 

Frankreich 


Belgien 

.. — 

2 500 

2 500 

Italien 

35 000 

12 000 

47 000 

insgesamt . . . 

35 000 

14 500 

49 500 


D. Zusammenfassung 


Dauerbeschäftigte 847 930 

Grenzarbeiter 99 930 

Saisonarbeiter 49 500 


insgesamt . . . 997 360 


Bemerkung 

Diese Zahlen geben lediglich an, wieviel Personen im Bezugszeitpunkt versichert waren; 
die Zahl der Berechtigten ist wesentlich höher. Um das verständlich zu machen, braucht 
nur auf den Tatbestand der Wanderungen hingewiesen werden, der besonders stark 
kumulierend wirkt, weil der Wanderungsindex der ausländischen Arbeitskräfte außer- 
gewöhnlich hoch ist. 

Die Gesamtzahl, die nur aufgeführt ist, um ein Bild von der Größenordnung zu vermitteln, 
ist ferner unvollständig, weil sie nicht die unter die Verordnung über die Seeleute fallen- 
den Arbeitnehmer einschließt, eine Gruppe von Versicherten, deren Zahl zur Zeit noch 
nicht angegeben werden kann. 
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11. Zahl der Berechtigten — Bestimmte Versicherungsfälle 

A. Rentner und Hinterbliebene — Rentner bei Alter, Invalidität, Arbeitsunfall, 

Berufskrankheit oder Tod 

(Berechtigungsjahr 1963) 



Wohnland 

Schuldnerländer 

Belgien 

Deutsch- 

land 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Insgesamt 

Belgien 



550 

2 590 

5 090 

290 

1 980 

10 500 

Deutschland 

3 340 

— 

11 970 

27 740 

570 

29 450 

73 070 

Frankreich 

23 100 

16 500 

— 

34 660 

2 680 

270 

77 210 

Italien 

1 630 

950 

6 730 

— 

100 

20 

9 430 

Luxemburg 

1 180 

1 140 

470 

1 330 

— 

10 

4 130 

Niederlande 

4 060 

10 060 

30 

40 

10 

— 

14 200 

insgesamt . . , 

33 310 

29 200 

21 790 

68 860 

3 650 

31 730 

188 540 


B. Familien mit Anspruch auf ärztliche Betreuung 

(Familien von Arbeitnehmern und Rentnern) 
(Berichtsjahr 1963) 



Schuldnerländer 

Wohnländer 

Belgien 

Deutsch- 

land 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Insgesamt 

Belgien 

— 

70 

40 

— 

20 

— 

130 

Frankreich 

660 

360 

— 

210 

80 

— 

1 310 

Italien *) 

4 960 

149 680 

10 330 

— 

200 

820 

165 990 

Luxemburg 

30 

40 

270 

10 

— 

— 

350 

insgesamt . . . 

5 650 ’ 

150 150 

10 640 

220 

300 

820 

167 780 *) 


*) vorläufige Zahlen 
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C. Sonstige Berechtigte 

(Entsandte Arbeitnehmer und deren Familien, 
vorübergehend Beschäftigte und deren Familien usw.) 

(Berichtsjahr 1963) 



Schuldnerländer 

Gläubigerländer 

Belgien 

Deutsch- 

land 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Insgesamt 

Belgien 

— 

710 

450 

30 

110 

140 

1 440 

Deutschland 

630 

— 

2 960 

680 

110 

3 130 

7 510 

Frankreich 

1 390 

1 510 

— 

340 

70 

130 

3 440 

Italien 

5 200 

26 640 

3 960 

— 

200 

640 

36 640 

Luxemburg 

160 

380 

440 

— 

— 

30 1 

1 010 

Niederlande 

330 

8 950 

40 

10 

10 

— ! 

9 340 

Insgesamt . . . 

7 710 

38 190 

7 850 

1 060 

500 

4 070 

59 380 


Arbeitnehmer und Gleichgestellte nebst Familien (namentlich Ferienarbeiter, Studenten usw.) sowie Rentner 
nebst Familien. Zahlen unvollständig. 


D. Empfänger von Kindergeld 





Land, in dem die Kinder 

aufwachsen 



Schuldnerländer 

Belgien 

Deutsch- 

land 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

Insgesamt 

Belgien 

— 

20 

610 

3 500 

30 

6 630 

10 790 

Deutschland *) 

310 

— 

940 

53 060 

40 

14 630 

68 980 

Frankreich 

25 710 

5 140 

— 

9 700 

310 

20 

40 880 

Luxemburg 

2710 

940 

300 

6 120 

— 

10 

10 080 

Niederlande 

14 210 

1 050 

80 

930 

— 

— 

16 270 

Insgesamt , . . 

42 940 

7 150 

1 930 

73 310 

380 

21 290 

147 000 *) 


*) Zahlen unvollständig 
Hinweis 

Ein Vergleich zwischen der Zahl der als Berechtigte für Sachleistungen (ärztliche Betreuung) verzeichneten Fami- 
lien und der Zahl der Familien, die Kindergeld erhalten haben, berechtigt zu der Annahme, daß die tatsächliche 
Zahl der Kinder von Arbeitnehmern, die im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats beschäftigt sind, beträchtlich höher 
ist als in der Tabelle angegeben. Diese Zahlen müssen u. a. berichtigt werden, um die Zahl der Kinder von in 
Deutschland Tätigen (zweites Kind) zu berücksichtigen, die von diesen Statistiken nicht erfaßt sind (schätzungsweise 
rund 90 000). Bemerkenswert ist auch, daß die durchschnittliche Kinderzahl je Arbeitnehmerfamilie der in Frankreich 
beschäftigten Arbeitnehmer der anderen Mitgliedstaaten im Jahre 1964 2,66 betrug. 
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E. Zusammenfassung der Zahl der Berechtigten im Jahre 1963 


Bestimmte Versicherungsfälle 

1. Zahlen der einzelnen Tabellen 

A — Rentner und Hinterbliebene 188 500 

B — Familien, die Sachleistungen erhielten 167 800 

C — Andere Gruppen 59 400 

D — Kinder 147 000 

insgesamt . . . 562 700 

2. Bemerkungen 


Die Zahl der Familienangehörigen, die individuell Leistungen 
erhielten, ist höher als die hier angegebene Zahl der Familien. 

Entsprechend ist die unter „Sonstige" verzeichnete Zahl der Berech- 
tigten niedriger als die tatsächliche Zahl der einzelnen Berech- 
tigten. Zu berücksichtigen ist ferner, daß es sich um vorläufige und 
unvollständige Angaben handelt. 

Entsprechend den Bemerkungen auf Seite 67 ist die Zahl der Kin- 
der von Arbeitnehmern im Hoheitsgebiet eines anderen Mitglied- 
staats um rund 90 000 zu erhöhen. 

Die Zahl der Empfänger von Leistungen bei Arbeitslosigkeit kann 
zur Zeit noch nicht ermittelt werden. 


3. Zusammenfassung der Zahl der Berechtigten — Sämt- 
liche Versicherungsfälle 997 360 

Zusammenfassung der Zahl der Berechtigten — 

Bestimmte Versicherungsfälle 562 700 

insgesamt ... 1 560 060 
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III. Höhe der Leistungen 

(in bfrs.) 

A. Rente bei Alter, Invalidität, Arbeitsunfall, Berufskrankheit oder Tod 



Beträge bezahlt an: 

Beträge 
bezahlt von: 

Belgien 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Niederlande 

insgesamt 

Belgien .... 

' 

11 754 000 

61 467 000 

274 951 000 

4 170 000 

28 183 OOC 

380 525 000 

Deutschland , 

41 711 000 

— 

241 047 000 

181 868 000 

6 722 000 

308 454 000 

779 802 000 

Frankreich . . 

310 334 000 

198 651 000 

— 

338 859 000 

32 463 000 

2 638 000 

882 945 000 

Italien .... 

14 911 000 

6 586 000 

69 222 000 

— 

957 000 

192 000 

91 868 000 

Luxemburg . 

43 095 000 

25 436 000 

10 470000 

29 136 000 

— 

323 000 

108 460 000 

Niederlande 

23 701 000 

56 325 000 

256 000 

677 000 

70 000 

— 

81 029 000 

insgesamt . . . 

433 752 000 

298 752 000 

382 462 000 

825 491 000 

44 382 000 

339 790 000 

2 324 619 000 


B. Ärztlidie Betreuung — Familien 
(bfrs.) 



Schuldnerländer 

Wohnland 

Belgien 

Deutschland 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

insgesamt 

Belgien 



147 000 

50 000 



18 000 


215 000 

Frankreich 

2 92,2 000 

1 629 000 

— 

686 000 

345 000 

— 

5 582 000 

Italien *) 

14 043 000 

358 373 000 

29 214 000 

— 

J 0 508 000 

2 114 000 

414 252 000 

Luxemburg 

104 000 

134 000 

814 000 

13 000 

— 

4 000 

1 069 000 

insgesamt . . . 

17 069 000 

360 283 000 

30 078 000 

699 000 

10 871 000 

2 118 000 

421 118 000*) 


*) vorläufige Zahlen 
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C. Ärztliche Betreuung — Sonstige 

(bfrs.) 

(Entsandte Arbeitnehmer und ihre Familien, vorübergehend Beschäftigte und 

ihre Familien usw.) 



Schuldnerländer 

Gläubigerländer 

Belgien 

Deutsch- 

land 

Frankreich 

Italien 

Luxemburg 

Nieder- 

lande 

insgesamt 

Belgien 



1 096 000 

769 000 

40 000 

89 000 

256 000 

2 250 000 

Deutschland 

3 620 000 

— 

2 196 000 

3 011 000 

376 000 

1 559 000 

10 762 000 

Frankreich 

3 484 000 

3 380 000 

— 

1 304 000 

241 000 

282 000 

8 691 000 

Italien 

6 978 000 

25 969 000 

9 814 000 

— 

571 000 

739 000 

44 071 000 

Luxemburg 

137 000 

454 000 

1 503 000 

— 

— 

45 000 

2 139 000 

Niederlande 

612 000 

7 837 000 

97 000 

8 000 

4 000 

— 

8 558 000 

insgesamt . . . 

14 831 000 

38 736 000 

14 379 000 

4 363 000 

1 281 000 

2 881 000 

76 471 000 


D. Familienzulagen 

(bfrs.) 



Land, in dem die Kinder aufwachsen 

Schuldnerland 

Belgien 

Deutsch- 

land 

Frankreich 

Italien 

Luxem- 

burg 

Niederlande 

insgesamt 

Belgien 



90 000 

4 975 000 

29 289 000 

1 222 000 

69 276 000 

104 852 000 

Deutschland *) . . 

858 000 


3 315 000 

140 276 000 

86 000 

36 457 000 

180 992 000 

Frankreich 

260 299 000 

42 874 000 

— 

43 831 000 

2 379 000 

120 000 

349 503 000 

Luxemburg .... 

16 309 000 

9 854 000 

1 865 000 

16 982 000 

— 

33 000 

45 043 000 

Niederlande .... 

34 736 000 

4 585 000 

165 000 

2 331 000 

— 

— 

41 817 000 

insgesamt . . . , 

312 202 000 

57 403 000 

10 320 000 

232 709 000 

3 687 000 

105 886 000 

722 207 000*) 


*) Zahlen unvollständig 
Hinweis 

Die Ausführungen auf Seite 67 bezüglich der Zahl derjenigen, die Anspruch auf Kindergeld haben, gelten hier auch. 
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£. Zusammenfassung der Leistungen im Jahre 1963 
in einem anderen Lande als dem des Schuldner-Trägers 


1. Zahlen der einzelnen Tabellen in bfrs. 

A — Rentner und Sonstige 2 324 629 000 

B — Ärztliche Betreuung — Familien 421 118 000 

C — Ärztliche Betreuung — Sonstige 76 471 000 

D — Kindergeld 722 207 000 

3 544 425 000 bfrs. 


(gleich rund 71 Millionen Rechnungseinheiten) 


Bemerkungen 

Die Zahlen über die ärztliche Betreuung von Familienangehörigen 
sind vorläufig; es ist anzunehmen, daß sie steigen werden. 

Die Beträge für die ärztliche Betreuung in der Kategorie „Sonstige" 
sind mit ziemlicher Sicherheit gleichfalls niedriger als in Wirklichkeit, 
weil die Träger nicht sämtliche Aufwendungen für ärztliche Betreuung 
während des Aufenthalts im Gebiet eines anderen Mitgliedstaats 
kennen (dies gilt namentlich für Ferienarbeiter). 

Aus demselben Grund wie auf Seite 67 angeführt, ist der Betrag für 
Kindergeld zu erhöhen, und zwar u. a. um 125 Mül. bfrs. 

Die Zahlen über Leistungen bei Arbeitslosigkeit sind nicht bekannt. 


IV. Allgemeine Ausführungen 


In etwa gleiche Zeitspannen, wie sie die meisten 
Mitgliedstaaten benötigen, um statistisches Zahlen- 
material über die Ergebnisse der Durchführung ihrer 
eigenen Rechtsvorschriften auf dem Gebiet der So- 
zialen Sicherheit zu gewinnen, sind auch erforderlich, 
um exakte Daten über die Anwendung der Gemein- 
schaftsverordnungen während eines bestimmten 
Zeitraums zu erhalten. Annähernd vollständige Zah- 
lenangaben liegen zur Zeit für das Rechnungsjahr 
1963 vor. 

Die vorstehenden Tabellen enthalten das Wesent- 
liche dieser Ergebnisse für 1963. 

Die Zahl der Arbeitnehmer innerhalb der Gemein- 
schaft, die im Laufe des Jahres 1964 in einem ande- 
ren Mitgliedstaat als ihrem Herkunftsland beschäf- 
tigt waren und auf die infolgedessen die Verordnun- 
gen Anwendung fanden, kann auf rund eine Million 
geschätzt werden^). Berücksichtigt man ferner die 


Einschließlich Grenzgänger und Saisonarbeiter sowie 
Staatenlose und Flüchtlinge, die in den Geltungs- 
bereich der Verordnungen fallen. 


Familienangehörigen der erwerbstätigen Wander- 
arbeitnehmer, die ehemaligen Wanderarbeitnehmer, 
die eine Invaliditäts- oder Altersrente erhalten, sowie 
deren Familienangehörigen, die Hinterbliebenen von 
Wanderarbeitnehmern sowie sonstige Arbeitnehmer 
(Nichtwanderarbeitnehmer, Studenten nebst Fami- 
lienangehörigen, Krankenpflichtversicherte), die 
während eines Aufenthalts in einem anderen Ge- 
meinschaftsland, z. B. während eines Urlaubs, die 
Krankenversicherung dieses Landes in Anspruch 
nehmen mußten und deren von Jahr zu Jahr zuneh- 
mende Zahl nur sehr schwer einhandfrei zu ermit- 
teln ist, so kann die Gesamtzahl der Personen, auf 
die die Gemeinschaftsregeiungen im Berichtsjahr An- 
wendung fanden, auf etwa zwei Millionen geschätzt 
werden. 

Die Kenntnis der Verordnungen der Gemeinschaft 
über die Soziale Sicherheit der Wanderarbeitnehmer 
verbreitet sich, wie sich an mehreren Tatbeständen 
zeigt, mehr und mehr, und die Zahl der Wander- 
arbeitnehmer, die sich auf ihre Bestimmungen be- 
rufen, wächst stetig. Diese zunehmende Anwendung 
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der Verordnungen macht sich allerdings weniger in 
der steigenden Zahl der aktiven Wanderarbeitneh- 
mer als in der Höhe der Aufwendungen für gewährte 
Leistungen bemerkbar. 

Beachtenswert sind u. a. folgende kennzeichnende 
Tatbestände: Zunächst die Zunahme der vorüber- 
gehenden Aufenthalte — während und auch außer- 
halb der Ferienzeit — im Hoheitsgebiet eines ande- 
ren Mitgliedstaats als des gewöhnlichen Beschäfti- 
gungs- oder Wohnlandes, und zum anderen die an- 
teilmäßige Zunahme der Zahl von Personen, — er- 
werbstätige Wanderarbeitnehmer, Rentner, Fami- 
lienangehörige — , deren Gesundheitszustand wäh- 
rend eines solchen vorübergehenden Aufenthaltes 
eine ärztliche Betreuung erforderlich macht. 

Interessant ist ferner die Feststellung, daß sowohl 
die Zahl als auch die Höhe der verschiedenen Arten 
von Renten ganz allgemein zugenommen haben. 

Die auffallendste Zunahme zeigt sich jedoch im Teil- 
bereich der Aufwendungen für Sachleistungen bei 
Krankheit an die im Herkunftsland der Wander- 
arbeitnehmer zurückgebliebenen Familien sowie für 
Sachleistungen bei Krankheit an Rentner und ihre 
Familien. Dieses Anwachsen äußert sich sowohl in 
der Zahl der verzeichneten Familien und demzufolge 
in der Gesamtzahl der Monate, für die Leistungs- 
ansprüche bestanden, als auch in der Höhe der ge- 
währten Leistungen; ferner wirkt sich hier auch die 
allgemeine Verteuerung der Sachleistungen bei 
Krankheit aus. 

Damit kommt man zu einer Betrachtung der Aus- 
wirkungen der Verordnungen der Gemeinschaft auf 
die Höhe der gewährten Leistungen an Berechtigte, 
die außerhalb des Landes des Schuldner-Trägers 
wohnen: Arbeitnehmer, Rentner und deren Fami- 
lien. Für das Rechnungsjahr 1963 werden Zahlen von 
knapp vier Milliarden belgische Franken (80 Mil- 
lionen Rechnungseinheiten) ausgewiesen; es ist an- 
zunehmen, daß dieser Betrag in Wirklichkeit höher 


liegt, weil die Zahlenangaben über die gewährten 
Sachleistungen und Kindergeldzahlungen nicht voll- 
ständig sind und der Betrag für die Leistungen bei 
Arbeitslosigkeit nur schwer zu ermitteln ist. Die 
durch die Gesamtheit der Leistungsgewährung für 
die Wanderarbeitnehmer und ihre Familien beding- 
ten, jährlichen Kapitalbewegungen steigen gegen- 
wärtig jährlich um rund 10 v. H. Die Zahlungen für 
Renten machen mehr als die Hälfte aller gewährten 
Leistungen aus, die Kindergeldzahlungen etwa 
25 V. H. der Gesamtsumme. Der Restbetrag verteilt 
sich auf Leistungen bei Krankheit (Sachleistungen 
und gegebenenfalls auch Geldleistungen) und bei 
Arbeitslosigkeit. 

Ermittlungen über die Anwendung der beiden am 
1. Februar 1964 in Kraft getretenen Verordnungen 
über die Soziale Sicherheit der Grenzgänger sowie 
der Saisonarbeiter und sonstigen Arbeitnehmer, die 
nicht in dem Land wohnen, dessen Rechtsvorschriften 
für sie gelten, waren bisher kaum möglich. Es soll 
hier lediglich auf die große Zahl belgischer Grenz- 
gänger in Frankreich hingewiesen werden. Berück- 
sichtigt man nur die Saisonarbeiter, die Staatsange- 
hörige der EWG-Länder sind, so ist festzustellen, 
daß Italien auch weiterhin die höchste Zahl von 
Saisonarbeitern in Deutschland und Frankreich stellt. 

Ein letzter Hinweis erscheint noch hinsichtlich der 
Höhe der auf Grund dieser Verordnungen gezahlten 
Leistungen geboten; diö vorstehenden Zahlen be- 
treffen nur die Beträge der Leistungen im Gebiet 
anderer Mitgliedstaaten als des Staates, in dem der 
Schuldner-Träger seinen Sitz hat. Obwohl keine ge- 
nauen Angaben vorliegen, können die in den Be- 
schäftigungsländern an die Angehörigen der ande- 
ren Mitgliedstaaten, die dort tätig sind und wohnen, 
unmittelbar gewährten Leistungen mindestens gleich 
hoch angesetzt werden wie die Beträge, die in einem 
anderen als dem Beschäftigungsland gezahlt wer- 
den. Die vorstehend genannte Zahl von 80 Millionen 
Rechnungseinheiten ist demnach also zu verdoppeln. 
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